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Schluß mit den Ghettos!
Lübecker Antifa zu dem Brand im Flücht­
lingsheim Hafenstraße
Am Donnerstagmorgen gegen 3AO Uhr verboten und aufgelöst werden, können
brach in der Asylbewerberunterkunft 
Hafenstraße in Lübeck ein Brand aus, 
der mindestens zehn Todesopfer und 
zwanzig Schwerverletzte forderte. Die 
Aussagen der Behörden zur Brandursa­
che sind noch widersprüchlich. Wurde 
noch am Morgen des 18.1. erklärt, daß 
ein rassistischer Brandanschlag wahr­
scheinlich ist und auch drei Tatver- 
dächtigefestgenommen, so ist seit Sonn­
tag ein Libanese verhaftet, der in dem 
Haus wohnte. Angeblich soll er das Feu­
ergelegt haben, bestreitet jedoch bisher 
die Tat. Wir dokumentieren aus einem 
Flugblatt des Lübecker Bündnisses ge­
gen Rassismus, das am Tag des Brandes 
verteilt wurde, denn es kritisiert 
grundsätzlich die Zustände, die immer 
wieder zu solchen Katastrophen  führen. 
- (u.b.)

(...) Mitverantwortlich für solche ver­
heerenden Brände sind die mensche­
nunwürdigen Umstände, unter denen 
Flüchtlinge in Deutschland geradezu 
verwahrt werden. Die Konzentrierung 
von Flüchtlingen verschiedener Natio­
nalitäten in ghettoähnlichen Heimen 
muß beendet werden. Nicht nur, daß 
sich solche Unterkünfte als Ziele faschi­
stischer Angriffe geradezu anbieten, sie 
befinden sich auch oft in sehr bedenkli­
chem Zustand. In den vergangenen Mo­
naten kam es gehäuft zu Bränden in 
Flüchtlingsunterkünften, meistens 
sprachen die Behörden von technischen 
Defekten als Ursache. Die sichere Un­
terbringung von Flüchtlingen ist eine 
Pflichtaufgabe, Geldfragen dürfen hier 
keine Rolle spielen!

Flüchtlinge haben ein Recht auf Un­
terbringung in regulären Wohnungen!

Unabhängig vom konkreten Fall in Lü­
beck: Nazistrukturen bestehen weiter, 
die bisherigen Maßnahmen gegen den 
Hechtsextremismus waren Kosmetik 
zur Beruhigung der Bevölkerung. Die 
Verbote z.B. gegen FAp Nationalisti­
sche Front, Nationale Offensive und 
Deutsche Alternative haben den Struk­
turen nichts anhaben können. (...) Und 
solange nicht alle Naziorganisationen 

die Aktivisten der rechten Szene m an­
deren Organisationen Unterschlupf fin­
den und weiter ihrem verbrecherischen 
Treiben nachgehen. Auch Parteien wie 
die „Deutsche Volksunion“, die „Deut­
sche Liga für Volk und Heimat“, (die bei­
de zu den Landtagswahlen im März kan­
didieren), und die „Republikaner“ sind 
faschistische Verbrecherbanden und 
müssen zerschlagen werden.

Bewährungsprobe Wahl
Wir stellen klar: Unabhängige Antifa­

schistinnen werden keinerlei Auftreten 
von Nazis und ihrer Propaganda zur 
Landtagswahl dulden!

Wir fordern von den Behörden, daß 
DVU und DLHV keine Wahlzulassung 
erteilt wird, daß ihnen keine Genehmi­
gung für Plakate und Stellschilder, 
Kundgebungen und Infostände erteilt 
werden, daß Propagandawurfsendun­
gen nicht von der Deutschen Post AG 
ausgetragen werden.

Ohne Rücksicht darauf, ob die Ver­
antwortlichen endlich ihrer Aufgabe 
nachkommen, werden wir selber die 
notwendigen Maßnahmen treffen. Alle, 
die es mit der Bekämpfung von Rassis­
mus und Faschismus ernst meinen, ru­
fen wir auf, sich an diesen Maßnahmen 
aktiv zu beteiligen. Informationen dazu 
auch beim Antifa-Telefon (HL) 7020748.

Erkenntnisse offenlegen!
(...) Faschistische Ideologie entsteht 

nicht im luftleeren Raum. Die Ideologie 
wird durch Zeitungen, Flugblätter, Pla­
kate, Aufkleber, Videos etc. weiterge­
tragen. Dahinter stehen Parteien und 
Organisationen. Einzeltäter, die ganz 
von allein auf die Idee gekommen sind, 
Brandsätze zu werfen, gibt es nicht und 
hat es niemals gegeben. Die Rolle von 
Hintermännern und Organisationen 
wurden immer wieder von Justiz, Poli­
zei und Politik heruntergespielt. Wir for­
dern, daß Kontakte zwischen Tätern 
und Organisationen offengelegt wer­
den.

Der Opfer gedenken -
Konsequenzen ziehen -
aktiv werden!

(aus: Antifaschistische Nächr. 2/96, gekürzt)

Hannoveraner Appell
Für eine politische Lösung in Kurdistan

Politiker und Politikerinnen aus SPD, 
Grünen, PDS, Vertreter linnen des Bund 
Demokratischer Wissenschafter und 
Wissenschaftlerinnen, von medico in­
ternational, Flüchtlingsräten, Pro Asyl, 
Rechtsanwälte-Vereinigungen und das 
Kurdistan-Informationszentrum (KIZ) 
in Köln haben einen „Hannoveraner Ap­
pell“ beschlossen, der demnächst auf ei­
ner Pressekonferenz vorgestellt werden 
soll. Zur Zeit werden noch weitere Un­
terstützer linnen gesucht. Kontaktadres­
se ist das KIZ, Postfach 101937, 50459 
Köln, Tel. 0221-1300422, Fax 0221-1300424

Der Aufruf fordert die Öffentlichkeit 
auf, den Waffenstillstand der PKK zu 
verstärkten Anstrengungen für eine po­
litische Lösung des Kurdistan-Kon­
flikts zu nutzen. Die Staaten der EU sei­
en aufgerufen, nach dem Beitritt der 
Türkei zur Zollunion ihren Druck auf die 
türkische Regierung zu verstärken. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, die 
Verbote kurdischer Vereinigungen auf­
zuheben und sich ebenfalls gegenüber 
der Türkei für eine politische Lösung 
des Konflikts einzusetzen.

Auch in Großbritannien haben sich 
Abgeordnete für eine politische Lösung 
des Kurdistan-Konflikts ausgespro­
chen. Die Abgeordneten T. Benn, A. 
Walker, H. Cohen (alle Labour-Party), 
der Europaabgeordnete P Crampton, B. 
Kent (Vorsitzender des Internationalen 
Friedensbüros) sowie der Schriftsteller 
H. Pinter forderten außerdem die Ein­
haltung der Menschenrechte in der Tür­
kei. Das Europäische Parlament solle 
zugunsten des einseitigen Waffenstill­
standes der PKK auf die Verantwortli­
chen in Ankara Druck ausüben. In ei­
nem Brief an die Zeitung The Indepen­
dent am 2.1. heißt es u.a., die Regierung 
Ciller habe für den Eintritt in die Zoll­
union mit den zugesagten Demokrati­
sierungsreformen ein „Windei“ produ­
ziert. Die Forderung nach einer friedli­
chen Lösung der kurdischen Frage un­
terstützen auch Lord N. Rea, die Abge­
ordnete der walisischen Part ei, C. Dafis, 
R. Crampton, der Flüchtlingsbeauf­
tragte für West minster der katholischen

Die Hauptstadt Berlin wird in wenigen Tagen erst­
mals in der Geschichte der BRD einen General­
leutnant als neuen Innensenator haben: Jörg 
Schönbohm. Der 58-jährige war vor seiner Desi­
gnierung durch die Berliner CDU für das neue Amt 
u.a. Adjutant des früheren Verteidigungsministers 
Wörner, dann Chef einer Panzerdivision, dann un­
ter Rupert Scholz Leiter des Planungsstabes der 
Bundeswehr. Nach der DDR-Annexion wurde er Be­
fehlshaber des Bundeswehrkommandos Ost, In­
spekteur des Heeres u.a.. Als Lieblingsautor soll 
er den Nazi-Schriftsteller Ernst Jünger genannt ha­
ben. Sollten Schäubles „Gedankenspiele“ vom Ein­
satz der Bundeswehr im Innern jemals Wirklichkeit 
werden - der neue Innensenator von Berlin bringt 
die Erfahrungen dafür mit (rül)

Kirche, M. Fenney, die Juristen N. Mül­
ler, J. Mclven, St. Wats, Sh. Laizer und 
E. Schmid.

Ebenfalls in den letztenTagen hat der 
Vorsitzende des Kurdischen Exilparla­
ments, Yasar Kaya, in einem Brief an 30 
Parlamentspräsidenten erneut die Vor­
schläge zur friedlichen und politischen 
Lösung des Konfliktes in Kurdistan er­
läutert und um eine Unterstützung des 
Waffenstillstandes der PKK gebeten.

In einer Presseerklärung rief die „Fö­
deration der Demokratischen Weltju­
gendverbände“, vertreten in 57 Ländern 
aller Kontinente, zu einer Verhand­
lungslösung auf und begrüßte ebenfalls 
den einseitigen Waffenstillstand der 
PKK. In der Erklärung werden die „Mor­
de unbekannter Täter“, die Inhaftie­
rung wegen „Gedankenschuld“ und die 
systematische Folter durch das türki­
sche Regime angeprangert. Der Ju­
gendverband erklärte, sich mit allen 
Mitteln für eine friedliche und politische 
Lösung des Konfliktes einzusetzen.

Auch in der Schweiz haben zahlreiche 
Politiker/innen in öffentlichen Er­
klärungen den einseitigen Waffenstill­
stand der PKK unterstützt und zu einer 
politischen Lösung aufgerufen, darun­
ter die Abgeordneten der Schweizer So­
zialdemokratischen • Partei Angeline 
Frankenhauser, Remo Gysin, Silva Se- 
madeni, Ursula Hafner, Ernst Leuten­
berger, Ursula Gaumlin, Rudolf Strahm, 
Andreas Gross, Jost Gross, Anita Tha- 
nel, Regina Aepli, Margith von Felten, 
Jean Nils, Jean Claude Rennmall, die 
Abgeordneten der Schweizer Grünen 
Pia Höllenstein, Hugo Fasel, Rudi Rech- 
steiner.

In Österreich unterstützte u.a. der 
SPÖ-Politiker Karl Schrammek den 
einseitigen Waffenstillstand und forder­
te erneut eine politische Lösung.

Im Europaparlament appellierten u.a. 
Pauline Green (Vorsitzende der Soziali­
stischen Gruppe), und Jannis Sakella- 
rio (Mitglied der Außenpolitischen 
Kommission) für eine politische Lösung 
und begrüßten den Waffenstillstand der 
PKK ais Schritt in diese Richtung. (rul) 
Quelle: ..Kurdistan-Rundbrief Nr. 2796



2 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft

AKTUELL IN BONN

Fast 50 Milliarden DM 
für Sozialhilfe in 1994
In einer Antwort auf eine große An­
frage der SPD hat die Bundesregie­
rung die Sozialhilfe-Ausgaben für das 
Jahr 1994 auf 49,56 Mrd. DM beziffert. 
Frech bezeichnet sie in der gleichen 
Antwort das Bild einer zunehmenden 
Verarmung und Verelendung von Tei­
len der Bevölkerung als „falsch“. Be­
gründung: 17,77 Mrd. DM Sozialhilfe 
seien für Pflegebedürftige und 12,29 
Mrd. DM als Eingliederungshilfe für 
Behinderte gezahlt worden, diese 
Zahlungen seien „weniger auf zu nied­
rige Einkommen als vielmehr auf zu 
hohe Kosten stationärer Hilfsmaß­
nahmen zurückzuführen“. Eine Logik 
des Typs: „Du bist nicht arm, deine 
Miete und deine Lebensmittel sind 
nur zu teuer!“ Die schroffen Ost-West- 
Unterschiede im Einkommen ver­
deutlichen zwei weitere Angaben in 
der Antwort der Regierung: Danach 
erzielten „West-Haushalte“ 1993 ein 
durchschnittliches Jahreseinkom­
men von 59.000 DM, Ost-Haushalte 
dagegen nur 38.000 DM.

PDS beantragt 
Wahlrechtsänderung
Die Bundestagsgruppe der PDS hat 
ein Gesetzespaket zur Wahlrechtsän­
derung beschlossen. Der Entwurf hat 
vier Kernpunkte: die Herabsetzung 
des aktiven Wahlrechts auf 16 Jahre, 
die Ausweitung des aktiven und pas­
siven Wahlrechts auf ausländische 
Personen, die seit mindestens fünf 
Jahren rechtmäßig ihren ständigen 
Wohnsitz in der BRD haben, die Zu­
lassung von Präferenzstimmen, mit 
denen die Wählerinnen und Wähler 
Einfluß auf die Reihenfolge der Kan­
didatinnen und Kandidaten auf den 
Landeslisten der Parteien nehmen 
können, und die Abschaffung der 
Sperrklausel. Ein ähnlicher Antrag 
war bereits im letzten Bundestag von 
der PDS eingebracht worden und da­
mals von allen anderen Parteien ab­
gelehnt worden.

Plus 1.100 DM im Monat
Am 1. Februar erhalten die Bundes­
tagsabgeordneten erstmals die im 
Dezember verabschiedete Diätener­
höhung (11.300 DM statt bisher 10.366 
DM). Die Diätenerhöhung wird rück­
wirkend zum 1. Oktober gezahlt. Jetzt 
hat der Ältestenrat des Bundestags 
auch die steuerfreie Kostenpauscha­
le rückwirkend zum 1. Januar erhöht, 
von 5.987 DM auf 6.122 DM. Beides zu­
sammen macht etwa 1.100 DM mehr 
pro Monat und wird die Abgeordne­
ten der Regierung sicher in die richti­
ge „Spar-Stimmung“ bringen bei den 
nächsten Kürzungen der Sozialhilfe, 
der Arbeitslosenhilfe usw.

Wozu will Bayern 
waffentaugliches Uran?
Die Technische Universität München 
will in dem umstrittenen Forschungs­
reaktor München II in Garching un­
bedingt atomwaffentaugliches Uran 
als Neutronenquelle einsetzen. Das 
Projekt hat zu Spannungen mit den 
USA geführt. Letzte Woche fanden bi­
laterale Kriscngcspnjche statt. Das 
Vorhuben würde die langjährigen In­
ternationalen Bemühungen um die 
Austrocknung des Handels mit atom­

waffenfähigem Uran untergraben, kri­
tisierten sie u.a. Der bayerische Kul­
tusminister Zehetmaier bestand auf 
dem Vorhaben: Die Planungskompe­
tenz liege in Bayern, und er lasse „kei­
ne konzeptionellen Experimente zu“. 
Die USA haben eine scharfe öffentli­
che Erklärung angekündigt, mit Gar­
ching werde es keine Kooperation ge­
ben. Der Forschungsstaatssekretär 
Neumann (CDU) der Bundesregie­
rung deutete am 19.1. im Bundestag 
an, man sei unter bestimmten Bedin­
gungen bereit, gemeinsam mit der 
bayerischen Staatsregierung neue 
Überlegungen anzustellen.

DGB will „Reichtumbericht“
Die stellvertretende DGB-Vorsitzen­
de Engelen-Kefer fordert von der 
Bundesregierung einen regelmäßigen 
„Reichtumbericht“. Die amtliche Ver­
mögensstatistik sei völlig unzurei­
chend. Nach DGB-Berechnungen 
verfüge das obere Zehntel der west­
deutschen Haushalte über Privatver­
mögen von ca. 3000 Milliarden DM, 
das sei mehr als die Hälfte aller Pri­
vatvermögen. Das obere Drittel kon­
zentriere bereits 90% aller Privatver­
mögen auf sich. Die derzeitigen An­
gaben des Statistischen Bundesam­
tes dagegen beruhten auf freiwilligen 
Befragungen, wobei die ganz Reichen 
mit Monatseinkommen über 35.000 
DM gar nicht erfaßt würden.

VS contra Scientology?
Familienministerin Nölte will den Ver­
fassungsschutz gegen die Sekte 
„Scientology“ einsetzen. Die Sekte 
habe ein höchst bedenkliches Demo­
kratieverständnis und ein menschen­
verachtendes Menschenbild, so die 
Ministerin. Nach den Kriterien der 
Ministerin ließen sich die Schlapphü­
te genausogut auf die Katholische 
Kirche ansetzen, deren religiöse Dog­
matik bekanntermaßen gegen zahl­
reiche Verfassungsgrundsätze ver­
stößt, angefangen vom Verstoß gegen 
die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau, die Verweigerung des 
Rechts auf Scheidung, das Verbot ge­
werkschaftlicher Betätigung in kirch­
lichen Einrichtungen usw. Auch in der 
Presse stieß der Vorstoß der Ministe­
rin nicht auf Gegenliebe. Der Berliner 
„Tagesspiegel“ meinte, der Reichtum 
der Sekte beruhe bekanntlich auf Im­
mobilienspekulationen: „Mit einem 
Schlag beispielsweise könnte Bonn 
den Scientologen breite Teile ihrer 
wirtschaftlichen Grundlagen entzie­
hen, wenn es die Courtagen (Vermitt­
lungsgebühren für Makler, d. Red.) 
bei Wohnungsverkäufen von der üp­
pigen Mercedes- auf die angemessene 
Moped-Dimension zurückstutzen 
würde - wohl kein zu hoher Preis, 
wenn es tatsächlich um die Abwehr ei­
ner drohenden Weltdiktatur ginge.“

Was kommt demnächst?
Am 26./27.1. beraten CDU und CSU 
über ihre künftige gemeinsame Stra­
tegie. Am 9.2. tagt der Bundesrat, u.a. 
über Seehofers Pläne zur „Kranken­
hausreform“. Am 10.3. sind in Bayern 
Kommunalwahlcn, am 24.3. Land­
tagswahlen in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein. 
Am 26.3. tagt die nächste Innenmini­
sterkonferenz, dabei geht cs u.a. um 
die Rückführung der Krlegsflüehtlin- 
gc aus Bosnien.

Repressionswelle gegen 
die politische Opposition
Eine Initiative gegen die Ermächtigungspara* 
grafen ist erforderlich

§ 20 Vereinsgesetz 
zur Ausschaltung von Opposition 
gegen die Außenpolitik

Am 15. Januar begann vor der Staats­
schutzkammer am Landgericht Nürn­
berg ein Prozeß gegen den früheren 
presserechtlich verantwortlichen Re­
dakteur des Nachrichtenblattes „Biji - 
Informationen aus Kurdistan und der 
BRD“.

Ihm wird vorgeworfen, durch die Do­
kumentation von Erklärungen der 
ERNK und von Bilanzen des Befrei­
ungskampfes der ARGK gegen § 20 Ver­
einsgesetz verstoßen zu haben.

Die Staatsanwaltschaft forderte eine 
Gesamtstrafe von 150 Tagessätzen für 
die „Propaganda der Handlungsziele“ 
verbotener Organisationen und „Sym­
pathiewerbung“. Ein Urteil wurde noch 
nicht gesprochen.

Ein weiteres Verfahren wg. § 20 Ver­
einsgesetz ist gegen den Redakteur des 
„Kurdistan-Rundbriefs“ anhängig. 
Auch hier geht es um die Dokumentati­
on von Äußerungen der kurdischen Sei­
te, konkret um den Abdruck des 
Grußwortes des PKK-Vorsitzenden 
Öcalan an die Bonner Großdemonstra­
tion am 17. Juni 1995.

Die Verfolgung der kurdischen Bevöl­
kerung in der BRD wird mehr und mehr 
auf die Solidaritätsbewegung ausgewei­
tet. Sie bedroht eine um Authentizität 
bemühte Berichterstattung über den 
kurdischen Befreiungskampf, die der 
Außenpolitik der Bundesrepublik, der 
bedingungslosen Unterstützung des 
Krieges der Türkischen Republik, wi­
derspricht, und sucht die freie Mei­
nungsbildung über und damit die Op­
position gegen die Außenpolitik der 
BRD zu unterdrücken.

Mit den § 129 und § 129a 
gegen die Meinungsfreiheit

Die über 30 Durchsuchungen im Zuge 
von Ermittlungsverfahren gegen radi­
kal, AIZ und K.O.M.I.T.E.E. am 13.6.95 
waren, wie sich immer mehr heraus­
stellt, Auftakt zu einer großangelegten 
Verfolgungswelle, deren Ausmaß in der 
Öffentlichkeit weitgehend unbekannt 
und auch noch gar nicht abzusehen ist.

Vier angebliche radifcaZ-Redakteure 
saßen sechs Monate unter Isolations­
haftbedingungen in Untersuchungshaft 
und wurden nur gegen harte Auflagen 
entlassen; andere haben sich der Ver­
haftung unter Aufgabe ihres bisherigen 
Lebens entzogen. Ihnen allen wird vor­
geworfen, sich an der Herausgabe der 
seit 1976 erscheinenden Untergrund-. 
Zeitschrift „radikal“ beteiligt zu haben, 
was nicht nur als Billigung von bzw. Auf­
forderung und Anleitung zu Straftaten, 
Werbung für terroristische Vereinigun­
gen sowie Umsatzsteuerhinterziehung 
gewertet wird, sondern auch als Mit­
gliedschaft in einer kriminellen Vereini­
gung im Sinne des § 129 Strafgesetz­
buch.

Darüber hinaus wird im Zusammen­
hang mit dem 13. Juni 1995 gegen eine 
unbekannte Zahl von Menschen aus 
verschiedenen Spektren unter verschie­
denen Vorwürfen ermittelt, so u.a. gegen 
ehemalige Gefangene aus der RAF we­
gen „Mitgliedschaft in einer terroristi­
schen Vereinigung“ (Verstoß gegen Pa­
ragraf 129a StGB).

Grundlage all dieser Ermittlungen ist 
ein nach geltendem Strafprozeßrecht 
unzulässiger monatelanger Lauschan- 
griff gegen ein Haus in der Eifel, in dem 
sich Menschen aus unterschiedlichen 
Szenen zu Diskussionen trafen. Der 
Lauschangriff wiederum geht vermut­
lich auf den Einsatz des Verfassungs­
schutzprovokateurs Steinmetz zurück

Die Staatsmacht steigert den Verfol­
gungsdruck durch immer neue Haus­
durchsuchungen und Beschlagnahme­
aktionen, allein zwischen dem 14. und 
19. Dezember in Dresden, Oldenburg 
Bremen, Münster und Kiel.

Menschen, die als Zeugen vorgelader 
werden, sind bei Aussageverweigerung 
von Beugehaft bedroht. In diesem und 
parallelen Ermittlungsverfahren, die 
ebenfalls auf den Einsatz des Verfas 
sungsschutzprovokateurs Steinmet! 
zurückgehen, wurde in den letzten Mo 
naten bzw. wird zur Zeit gegen minde 
stens sieben Personen eine mehrmona 
tige Beugehaft vollstreckt.

Betroffen sind gegenwärtig zum Bei­
spiel vier Menschen aus einem linker. 
Wohnprojekt in Frankfurt, die sich wei 
gerten, gegen eine Mitbewohnerin we 
gen „Weiterstadt“ auszusagen.

Mammutverfahren gegen die Au­
tonome Antifa (M) in Göttingen

Ein weiterer Höhepunkt der Repressi 
onswelle ist der Prozeß gegen die Auto 
nome Antifa (M) aus Göttingen, in detf 
sich ab August 17 vermeintliche Mit 
glieder vor der Staatsschutzkammei 
Lüneburg gegen den Vorwurf der „Bil 
düng einer kriminellen Vereinigung1 
(§ 129) verteidigen müssen. Der Prozel 
ist auf mindestens 114 Tage (3 Ver 
handlungstage pro Woche) terminier1 
und kann auch nach Aussagen der Ver 
folgungsbehörden Jahre dauern. Die ge 
schätzten Kosten allein für die Fahrtei 
Göttingen - Lüneburg und. die insge 
samt 34 benötigten Verteidiger belaufet 
sich auf mindestens 3,5 Mio. DM. Mifc 
welcher Gewalt hier die Staatsmacht U1 
linke Diskussions- und Organisation^ 
Zusammenhänge eingreift, verdeutli' 
chen Mitschnitte von fast 14.000 Tele' 
fongesprächen und die Dokumentation 
von zahllosen Überwachungen, teil$ 
rund um die Uhr.

Grundlage all der Verfolgungen sin^ 
nicht nachweisbare Straftaten, zu dßz 
nen Täter ermittelt werden; Grundlage 
sind Paragrafen wie die §§129 und 129^ 
StGB sowie § 20 Vereinsgesetz, die bei' 
den vor allem, mit deren Hilfe di^ 
Staatsmacht Menschen aufgrund vo*1 
Meinungen, von Opposition oder auf'1 
gründ allein von zustimmender Erörtß' 
rung militanten Widerstands auch ohr^ 
Taten zu Tätern machen und 
Straftäter verfolgen kann. Paragraf^ 
also, die die Staatsmacht nicht binde*1 
und zügeln, sondern mit denen sie sic^ 
selbst zu maßloser Verfolgung von pol* j 
tischem Widerstand - in der Breite un^ 
in der Tiefe - ermächtigt.

Darin wird das Ziel der gegenwärtige** 
Repression erkennbar: Durch brutal^ 
Demonstration ihrer Übermacht uny 
des hohen persönlichen Risikos für W*1 
derstand wollen die Verfolgungsbehö*'1 
den Widerstandsgeist brechen, Unte^ 
tanengeist erzwingen. (SCc[
Quellen: Angehörigcn-Info 17ß, Presse^ 
klärung der Autonomen Antifa (M), Kur^ 
stan-Rundbrief.
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D
ie Forderung des Vorsitzenden der
IG Metall, Klaus Zwickel, nach ei­
nem „Bündnis für Arbeit“ hat eine 

Fülle unterschiedlicher Reaktionen 
hervorgerufen. Da sind einerseits aus 
den Untemehmerverbänden und aus 
der konservativen und liberalen Politik 
radikal-marktwirtschaftliche Standort­
programme mit Lohnsenkung, Deregu­
lierung der Arbeitsverhältnisse, Ein­
schnitte bei der sozialen Sicherung und 
allgemeiner Senkung der Kapitalsteu- 
em. Da keimen andererseits aber auch 
Hoffnungen, daß dieses „Bündnis“ ein 
Kristallisationspunkt gerade für die ge­
genteiligen Bestrebungen sein könnte, 
für soziale Reformen - gegen Massenar­
beitslosigkeit und für eine neue Vertei­
lung von Arbeit und gesellschaftlichem 
Reichtum, gegen Armut und für eine 
nötige Neugestaltung sozialer Siche­
rung. Und tatsächlich wäre eine Initia­
tive der Gewerkschaften, der sich ver­
schiedene soziale und politische Kräfte 
mit ihren jeweiligen Reformkonzepten 
anschließen könnten, eine gute Sache. 
Gegen solche Bestrebungen nach einer 
Bündelung sozialer Reformkonzepte 
soll hier nicht gesprochen werden, im 
Gegenteil.

Diese erste Stellungnahme, die un­
mittelbar vor der sogenannten „Kanzl­
errunde“ abgeschlossen werden mußte, 
beleuchtet vor allem, was die Kapitali­
sten mit dieser „Bündnis“kampagne der 
IG Metall aufdrücken wollen.

Konturen des „Bündnisses"

Aus den Verhandlungen zwischen der 
IG Metall und dem Arbeitgeberverband 
Gesamtmetall schälen sich die ersten 
Konturen des „Bündnisses“ heraus, das 
nicht auf die Metallindustrie be­
schränkt bleiben wird: Der Vorstand der 
IG Metall öffnet sich für niedrigere Ein­
stiegstarife für Langszeitarbeitslose, für 
die Erleichterung und Ausweitung be­
fristeter Arbeitsverhältnisse und für 
niedrigere Einkommensforderungen in 
der Zukunft. Gesamtmetall bewegt sich 
ein Stück beim Freizeitausgleich für 
Überstunden. Beide Seiten sehen in die­
sen Ergebnissen „Fortschritte“, aber 
auch weiteren Verhandlungsbedarf. Die 
eingeschlagene Richtung heißt also: 
Lohnverzicht und Deregulierungsmaß­
nahmen gegen vage Aussichten bei der 
Beschäftigung. Gesamtmetall will wei­
tere Punkte „abarbeiten“ und z.B. über 
eine „Beschäftigungs-Optionsklausel“ 
verhandeln, nach der die Betriebspar­
teien gegen Beschäftigungsgarantien 
den Verzicht auf tarifliche Leistungen 
wie Sonderzahlungen, 13. Monatsein­
kommen, Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
sowie Überstundenzuschläge vereinba­
ren könnten.

Von seinen Ausgangsforderungen auf 
dem Gewerkschaftstag hat sich Klaus 
Zwickel schon wegbewegt. Damals hat­
te er als „Vorbedingungen“, die Arbeit­
geber und Regierung zu erfüllen hätten, 
genannt: Verzicht auf betriebsbedingte 
Kündigungen, Schaffung von 110.000 
neuen Arbeitsplätzen in diesem Jahr 
(330.000bis 1998), davon 10.000 (30.000) 
für Langzeitarbeitslose, Erhöhung der 
Ausbildungsplätze um jährlich 5%, Ver­
zicht der Bundesregierung auf Lei­
stungskürzungen bei Arbeitslosen und 
Armen, Einrichtung eines gesetzlichen 
Finanzierungsausgleichs zwischen aus­
bildenden und nicht-ausbildenden Be­
trieben.

Im Gegenzug wollte Zwickel bei den 
Tarifforderungen für 1997 nur den Aus­
gleich der Preissteigerung verlangen 
und zeitlich befristeten Einarbeitungs­
abschlägen bei Langzeitarbeitslosen 
zustimmen. Jetzt zeichnet sich ab: Die 
Zustimmung des Vorstands zu Deregu­
lierungsmaßnahmen wird über die da­
maligen Signale hinausgehen; die Aus­
weitung von Beschäftigung wird hinter 
Verbindlichen Regelungen gegen Ent-

Kein Generationenvertrag
. SZ: Wollen Sie damit sagen, daß der so 
oft zitierte Gcnerationenvertrag, der die 
Versorgung aller ermöglichen soll, nicht 
mehr gilt?

Biedenkopf: Die Generation meiner 
Kinder hat dadurch, daß sie nur wenige 
Kinder hat, den Generationenvertrag 
lägnst aufgekündigt. Die Vorstellung, 
man könne ein Umlagesystem unbescha­
det der demographischen Entwicklung 
und der Bereitschaft der Bevölkerung, 
Kapital 2u bilden, auf Jahrzehnte hinaus 
garantieren, ist unrealistisch. Norbert 
Blüm mag über Zustände und Verläßlich­
keit des Gencrationenvertragcs sagen, 
was er will. ’

Etwa 70.000 Metaller protestierten am 22.1. bundesweit gegen Blüms Pläne zur Kürzung der Renten
bei Frühverrentung.

„Bündnis für Arbeit“?
Bislang eher ein Konzept, um 

den Grad der Freizügigkeit 
für die Unternehmen (zu) erhöhen“ 
(Dr. Hundt, Gesamtmetall)

lassungen und für Einstellungen 
Zurückbleiben. Die bisher noch vage Zu­
stimmung von Gesamtmetall zu mehr 
Freizeitausgleich für Überstunden dürf­
te nämlich mit dem Konzept der 
(Lang) Zeitkonten verknüpft werden.

Bei diesen Zeitkonten, die auch der 
IG-Metall-Vorstand fördert, werden 
Mehrarbeitsstunden (teilweise bis in 
die Hunderte oder auch ohne jede Ober­
grenze) längerfristig (teils auch ohne 
zeitliche Beschränkung) aufsummiert, 
um sie zukünftig wieder abzufeiem. 
Häufig werden in diesem Zusammen­
hang Mehrarbeitszuschläge verringert 
oder abgeschafft. So wurden in den ver­
gangenen Tagen bei Ford Köln neue 
Zeitkonten eingeführt, die die Mehrar­
beit in beschäftigungskritischen Abtei­
lungen aufnehmen sollen; dazu ein „Se­
niorenkonto“, auf dem langfristig Über­
stunden geparkt werden sollen, um in 
den Jahren vor der Rente die Arbeits­
zeit zu verkürzen. (1)

Die bisherigen Erfahrungen mit Zeit­
konten zeigen, daß sie gerade wenig be­
schäftigungswirksam sind, weil der 
Zeitausgleich in die Zukunft verscho­
ben wird und dann vielfach an „betrieb­
lichen Erfordernissen“ scheitert. Auch 
die - von der IG Metall unterstützte - 
Einschränkung von Mehrarbeitszu­
schlägen macht Überstunden für die 
Unternehmen eher interessanter, weil 
billiger. Kräftige Wirkungen für die Be­
schäftigung sind von den bisher abseh­
baren Maßnahmen nicht zu erwarten.

Gewerkschaften unter
Handlungsdruck

Natürlich müssen die Gewerkschaften

Die Menschen, werden xia 
die Kosten des Sozialsys 
geführt. So glaubt die 
immer/ sie bekämen ihre 
im Alter zurück.r

Dpr sär.hsischp Minisfprpräsidpnt Biedenkopf (CDU) in einem Interview mit der Süddeutschen Zeitlin

handeln. Die ständige Zunahme der Ar­
beitslosigkeit, die wachsende Armut, 
die Einschränkung von Sozialversiche­
rung und Sozialhilfe und die Unterspü­
lung der tariflichen Arbeitsbedingun­
gen bedrohen alle sozialen Standards 
und die Existenz der Gewerkschaften 
selber, die in der BRD stets als ein Boll­
werk gegen solche Entwicklungen gal­
ten. Vielen, die noch beschäftigt sind, 
macht die Angst vor Arbeitslosigkeit 
und Ausgrenzung zu schaffen, bis in die 
Reihen von Besserverdienenden (so daß 
z.B. eine Versicherung wie die Volksfür­
sorge einen Markt für eine private Zu­
satzversicherung bei Arbeitslosigkeit 
sieht).

Auch die schrankenlose Standortdis­
kussion der letzten Wochen zeigt, wie 
sehr die Gewerkschaften mit dem 
Rücken an der Wand stehen.

Da gab z.B. die Vereinigung Mittel­
ständischer Unternehmer (VMU) die 
Ergebnisse einer Umfrage unter 1.750 
Unternehmen bekannt: 41% unterliefen 
erklärtermaßen die Tarifverträge. Ein 
weiteres Drittel habe auf die entspre­
chende Frage keine Antwort gegeben 
und sei wohl mehrheitlich auch dem Ta­
rifbruchlager zuzuordnen. Nur 30,5% 
hielten sich nach eigener Aussage an die 
Tarife. (2)

Nun mögen diese Zahlen im einzelnen 
noch durch die propagandistischen In­
teressen von Unternehmen und Ver­
band verbogen sein. Aber die Erfahrung
- nicht nur beim Mittelstand, sondern 
auch in der Großindustrie - bestätigt 
die Tendenz. Und es ist bezeichnend, 
daß die Veröffentlichung solcher Daten
- immerhin wird dort (Tarif)Recht ge­
brochen - nicht zum öffentlichen Auf­

schrei führt, noch nicht einmal mehr bei 
den Gewerkschaften.

Gewerkschaftlicher Handlungsbedarf 
besteht auch gegenüber der Regie­
rungspolitik, die die Gunst der Stunde 
für die weitere Deregulierung (Laden­
schluß), für die Einschränkung sozialer 
Leistungen und die Senkung von Kapi- 
talsteuem nutzen will. Es kann keine 
Rede davon sein, daß sich Konservative 
und Liberale angesichts des Bündnis­
angebots aus der IG Metall mäßigen 
würden.

„Geben und Nehmen"?

Aber muß die IG Metall, müssen die Ge­
werkschaften so handeln? Das „Bünd- 
nis“konzept setzt die Politik der IG Me­
tall aus den letzten Jahren fort: den VW- 
Tarifvertrag mit Absenkung der Ar­
beitszeit ohne Lohnausgleich und den 
Beschäftigungssicherungstarif, der den 
VW-Vertrag auf die ganze Metallbranche 
übertragen hat. - Verzicht auf einzelne 
tarifliche Leistungen gegen Beschäfti­
gungsgarantien. Eine kritische Bilanz 
dieser Politik gibt es aber nicht. Und 
auch keine demokratische Meinungs­
bildung und Beschlußfassung über das 
„Bündnis“konzept, obwohl damit ge­
werkschaftliche Positionen verändert 
werden.

Klaus Zwickel spricht vom „Geben 
und Nehmen“ - die IG Metall „gibt“ 
Lohnverzicht und Deregulierungsmaß­
nahmen und „nimmt“ dafür Aussichten 
auf mehr Beschäftigung. Das bürgerli­
che Lager läßt sich aber auf kein „Ge­
ben“ ein, sondern verficht seine Interes­
sen ohne Abstriche. Gewerkschaftliche 
Zugeständnisse behandelt es eher als 
Einladung, noch stärker zuzulangen. 
Andererseits verwischt die Vorstellung 
von „Geben und Nehmen“ die Maßstä­
be auf der Gewerkschaftsseite. Hat man 
mit dem „Geben“ erstmal begonnen, 
legt man eben nach, wenn es noch nicht 
reicht. Deshalb macht das „Bündnis“ 
den Eindruck einer trostlosen schiefen 
Bahn, wo man derzeit nicht sicher ist, 
welche Positionen die Gewerkschafts­
seite noch hin„gibt“.

Freilich hat dieser Kurs auch in der IG 
Metall, in anderen Gewerkschaften und 
im DGB Unterstützung. Zum Beispiel 
der Vorsitzende der ÖTV Mai, hat die 
anschauliche Formulierung gewählt, 
die Gewerkschaften hätten mit dem 
Bündnis „die Zugbrücke zu unserer 
Burgruntergelassen“ und seien jetzt da­
bei „die Rüstungen abzulegen“. Ausge­
sprochen unappetitlich die Stellung­
nahme des Vorsitzenden der IG Chemie, 
Schmoldt, der die französische Streik­
bewegung für das „Bündnis“ folgender­
maßen bemühte: „Wenn das Bündnis 
scheitert, ist auch das Modell der Sozi­
alpartnerschaft gefährdet. Das bedeu­
tet: Unsere Fähigkeit, im Konsens Lö­
sungen zu suchen, ist in Frage gestellt. 
Frankreich läßt grüßen.“ (3) Die Erfah­
rung der französischen Streikbewegung 
wird nicht etwa aufgenommen: Was hat 
sie erreicht? Was nicht? Was kann man 
für den gewerkschaftlichen Widerstand 
in den EU-Ländern lernen? Stattdessen 
wird sie abschätzig als Drohung vor ei­
nem Scheitern des Bündnisangebots 
mißbraucht.

Die ganze Standort/Bündnis-Ausein- 
andersetzung ist ein erbitterter Kampf 
um die künftige Gestaltung von Arbeit 
und Gesellschaft. Die Gewerkschaften 
sollten sich nicht auf Lösungen abdrän­
gen lassen, die auf Kosten von Armen, 
Arbeitsuchenden und Niedrigverdien­
enden gehen. Sie sollten ihre Konzepte 
auch nicht auf den Rahmen der kapita­
listischen großindustriellen Produktion 
einschnüren lassen, die die gegenwärti­
gen Krisen gerade hervortreibt, (rok)

Queilenhlnwcis: (1) Stuttgarter Zeitung. 
0.1.9«; (2) Stuttgarter Zeitung. 10.1.90; (3). 
Stuttgarter Zeitung, 15.1.90.
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Schlechte Aussichten für die FDP Anhaltende Verluste bei jungen 
und weiblichen Wählern

Auf dem traditionellen Dreikönigstref­
fen der FDP faßte der Bundesvorsitzen­
de Dr. Gerhardt das Konzept zusam­
men, mit dem er und seine Mannen das 
parlamentarische Überleben der Partei 
sichern wollen (1):

„Bedenkenträgem bei Forschung und 
Innovation, Gleichmachem bei Schule 
und Bildung, Neidhammeln gegenüber 
besonderer Begabung und Leistung, 
Modemisierungsverweigerem, Arbeits- 
platzvemichtem, die die Schattenwirt­
schaft begünstigen, die rechts leben 
und links wählen, denen wollen wir die 
politische Bühne in Deutschland nicht 
überlassen. 1996 geht es bei den bevor­
stehenden Wahlen in Schleswig-Hol­
stein, in Rheinland-Pfalz, in Baden- 
Württemberg um die Behauptung der 
F.D.P und damit um den Kurs unseres 
Landes.“

Die Rede folgte einer vorangegange­
nen Ausrichtung der übriggebliebenen 
Parteikader u.a. durch einen Artikel im 
Handelsblatt vom 15.12.95. Dort kom­
mentiert Prof. Werner Kaltefleiter, Di­
rektor des Instituts für Politische Wis-
senschaft an der 
Universität Kiel, 
rechts und
berüchtigt, das 
Ergebnis der
FD.P-Mitglie- 
derbefragung 
zum Thema 
„Großer 
Lauschan­
griff“ (3):

„Überspitzt 
formuliert: Die 
Politik der FDP 
kann 90% der 
Bevölkerung 

verärgern; wenn 
sie konsistent 
und konsequent 
die Interessen 
von 10% vertritt, ist sie im Rahmen ih­
rer Möglichkeiten erfolgreich... Die Mit­
glieder haben sich mit ihrer Entschei­
dung der Tyrannei der linksliberalen 
Minderheit entledigt. Die 
Parteiführung ist jetzt frei, konsequent 
ordnungspolitischen Liberalismus zu 
betreiben.“

Kann ein Parteivorstand, der Hierar­
chie, Denkweise und Umgangsformen 
des deutschen Konzemmanagements 
zu einer gesellschaftspolitischen Strö­
mung machen will, mehr als 5% bei 
Wahlen gewinnen? Die in den Tabellen 
1 bis 4 zusammengestellten Zahlen ma­
chen deutlich, daß es in der Wähler­
schaft der F.D.P, die insgesamt konti­
nuierlich abnimmt, soziale Umwälzun­
gen gegeben hat. Anfang der 70er Jahre 
nat die Altersgruppe zwischen 25 und 34 
iberproportional F.D.P gewählt - und 
;war Frauen und Männer. Heute, 20 Jah- 
e später, findet sich diese Wählerschaft 
n den Altersgruppen über 40 wieder, die 
mmer noch überproportional zum Er­
gebnis der F.D.P beitragen. Dagegen ist 
iei den heute 25-34Jährigen ein deutli­
cher Einbruch festzustellen.
Der Frauenanteil der FDP-Wähler- 

ichaft sinkt ebenfalls beständig. Die in 
Fabelte 4 dargestellte Entwicklung gilt 
ihnllch für NRW und Berlin. Es ist da- 
'on auszugehen, daß die Veränderun­
gen in der Wählerschaft beim Partelka- 
Icr noch wesentlich schroffer stattfln- 
len: Bisher ist noch jedes weibliche 
•DP-Mitglted kurz vor oder kurz nach 
Streichen eines Staatsamtcs auf übel- 
tc Welse durch die Parteiführung zur 
itrecke gebracht worden. Nur 8 der 47 
'DP'Bundcstagsabgeordncten sind 
üblich. Solche Taten können nicht 
hnc Einfluß auf die Wahlergebnisse 
leiben. Auch - oder vielleicht selbst • in 

den gehobenen Kreisen, in denen die 
FDP rekrutiert, sind die Zeiten vorbei, 
wo Frau und Familie dem Haushalts­
vorstand politisch folgen.

Die FDP hat ein echtes Glaubwürdig­
keitsproblem. Der Vorstand ist verzwei­
felt auf der Suche nach medienwirksa­
men Themen zum Stimmenfang: Kann 
das Inaussichtstellen eines geminder­
ten Solidaritätszuschlages den Kum­
mer eines höheren Angestellten lindem, 
dem gerade der Beitrag bei der privaten 
Krankenversicherung um 10% angeho­
ben wurde? Kann der gleiche Mensch ei­
ner Partei trauen, die sich zum Hüter 
des Patientendatenschutzes aufspielen 
will? Nachdem die FDP im Bundestag 
den entsprechenden Gesetzen zuge­
stimmt hatte, will der Parteivorstand 
jetzt eine zweijährige Aussetzung der 
Krankheitserfassung nach dem neuen 
ICD-10 Code. Dieselbe Partei, die zuvor 
mit etwa zwei Dritteln ihrer Mitglieder 
ein Gesetz befürwortet hat, das die op­
tische und akustische Überwachung 
von Privatwohnungen zulassen will. Mit 
einem solchen Gesetz wäre nicht nur

der klassisch li­
berale Grund­
satz einer priva­
ten Sphäre von 
Meinungsäuße­
rung hin, son­
dern auch das 
ebenso wichtige 
Rechtsgut der 
Unverletzlich­
keit einer Pri­
vatwohnung. Ir­
gendjemand 
muß ja schließ­
lich die zur 
Überwachung 
erforderlichen 
technischen 
Einrichtungen 
in der jeweiligen

Wohnung installieren.
Anders ausgedrückt: Werden sich 

mehr als 5% der deutschen und wahl­
berechtigten Bevölkerung finden, die 
das Risiko eingehen wollen, immer nur 
Gewinner auf Kosten anderer zu sein? 
Und werden mehr als 5% der deutschen 
und wahlberechtigten Bevölkerung dies 
im Erfolgsfall auch tatsächlich als Ge­
winn empfinden? Der Parteivorstand 
setzt darauf, was Dr. Gerhardt am 6.1.96 
zum Ausdruck brachte (1):

„Wir orientieren uns an Leistung und 
nicht an Herkunft, an Weltoffenheit und 
nicht an Engstirnigkeit, an Toleranz 
und nicht an Dogmen, an Risiko und 
nicht an Anspruchsdenken.

Wir sind und bleiben die Freiheitspar­
tei, und wir müssen jetzt unsere Reihen 
schließen, wenn wir gewinnen wollen.“ 

Wahrscheinlich und hoffentlich irrt 
sich der Mann. In einem Punkt sind sei­
ne Wünsche und Visionen jedenfalls be­
reits eingetreten. Als Inhaber einer be- 
deutenden Position in dieser Gesell- 
schäft, deren Ausfüllung ihn persönlich 
bereits an den Rande eines Herzinfark­
tes gebracht hat („Risiko statt An­
spruchsdenken“), wünschte er sich in 
seiner Dreikönigsrede:

„Politik muß darauf aufmerksam ma­
chen, daß es auch schöne Dinge gibt, 
daß wir uns an den Aufgaben freuen, daß 
die Welt nicht ausschließlich kaputt ist 
und alle durcheinander schreien und 
niemand mehr eine Vision der Zukunft 
hat.“

Sein Gefolgsmann und Generalse­
kretär Dr. Guido Westerwelle schloß sei­
ne Rede zu Dreikönig nämlich mit den 
Worten (2):

„Es geht nicht darum, ob einige von 
uns ein Mandat erringen. Es geht nicht 
um das Überleben einer Partei. Es geht

darum, ob in den Parlamenten in 
Deutschland künftig noch die liberale 
Idee politisch organisiert vertreten sein 
wird. Die F.D.P ist die einzige liberale 
Partei in Deutschland. Dafür lohnt sich 
jedes Engagement. In 50 Jahren bin ich 
84 Jahre alt. Dann stehe ich hier wieder 
vor vollem Haus und halte die Festre­

Bei allen Land- und Bundestagswahlen wird ein bestimmter Prozentsatz der 
Stimmzettel mit Alter und Geschlecht der abstimmenden Person markiert. Die 
Ergebnisse dieser repräsentativen Stichprobe geben ein relativ sicheres Bild des 
tatsächlichen Wahlverhaltens wieder. Es zeigen sich interessante Trends, die näher 
untersucht werden sollten, was wegen der schwierigen Datenbeschaffung nicht 
ganz einfach ist. In Tabelle 1 sind die Ergebnisse für die Bundestagswahlen von 
1972 bis 1990 zusammengetragen. Leider liegen für 1994 keine Ergebnisse vor, weil 
in diesem Jahr bei allen Wahlen die Ziehung der Stichprobe ausgesetzt wurde. Ent­
sprechende Statistiken von Landtagswahlen nach 1990 bestätigen allerdings den 
beschriebenen Trend.

Um einen Eindruck über die Abweichungen des Wahlverhaltens in den einzelnen 
Gruppen im Verhältnis zum Durchschnitt zu bekommen, wurde in Tabelle 2 für die 
einzelnen Gruppen folgende Statistik konstruiert: Vom Prozentanteil in einer 
Gruppe wird der durchschnittliche Prozentanteil abgezogen. Das Ergebnis wird 
mit dem Anteil der Gruppe an allen Wählenden multipliziert, so daß die entspre­
chende Abweichung mit dem richtigen Gewicht in das Gesamtergebnis eingeht. 
In Tabelle 2 wurden dabei jeweils die Ergebnisse für Frauen und Männer jeder Al­
tergruppe addiert. In Tabelle 4 wurden auf die gleiche Weise die Ergebnisse aller 
Altersgruppen bei Frauen und Männern zusammengezählt. Für die Verteilung der 
Abstimmenden auf die Gruppen wurde die in Tabelle 1 und 3 angegebenen Ver­
teilungen für 90 bzw. 95 für alle Jahre zugrundegelegt. Dies führt zu einer gewissen 
Ungenauigkeit wird aber den wesentlichen Trend nicht beeinflussen.

Die Werte in Tabelle 2 und 4 zeigen also, ob und wie stark die Stimmanteile der 
FDP nach Geschlecht bzw. Alter vom Durchschnitt abweichen. Negative Werte be­
deuten, daß Personen aus den betreffenden Gruppen unterdurchschnittlich oft 
FDP wählen, Positive Werte dagegen eine überdurchschnittliche Repräsentanz der 
FDP im betrachteten Segment. Die absolute Größe des Wertes ist ein gewisses Maß 
für den Grad der Abweichung.

Tabelle 1: FDP-Wahiergebnlsse bei Bundestagswahlen nach Altersgruppen In %
Bund 72 Bund 76 Bund 80 Bund 83 Bund 87 Bund 90 Anteil 90

alle 8,4 7,9 10,6 7,0 9,1 11,0 ♦
Männer

18-24 Jahre 9,6 8,5 10,9 5,4 8,6 10,6 5,4
25-34 Jahre 10,5 10,3 12,8 6,3 7,9 9,9 9,3
35-44 Jahre 8,9 9,0 12,6 8,8 10,7 12,4 8,3
45-59 Jahre 8,9 7,7 9,7 8,0 10,3 . 12,5 13,8
über 60 Jahre 6,7 5,7 7,1 6,8 7,9 9,3 10,7

47,5
Frauen

18-24 Jahre 8,5 8,6 11,9 5,2 8,0 10,3 5,0
25-34 Jahre 10,1 10,7 13,9 6,2 7,3 9,6 8,9
35-44 Jahre 8,3 8,7 13,6 8,3 10,5 12,7 8,2
45-59 Jahre 7,7 7,4 10,1 6,7 9,4 12,3 13,8
über 60 Jahre 5,7 5,2 7,5 5,4 6,9 8,8 16,5

52,4 
★Anteil der jeweiligen Personengruppe an der Gesamtwählerzahl im Jahr 1990

Tabelle 2: Relatives Gewicht der Altersgruppen am Gesamtergebnis
Bund 72 Bund 76 Bund 80 Bund 83 Bund 87 Bund 90

18-24 Jahre 7,0 6,7 8,1 -17,6 -8,2 -5,7
25-34 Jahre 34,7 47,2 49,8 -13,6 -27,2 -22,7
35-44 Jahre 3,3 15,7 41,2 25,6 24,8 25,6
45-59 Jahre -2,8 -9,7 -19,3 9,7 20,7 38,6
über 60 Jahre -62,7 -68,1 -88,6 -28,5 -49,1 -54,5

Tabelle 3: FDP-Ergebnlsse der Wählerstichprobe Landtagswahlen Hessen In %
Hessen 83 Hessen 87 Hessen 91 Hessen 95 Anteil 95

alle 7,6 7,8 7,4 7,4
Männer

18-24 Jahre 5,3 6,4 8,4 9,1 3,1
25-34 Jahre 6,0 5,7 6,4 5,7 8,6
35-44 Jahre 9,4 8,8 7,4 5,9 8,8
45-59 Jahre 10,2 9,3 8,9 9,6 13,8
über 60 Jahre 9,6 8,5 7,1 8,5 14,0

48,3
Flauen

18-24 Jahre 4,8 6,3 6,9 5,9 2,8
25-34 Jahre 6,0 5,6 5,8 5,2 8,2
35-44 Jahre 9.1 8,8 7,5 5,8 8,6
45-59 Jahre 8,3 9,0 8,9 9,0 13,5
über 60 Jahre 8,1 7,4 6,3 7,0 18,6

51,7

Tabelle 4: Relatives Gewicht der Geschlechter am Gesamtergebnis
Hessen 1983 Hessen 1987 Hessen 1991 Hessen 1995 

Männer 58,8 16,9 11,0 23,2
Frauen 10,7 -4,9 -13,9 -21.6

de.“ Dieser Vision ist nichts hinzuzufü­
gen. (tob)

Quellen:
(1) Internet-Server der FDP http:://wwwJibe- 
rale.de
(2) T-Online, Dienste der Statistischen Lan­
desämter
(3) Handelsblatt 15J16.12.95, S. 6

rale.de
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Klarer Fall für die Fatah ? Gebieten Palästinas

In den letzten Wochen wiederholte sich 
mehrere Male dasselbe Bild: Die israe­
lischen Besatzungskräfte zogen sich 
aus einigen Städten in der Westbank zu­
rück, dafür rückte zunächst palästinen­
sische Polizei nach. Diese symbolische 
Demonstration veranlaßt aber zu der 
skeptischen Frage: bloßer Machtwech­
sel oder Schritt zur Befreiung?

Mitten in diesem Ablösungsprozeß 
finden Wahlen zum palästinensischen 
Autonomierat und zum Präsidenten der 
Volksvertretung statt. Noch bevor diese 
so richtig über die Bühne gegangen wa­
ren, hatten sich internationale Beob­
achterinnen darüber beschwert, daß so­
genannte „Unregelmäßigkeiten“ in den 
Vorbereitungen dazu festzustellen wa­
ren. Eigenmächtig hatte sich Yassir 
Arafat von der El Fatah Vorteile im 
Wahlkampf gesichert, indem er früher, 
als in den Absprachen vereinbart, zu ei­
ner Propaganda-Tournee in der West­
bank aufgebrochen war. Der lange hin­
ausgezögerte Abzug der Besatzungs­
kräfte ließ sich somit gleich als Erfolg 
der angeblich zähen Verhandlungen 
Arafats feiern.

Aber auch andere Kriterien im Wahl­
prozeß stießen auf Kritik: Fristen und 
Zahl der von Israel vorsortierten Man­
date waren kurzfristig zugunsten von 
Fatah geändert worden, Wahlbezirke 
neu zurechtgeschnitten. Mangelnde de­
mokratische Erfahrungen, wie sie Ab­
dallah Frangi vom Bonner PLO-Büro 
als Grund für die Schwierigkeiten an­
gibt, können dafür sicherlich kein aus­
reichender Grund gewesen sein.

Eher begann bereits im Vorfeld dieser 
Wahlprozedur das Gezerre um die 
Machtpositionen im neuen Autonomie­
rat; Oppositionelle und tatsächlich Un­
abhängige sollen keine bestimmende 
Rolle spielen können, überdies kostet 
eine Bewerbung 1000 Dollar. Die Er­
gebnisse der Wahl durch etwa 1 Million 
Palästinenserinnen waren damit vor­

Palästinenserinnen feiern vor dem Gefängnis in Dahariya (Westjordanland) den Abzug der israelischen 
Besatzungstruppen

läufig gesichert: Von den 88 Sitzen fal­
len die meisten der El Fatah und ihnen 
zugehörigen „Unabhängigen“ zu, Män­
ner bilden die übergroße Dominanz im 
neuen Rat, Präsident konnte niemand 
anderes als Arafat werden. Samiha Kha- 
lil, die 72jährige Frauenrechtlerin aus El 
Bireh bei Ramallah, hatte sich wenig 
Chancen gegen ihn ausrechnen können. 
Die Wahl war Fassade in einem Kampf 
um die Sicherung bourgeoiser Interes­
sen, die Zurechtweisung von Ba­

sisansätzen und/oder hilfsweise ihre 
Einbindung in den Machtanspruch der 
jetzt regierenden, von Israel gestützten 
Clique um Arafat.

Die Opposition gegen den gegenwär­
tigen Kurs setzt sich unterschiedlich zu­
sammen; ein-Teil der Hamas-Gruppe 
wird die Wahlergebnisse akzeptieren 
und gleichzeitig darauf aufmerksam 
machen, daß ein großer Anteil von Wahl­
enthaltung zu verzeichnen war, wenn 
die außerhalb von Palästina lebenden 
Menschen mitgezählt würden. Die mehr 
als 100000 Menschen anläßlich der Be­
erdigung des Oppositionellen Yehia 
Ayyash aus dem Hamas-Lager Anfang 
Januar, dem Arafat und Israel gleicher­
maßen unterstellten, an einer Reihe von 
Anschlägen auf Israelis beteiligt gewe­
sen zu sein, waren als Demonstration zu 
werten, daß von Arafat palästinensische 
Interessen verraten wurden. Hamas er­
hält immer mehr Zulauf, weil die großen 
Ankündigungen Arafats mit der Le­
benswirklichkeit in den teilweise immer 
noch besetzten, nach außen hin mittels 
Kontrollpunkten abzuriegelnden Ge­
bieten nicht in Übereinstimmung zu 
bringen sind. Die PFLP und DFLP als 
linksnationale Opposition haben als 
Fehler inzwischen eingestanden, Arafat 
nicht schon Mitte der 80er Jahre, nach 
der Niederlage in Beirut, abgelöst zu ha­
ben; jetzt aber ist es für solche Selbst­
kritik reichlich spät, ihre gegenwärtige 
Rolle ist eher marginal; sie hatten zum 
Boykott aufgerufen.

Ungelöste soziale und 
politische Probleme
Die Exilierten in den Flüchtlingslagern 
diverser arabischer und anderer Länder, 
ie politischen Gefangenen in Israel, die 
ungelösten sozialen und politischen 
Probleme in den halb-autonomen Ge­
bieten und die fehlende Souveränität 

über die Stadt Jerusalem werden nach 
wie vor daran erinnern, daß eine Lösung 
mehr benötigt als ein Kabinett von Ja- 
Sagern unter ihrem - nun auch - Präsi­
denten Arafat. Tatsächlich gibt es kei­
ne Selbstbestimmung in Palästina, son­
dern einen neuen Versuch zur - nun­
mehr von Arafat geführten - Stabilisie­
rung von Unterdrückt mgsstrukturen. 
Die Elendsverwaltunp z.B. im Gaza­
streifen ist an die palästinensische Au­
tonomlebehörde abgetreten worden. 

Führende Persönlichkeiten aus der El 
Fatah wie die frühere Verhandlungslei­
terin Hanan Aschrawi oder der ehema­
lige „Exil-Außenminister“ Faruk Kad- 
doumi haben sich längst von der auto­
kratischen Arafat-Administration ab­
gewandt, die eine auf einer Unabhängi­
gen Liste, der andere nach wie vor im 
Exil in Tunis. „Für viele politisch be­
wußte Palästinenserinnen war klar, daß 
Arafat nicht als Sieger kommt, sondern 
als einer, der der eigenen Niederlage zu 
entrinnen versucht. Und diese Rettung 
seiner persönlichen Karrieren erfolgte 
auf Kosten der politi­
schen Rechte der Palästi­
nenserinnen, weil er alle 
israelischen Bedingun­
gen akzeptiert hat“, so be­
schreibt Azmy Bishara 
von der Universität Bir 
Zeit den Wechsel in den 
halb-autonomen Ge­
bieten. Er hatte bislang 
den gesamten „Frieden­
sprozeß“ kritisch beglei­
tet ; heute hat dies zu vier 
getrennten Territorien 
geführt: Gaza, das West­
jordanland ist in Nord 
und Süd geteilt, und der 
arabische Teil von Al 
Quds/Jerusalem.

Drei Punkte spielen 
über die Wahlen zum 
palästinensischen Auto­
nomierat hinaus gegen­
wärtig eine größere Rolle 
als das scheindemokrati- 
sche Verfahren und seine 
Ergebnisse selbst: die
Gestaltung der palästinensischen Au­
tonomieverwaltung und anderer Orga­
ne, in der Westbank und im Gazastrei­
fen, die Rolle von Hamas und die Frage 
nach möglichen Alternativen zum ge­
genwärtigen Prozeß.

1. Auf einer Konferenz in Paris Anfang 
Januar 1996 stellte sich heraus, daß von 
den bislang zugesagten Millionenbeträ­
gen für die Finanzierung der palästi­
nensischen Autonomie noch einige 
Schecks ungedeckt sind. 1993 waren 
insgesamt 2,4 Mia. Dollar für 5 Jahre zu­
gesagt worden, damit die Verwaltung 
Arafats einsatzfähig ist. Diese Zusagen 
sind natürlich an Bedingungen ge­
knüpft, weshalb auch zuerst die Polizei 
aufgerüstet werden mußte, um diese 
Bedingungen garantieren zu können. 
Allein aufgrund dieser Zusagen kann 
Arafat seinen Staat machen; die damit 
aufgebaute Infrastruktur dient der neu­
en/alten Bourgeoisie als Korsett für 
ihre Anbindung an die-internationale 
Wirtschaft. Dieser Zugang wird - über 
weiterhin lange Zeit - nicht ohne israe­
lische Kontrolle erfolgen können: 
Außenhandel, Verkehr, Tourismus, etc. 
basieren auf einem Transfer durch isra­
elisches Gebiet. Und Hotels mit Touri­
stinnen aus Europa oder den USA be­
fördern sicherlich nur am Rande die ein­
heimische Wirtschaft! Bishara: „Es 
herrscht ein Feudalsystem: Veteranen, 
Mitglieder aus einflußreichen Familien 
... werden im Sicherheitsbereich oder in 
den Ministerien ... untergebracht. Pro­
fessionelle Kriterien spielen bei der Po­
stenvergabe eine Nebenrolle ... Er ver­
sucht, eine patriarchalische Hierarchie 
zu schaffen mit den alten Klanstruktu­
ren an der Basis und seinen engsten Ka­
dern an der Spitze.“ Hieraus bleibt nach 
wie vor ein großes Potential an Unzu­
friedenheit erhalten.

2. Hamas als derzeit wohl stärkste 
Fraktion der Opposition wird darauf 
achten, daß „Islamische Werte“ in die­
sem Integrationsprozeß nicht verloren 

gehen; Arafat arbeitet ihnen zu, indem 
er das traditionelle Leben wiederbelebt, 
das in der Zeit der Intifada fast zu einem 
Schimpfwort geworden war. Zugleich 
kann Hamas dabei die Unzufriedenheit 
vieler Palästinenserinnen mobilisieren, 
ohne ihnen zwar eine grundsätzlich an­
dere Stoßrichtung zu geben, aber an­
knüpfen an eine dem kapitalistischen 
Westen gegenüber ohnehin ideologie- 
kritische Einstellung. Die täglichen 
Schikanen z. B. an der Grenze zwischen 
Gaza und Israel bilden überdies für Wut 
und Ohnmacht ausreichend Potential,

die Hamas kann davon profitieren. 
Ohne handfeste Zugeständnisse an ihre 
Forderungen werden diese Tendenzen 
nicht in einen Entwicklungsprozeß ein­
bezogen werden können.

3. Kritische Palästinenserinnen versu­
chen, die Spielräume in diesem kapita­
listischen Anpassungsprozeß auszu­
nutzen - Alternativen dazu stehen der­
zeit nicht auf der Tagesordnung. Bisha­
ra : „Jetzt die Wahlen zu boykottieren, 
wäre ein gravierender Fehler; es sind 
wahrscheinlich die letzten halbwegs 
freien Wahlen, weil sie unter internatio­
naler Kontrolle stattfinden. Wenn aller­
dings das Endziel des israelischen Ban- 
tustan-Plans verwirklicht wird, dann er­
scheint mir eine Explosion sehr wahr­
scheinlich.“ Welche Spielräume aller­
dings real vorhanden sind, macht z. B. 
die Festnahme eines palästinensischen 
Menschenrechtlers Anfang Januar 1996 
klar. Bassam Eid von der Organisation 
„B’Tselem“ hatte mehrfach Verstöße 
der palästinensischen Polizei dokumen­
tiert. Auch hatte Amnesty International 
schon vor einem Jahr auf die Inhaftie­
rung von Hunderten von Palästinense­
rinnen aufmerksam gemacht; Folter, 
Mißhandlungen, Anwaltsausschlüsss 
und Tote (z.B. in Jericho) wurden do­
kumentiert. Auch in der Prozeßführung 
scheint sich das Staatssicherheitsge­
richt in Jericho an israelischen oder ur­
alt jordanischen Methoden zu orientie­
ren. „Heute haben die Leute Angst, frei 
zu reden. Das ist die größte Schandtat 
der Machthaber.“ (Bishara)

Machtwechsel in den halb-autono­
men Gebieten ohne entscheidende Än­
derungen, kein Schritt zur Befreiung - 
die Walilen können darüber nicht hin­
wegtäuschen. (ne)

Hinweise für weitere Infonnationen: 
Interview mit Azmy Bishara in SZ-Magazin 
vom 19.1.96
Film von M. Mrakltsch: „Gaza • Fragmente“, 
S’WF-TVvom 20.1,96
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Die Wahlen zur II. Duma in Rußland Von
Ernst Laboor

Am 17. Dezember 1995 hat die Bevölke­
rung Rußlands eine neue Staatsduma, 
das Unterhaus des russischen Parla­
ments, gewählt, das den Namen Fö­
derale Versammlung trägt.

Nach dem für die Machthaber uner­
wünschten Wahlergebnis vom Dezem­
ber 1993 entwickelten diese eine politi­
sche Strategie, die eine Wiederholung 
zwei Jahre später unmöglich machen 
sollte. Dazu gehörten in erster Linie drei 
Ziele, 1. einen erneuten Wahlerfolg der 
ultranationalistischen Liberaldemo­
kratischen Partei Rußlands und der lin­
ken Opposition, der Kommunistischen 
Partei der Russischen Föderation und 
der Agrarpartei Rußlands, zuverlässig 
auszuschließen, 2. das Regime in erneu­
ten Parlamentswahlen mit einem über­
ragenden Sieg der die Regierung stüt­
zenden Partei zu legitimieren und 3., 
wenn möglich, die Präsidentschaft Bo­
ris Jelzins zu „verewigen“. Dazu sollte 
eine politische Kraft geschaffen werden, 
die die 1993 heillos zerstrittenen regi­
metreuen Elemente bündelt, die im lin­
ken und linkszentristischen Spektrum 
zu „wildem“ oder es auseinanderzutrei­
ben vermag und die mit einem natio­
nalpatriotischen Anstrich die LDPR 
und die Nationalpatrioten schwächt. 
Aber eine taktische Variante nach der 
anderen zur Durchsetzung des strategi­
schen Anliegens scheiterte.

Im Frühjahr 1994 versuchte der Präsi­
dent mit dem Vertrag über die gesell­
schaftliche Eintracht, die blutigen Er­
eignisse der Kanonade gegen das ge­
wählte Parlament vom Oktober 1993 
vergessen zu machen und die das Regi­
me unterstützenden Kräfte zusammen­
zufassen, einen Teil der Opposition ein­
zubinden. Für eine gewisse Zeit ist ihm 
das wenigstens teilweise gelungen. Die 
Parteien und Organisationen, die sich - 
wenn auch aus ganz verschiedenen 
Gründen - in Opposition zum Regime 
befanden, vereitelten einen durchschla­
genden Erfolg. Nach und nach verlor der 
Vertrag seine Anziehungskraft. Seit 
Sommer 1994 versuchte man krampf­
haft, eine „Sozialdemokratie“ von oben 
her ins Leben zu rufen. Ex-Minister Mar­
schall Jewgenij Schaposchnikow wurde 
zum „sozialdemokratischen“ Hoff­
nungsträger aufgebaut. Gewriil Popow, 
Anatolij Sobtschak, Michail Gorbat­
schow und Aleksandr Jakowlew, ja so­
gar Vertreter des neuen Geldadels fan­
den sich ein. Zur angenkündigten Par­
teigründung kam es nicht. Zu wider­
streitend waren die Ambitionen der 
Aspiranten auf eine „Haus- und Hof-Op­
position“. Übrig blieb Jakowlew, der am 
18. Februar 1995 eine Partei der sozialen 
Demokratie ins Leben rief. Jelzins Bot­
schaft an den Gründungskongreß 
sprach von der Hoffnung, daß nun end­
lich die Kraft entstehen werde, die im­
stande ist, die „Demokraten“ zu einen. 
Einige der anderen „Mitspieler" bilde­
ten im Herbst den Wahlblock „Sozial­
demokraten“ mit Popow als Spitzen­
kandidaten, der aber von den Wählern 
nicht angenommen wurde. Das Spiel 
mit der sozialdemokratischen Karte 
blieb ohne Erfolg.

Daraufhin kamen die (amerikani­
schen?) Berater des Präsidenten auf 
die Idee, Rußland das ihm fremde ame­
rikanische Zweiparteiensystem zu ok­
troyieren. Die strategische Aufgabe 
wurde sozusagen zweigeteilt. Einem 
mächtigen Wahlblock der Regierung 
wurde die Aufgabe zuteil, alle unter­
stützenden Kräfte unter einem Dach zu 
sammeln. Ein zweiter, al« zcntristlseh 
ausgegebener und mit etwas „sozialde­
mokratischer" Färbung versehener 
Wohlblock sollte das „Wildem" im linken

tionsbündnis unternahm sie schon 1993 
mit der Teilnahme ihres Vorsitzenden, 
Gennadij Sjuganow, an der Front der 
nationalen Rettung. In ihr trafen sich 
Linke, Nationalpatrioten, Nationalisten 
bis hin zu Rechtsextremisten. Im 
Herbst begann die kunterbunte Front 
schon zu zerbröseln. Anfang Oktober ist 
sie endgültig gescheitert. Der zweite 
Anlauf erfolgte im März 1994 in Gestalt 
des linkszentristischen Zusammen­
schlusses „Eintracht im Namen Ruß­
lands“, der als Gegengewicht zu Jelzins 
Vertrag über die gesellschaftliche Ein­
tracht gedacht war. Die Bündnisse blie­
ben instabil und sind noch ’94 zerfallen.

Die KPRF ist frühzeitig zu der Schluß- * 
folgerung gelangt, daß sie selbständig in 
den Wahlkampf ziehen muß, da sich ihr 
Bündniskonzept nicht verwirklichen 
ließ. Diese Entscheidung hat Erfolg ge­
bracht und auch die, angesichts des Me-

und linkszentristischen Spektrum 
übernehmen, mit vorgetäuschter Op­
position die tatsächliche Opposition 
ausmanövrieren. Premierminister Wik­
tor Tschernomyrdin gründete am 12. 
Mai 1995 den Regierungswahlblock 
„Unser Haus Rußland“. Nach beachtli­
chen Anfangserfolgen aber begann die 
„Partei der Macht“ zu stagnieren. Alle 
„Demokraten“ zu vereinen, war sie nicht 
in der Lage. Den zweiten Wahlblock zu 
schaffen, gelang Iwan Rybkin, dem mit 
dieser undankbaren Aufgabe betrauten 
Vorsitzenden der Staatsduma, erst in 
letzter Minute. Das Odium, im Auftrag 
des Präsidenten zu handeln, hat ihm 
nicht geholfen; und die Wähler haben 
ihn ins Abseits verwiesen.

In die strategische Orientierung der 
Oberen ist auch der Streit ums Wahlge­
setz einzuordnen, den Jelzin im Som­
mer 1995 vom Zaune brach. U. a. forder­
te er, die Zahl der nach Parteilisten zu dienboykotts das Wahlprogramm „von 
wählenden Abgeordneten von 225 auf 
150 zu verringern. Auf diesem Feld hat­
te Jegor Gajdars „Rußlands Wahl“ 1993 
die schmerzliche Niederlage einstecken 
müssen. Statt dessen sollte der Anteil 
der Direktmandate von 225 auf 300 er­
höht werden. Man hoffte, mit Hilfe der 
starken Exekutivorgane in den Regio­
nen Gajjdars Erfolg auf diesem Gebiet 
für „Unser Haus Rußland“ nicht nur zu 
wiederholen, sondern entschieden zu 
vermehren. In diesem Punkte sind die 
Vertreter der Duma hart geblieben. Un­
ter den von ihnen eingeräumten Kom­
promissen wiegt der besonders schwer, 
der in den Parteienlisten den den Mos­
kauer Politikern vorbehaltenen Teil auf 
zwölf Plätze begrenzt. Die Dumavertre­
ter ahnten damals noch nicht, welch 
Kuckucksei ihnen da ins Nest gelegt 
wurde. Für die Moskauer Politiker wur­
de es eng auf den Parteilisten. Also wur­
den immer mehr neue Wahlvereinigun­
gen geschaffen in der Hoffnung auf er­
folgversprechende vordere Plätze. Re­
gionalpolitiker schufen Vereinigungen, 
die auf den ersten (Moskauer) Listen­
teil verzichteten, und hofften so, in die 
Duma zu gelangen. Die Rechnung ging 
auf. Schließlich entstanden rund 70 
Wahlvereinigungen, von denen 43 zur 
Wahl zugelassen wurden. Das Ziel aber, 
daß sich aus diesem Wirrwarr von Wahl­
blöcken und 5 675 Kandidaten die bei­
den vom Präsidenten gewünschten 
Blöcke um so mehr herausheben wür­
den, ist vollkommen verfehlt worden. In 
Rußland gibt es kein Zweiparteiensy­
stem. Die Gesamtstrategie der Macht 
für die Dumawahlen ist gescheitert.

zielen wird und daß nur wenige der 4! 
Wahlvereinigungen in die Duma einzie 
hen werden. Allerdings sind’s dann statt 
der 6 oder 7 nur 4 geworden, die die Fünf 
Prozent-Hürde zu überspringen ver 
mochten. Die wichtigsten Ergebnisse:

7c-Anteil 
nach der L

1 Mandate 
istenwahl

Direkt­
mandate

KPRF 22,00 99 59
LDPR 10,99 50 1
Unser Haus
Rußland 9,95 45 10
Jabloko 7.12 32 14

Mensch zu Mensch“, also im persönli­
chen Gespräch den Wählern nahezu­
bringen. Noch in der Endphase des 
Wahlkampfes hat die KPRF versucht, 
den immer besorgter werdenden Rufen 
der Kommunisten vor Ort nach Einheit 
gerecht zu werden und ein Linksbünd­
nis der kommunistischen Parteien zu- 
standezubringen. Das ist an der Hal­
tung der Russischen Kommunistischen 
Arbeiterpartei gescheitert, die verlang­
te, alle sollten sich ihren linksextremen 
Programmvorstellungen und ihrer welt­
fremden Orientierung auf einen ge­
samtrussischen politischen Streik un­
terordnen.

Daß die Dumawahlen - nicht zuletzt ’ 
dank des Wirkens der Opposition - frist­
gemäß und im ganzen nach demokrati­
schen Regeln in Ruhe stattgefunden ha­
ben, daß sich also Attribute einer de­
mokratischen Kultur in Rußland verfe­
stigen, gehört zu den positiven Ergeb­
nissen des Wahlprozesses. Die Ableh­
nung jeder Form von Extremismus, die 
die übergroße Mehrheit der Bevölke­
rung zum Ausdruck gebracht hat, ist 
ebenfalls zu den bedeutenden positiven 
Seiten zu rechnen.

Die Wahlergebnisse

Die Strategie der KPRF

Die Hauptkraft der Opposition, die 
Kommunistische Partei der Russischen 
Föderation, hat ebenfalls ihre Strategie 
entwickelt. Sie war darauf gerichtet, das 
Regime in Wahlen zu delegitimieren, zu 
diesem Zwecke in einem breitestmögli­
chen Oppositionsbündnis die entspre­
chende Kraft zu schaffen und den er­
strebten Wahlerfolg als Ausgangspunkt 
für den Kampf um eine prinzipielle Kur­
sänderung in der russischen Politik, d.h. 
ums Präsidentenamt, zu nutzen. Dieser 
Konzeption entsprach das Streben, die 
Wahlen unter allen Umständen stattfin- 
dcn zu lassen, und die wachsame Beob­
achtung und Abwehr der Versuche von 
„demokratischer“ Seite, die Wahlen zu 
verschieben oder zu verhindern, wie bei­
spielsweise die Attacke zur Verlänge­
rung der Vollmachten des Präsidenten 
und des Parlaments. Ihr strategisches 
Konzept hat die KPRF in mehreren Va­
rianten durchzusetzen versucht. Den 
ersten Anlauf zu einem breiten Opposi-

Die Wahlergebnisse haben ähnlich wie 
1993 den professionellen Meinungsfor­
schern und Analytikern und den Politi­
kern eine Menge von Überraschungen 
beschert. Viele Prognosen haben sich 
als falsch erwiesen. Die positivste Über­
raschung betrifft wohl die Wahlbeteili­
gung. Noch im Sommer nahm man beim 
Streit zwischen Duma und Präsident 
allgemein an, daß sich kaum die Hälfte 
der Wahlberechtigten zur Stimmabga­
be entschließen wird. Die Opposition 
warf Jelzin vor, mit seiner Forderung 
nach Mindestbeteiligung von 50 % für 
die Gültigkeit der Wahl deren Ungültig­
keit vorprogrammieren zu wollen. 
Schließlich wurde die Duma-Forderung 
nach 25 % Mindestbeteiligung durchge­
setzt. Tatsächlich teilgenommen haben 
über 64,95 %. Das zeugt von einem spür­
baren Anwachsen der politischen Inter­
essiertheit der Bevölkerung, die jedoch 
nicht mit einer Bereitschaft gleichge­
setzt werden darf, sich an Massenaktio­
nen auf der Straße zu beteiligen. Analy­
tiker begrüßen oder befürchten je nach 
politischem Standort, daß sich das 
Land weiter nach links entwickelt. Sie 
sagen voraus, diese Tendenz werde bis 
zu den Präsidentenwahlen anhalten.

Was die Stimmenanteile der Parteien 
angeht, so waren fast alle Prognosen 
fehlerhaft. Allgemeine Übereinstim­
mung gab cs nur in der Auffassung, daß 
die KPRF einen bedeutenden Erfolg er-
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Das Fiasko der Wahlstrategie, mit de 
die Machthaber in das Rennen um Du 
masitze gezogen sind, ist mit aller Deut 
lichkeit am zehnprozentigen Stirn 
menanteil des Regierungswahlblock 
„Unser Haus Rußland“ abzulesefl 
Nimmt man die magere Ausbeute voi 
nur 10 Direktmandaten hinzu, was ei 
nem prozentualen Anteil von 4,44% ent 
spricht, so wird das Ergebnis noch nie 
derschmettemder. Die antikommuni 
stische Hysterie, in die sich der Präsi 
dent vor seiner Erkrankung und unmit 
telbar vor der Wahl auch persönlich eil­
geschaltet hat, hat sich unter den Bi 
dingungen der Polarisierung der Gesel 
schäft nicht ausgezahlt. Die von d' 
„Partei der Macht“ und von der Regie­
rung in großem Stil betriebene Propa' 
ganda, nach der es der Mannschaft WiK' 
tor Tschernomyrdins gelungen sei, de^ 
Lande ökonomische Stabilität zu briä' 
gen, ist an der rauhen Realität gescheh 
tert, hat die unter - wenn auch vef' 
langsamtem - weiterem Wirtschaftsvef' 

’ fall, Inflation, Arbeitslosigkeit leidend 
Masse der Bevölkerung nicht überzeä' 
gen können. Die Mehrheit der Wähl^ 
hat ihre Ablehnung des offiziellen Prä' 
sidenten- /Regierungskurses unmiß' 
verständlich ausgedrückt. Die sozial 
Basis der „Reformer“ verringert sieb* 
Die Stütze der Partei Tschemomyrdi^ 
ist die hohe Beamtenschaft im ZentrU^l 
und in den Regionen. Ihr Anschluß 
die Partei hat zu ihrem raschen erfolg 
reichen Start und zum Aufbau einer fP. 
gliederten Organisationsstruktur $'■ 
führt. Aber die Masse der Beamten vßf 
sagt die Gefolgschaft. In jedem bürgßf 
lich-demokratischen Land ist die 
amtenschaft an der Erhaltung der &e 
gierung interessiert. Nicht so in Ruß. 
land. Dort wird von einer Zahl von üb^ 
15 Mio. Staatsbediensteter ausgegabj 
gen. „Unser Haus Rußland“ hat aber ii^j 
gesamt weniger als 7 Millionen Stib1' 
men bekommen. Das heißt, weit übß • 
die Hälfte der Beamten hat nicht für 
Regierungsblock gestimmt. Viele 
„neuen Russen“ haben sich in der Wa^ 
für solche neuen Vereinigungen e^j 
schieden wie „Tichonow-Tupoie5^ 
Tichonow“, „Allgemeine Sache“ ub; 
„Umgestaltung des Vaterlandes“, an de‘} 
ren Gründung ihre Vertreter regen 
teil nahmen. Wenn diese Wahlblöc^ 
auch an der Sperrklausel scheiterten, 
zeigen sie doch, daß die 20% der BeVö\ 
kerung, die die Hälfte aller Geldmit^. 
besitzen, keine gemeinsame Konzep* 
on der Entwicklung des Landes hab^. 
die Regierung nicht gemeinsam unt^ 
stützen, keine Solidarität mit ihr en^H, 
finden. Der Zerfall der „Reformer“ in 
traradikale wie Boris Fjodorows „v J 
wärts Rußland!“, radikale wie „Uns 
Haus Rußland“ und gemäßigte wie 
bloko“ verstärkt diesen Eindruck no^i 

Der Wahlblock „Jabloko“ (der AP* 
profitierte in der Wählergunst von 
ner kritischen Haltung zur Wirtschaft': 
Politik der Regierung und zum bv 
litäreinsatz in Tschetschenien. Mit^ 
schichten einschließlich vieler IntcU^J 
tueller fühlen sich von ihm vertret
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Die allgemeine Wertschätzung, die sein 
Spitzenkandidat Grigorin Jewlinskij als 
seriöser Wissenschaftler und sauberer 
Politiker genießt, hat zum günstigen 
Abschneiden nicht wenig beigetragen.

Die Wahlresultate bestätigen, daß die 
Parteien und Bewegungen, die am Be­
ginn des Jahrzehnts in der allgemeinen 
Demokratie-Bewegung die entschei­
dende Rolle gespielt haben, endgültig 
von der politischen Bühne abgetreten 
sind.

Die Prognosen, die der Liberaldemo­
kratischen Partei Rußlands gestellt 
wurden, erwiesen sich als unzutreffend. 
Von dieser nationalistischen Partei hat 
sich die Hälfte der früheren Wähler ab­
gewandt. Dennoch erreichte sie mit 
über 10 % einen Stimmenanteil, der weit 
über dem allgemein prognostizierten 
lag. Die Autoren der Prognosen übersa­
hen, daß keines der Probleme der so­
zialen .Schieflage, gegen die die Wähler 
1993 auch mit der Stimmabgabe für die 
LDPR protestierten, auch nur im ent­
ferntesten eine Lösung gefunden hatte. 
Und eine soziale Grundlage für extre­
mistische Entscheidungen wächst so­
gar : die Schicht der Entwurzelten.

Die Kommunistische Partei der Rus­
sischen Föderation wurde in den ersten 
Kommentaren von Freunden und Geg­
nern als der Sieger dieser Wahl bezeich­
net. Die Führung der Partei warnte da­
gegen davor, aus berechtigter Freude 
über das Errungene in Euphorie zu ver­
fallen, die den Blick für das noch nicht 
Erreichte trübt. 22 % Stimmenanteil bei 
der Listenwahl und 20,6% bei den Di­
rektmandaten waren ein Ergebnis, das 
von der Akzeptanz der Wahlaussagen, 
von etwa gleichgroßem Einfluß im Zen­
trum wie in den Regionen und von der 
Richtigkeit der taktischen Entschei­
dung zeugte, vor allem auf die Kraft der 
Kommunisten zu bauen, die das Pro­
gramm im Gespräch mit den Wähler 
verbreiteten. Rechnet man die 10 Di­
rektmandate des Blocks „Die macht 
dem Volke“, unter Nikolaj Ryshkow und 
Sergej Baburin, die 20 Direktmandate 
der Agrarpartei Rußlands und das eine 
des von der RKAP geführten Blocks mit 
den 59 der KPRF zusammen, so hat die 
Linke in den Wahlkreisen die Unter­
stützung von 40& der Wähler gefunden. 
Den knapp 190 Sitzen der Linken wer­
den sich noch einige „unabhängige“ 

Träger von Direktmandaten ansch­
ließen. Insgesamt werden die Linken 
weniger als die Hälfte der Mandate be­
sitzen, nicht einmal die einfache Mehr­
heit haben. Gleichbleibendes Wähler­
verhalten vorausgesetzt, werden zum 
Sieg bei den Präsidentenwahlen etwa 36 
Millionen Stimmen erforderlich sein. 
Am 17. Dezember 1995 haben die Lin­
ken weniger als zwei Drittel davon er­
halten. Diese wenigen Zahlen umreißen 
das ganze Ausmaß der Aufgaben, die zu 
bewältigen sind, soll mit vollem Recht 
von einem wirklichen Sieg gesprochen 
werden. Den etwa 40% linker Mandate 
stehen in der Duma eine ebenso große 
Anzahl von Mandaten gegenüber, auf 
die sich die Regierung stützen kann. 
20% gehören den Zentristen.

Einen schmerzlichen Verlust erlitt die 
Linke infolge des unerwartet schlechten 
Abschneidens der Agrarpartei mit 
knapp vierprozentigem Stimmenanteil 
bei den Listenwahlen. 20 Direktmanda­
te zeugen davon, daß die Partei wenig­
stens in einigen Regionen vor Ort noch 
immer eine bedeutende Kraft darstellt. 
Michail Lapschin, der Vorsitzende,. 
meinte spontan: „Der Umschwung der 
Stimmung der Massen nach links war so 
stark, daß sie die Station mit der Be­
zeichnung ,Agrarpartei’ übersprungen 
haben.“ Wladimir Isakow, der bisherige 
Vorsitzende des Dumaausschusses für 
Gesetzgebung, lotete da schon tiefer. 
Den Hauptgrund für das Debakel sah er 
in einer falsch gewählten Strategie der 
Kampagne. Man habe gedacht, die ört­
lichen Strukturen funktionierten von 
selbst. Was beide Spitzenpolitiker der 
Agrarpartei unerwähnt ließen: Einen 
Monat vor den Wahlen haben die Abge­
ordneten in der Duma für die Regie­
rungsvariante des Staatshaushaltes ge­
stimmt. (In diesem Punkte bestand eine 
grundlegende Differenz zwischen der 
KPRF und der Agrarpartei.) Nicht we­
nige Bauern haben sich deshalb der be­
ständigeren Oppositionspartei zuge­
wandt.

Eine der ganz großen Überraschungen 
dieser Wahl bereitete das unerwartet 
schwache Abschneiden des Kongresses 
der russischen Gemeinschaften. Bis un­
mittelbar vor der Wahl sagte man die­
sem Wahlblock den zweiten Platz im 
Wettbewerb um die Wählergunst und 
bis zu 15% der Stimmen voraus. Man 

richtete sich - nicht nur in Rußland - auf 
eine einflußreiche Dumafraktion der 
KRG ein. Objektiv zielte die Medien­
kampagne darauf, Wähler sowohl vom 
linken und linkszentristischen Lager als 
auch von der LDPR abzuwerben und 
eine zentristische Kraft mit nachweis­
bar engen Beziehungen zu den Macht­
strukturen zu stärken. Allein die Wähler 
bewahrten kühlen Kopf, folgten dem 
von Medien und „Analytikern“ erfunde­
nen Sog ins zentristische Lager nicht 
und verwiesen den KRG in die Reihen 
der an der Sperrklausel Gescheiterten. 
Außer Lebed kannte der KRG keine 
zugkräftige Figur. Die politischen Ak­
zente blieben dem Wähler unverständ­
lich. Daß man sich für die russischen Ge­
meinschaften im „nahen Ausland“ ein­
setzen muß, war für viele nachvollzieh­
bar. Die Programme mehrerer Parteien 
und Wahlblöcke beinhalteten entspre­
chende Aussagen. Wozu aber eine Rie­
senkraft in Rußland dafür nötig sein 
sollte, wie-sie der KRG anstrebte, blieb 
im Unklaren, wie auch seine sonstigen 
Absichten.

Der Krieg in Tschetschenien über­
schattete das gesamte Wahlgeschehen. 
Seinem Einfluß auf die Wahlen nachzu­
gehen, wäre eine eigene Untersuchung 
wert.

Startrampen für den Kampf ums 
Präsidentenamt errichtet

Kommentare, die bei der These stehen­
blieben: „Dies war eine Protestwahl“, 
griffen zu kurz. Das Wahlergebnis vom 
17. Dezember 1995 war keine einfache 
Wiederholung des Resultats vom De­
zember 1993. Damals siegte Gajdars 
„Rußlands Wahl“ nicht so überlegen, wie 
man gehofft hatte. Das bedeutete eine 
Niederlage, wie der Einzug starker 
Fraktionen von LDPR und KPRF Pro­
test ausdrückte. Die Wahl von 1995 war 
auch eine Protestwahl. Aber sie war viel 
mehr. Erstens manifestierte sich in ihr 
der Protest des aktiven und politisch 
überraschend interessierten Volkes und 
nicht des mit Waffengewalt einge­
schüchterten von 1993. Zweitens er­
langte sie objektiv die Funktion eines 
Referendums über das Vertrauen zu 
Präsident und Regierung. Beide hatten 
dem Wahlgang in ihrer Propaganda ei­
nen solchen Platz zugewiesen. Aber nur 

jeder zehnte Wähler bekundete der 
Führung des Staates sein Vertrauen. 
Die Wahl erbrachte eine Ablehnung des 
gesamten von Präsident und Regierung 
gesteuerten Kurses. Auch die Wähler 
von „Jabloko“ lehnten ihn ab. Dazu ha­
ben die Wähler der Regierungspartei 
nicht wie zwei Jahre zuvor eine emp­
findliche Niederlage zugefügt, sondern 
sie vollkommen ins Abseits gestellt. In 
Rußland führt die absolute Minderheit 
die Regierung. In jedem anderen Staa­
te der Welt müßte die Regierung zurück­
treten, wenn die Opposition doppelt so 
viele Stimmen erhält wie sie selbst. Aber 
in Rußland gehen die Uhren dank der 
Jelzinschen Verfassung anders. Drit­
tens haben, die Wähler den Versuch ab­
gewehrt, sich in 43 Teile zersplittern zu 
lassen. Sie haben jene gwählt, die ihnen 
als Repräsentanten ihrer Interessen be­
kannt sind, und die anderen zu Rander­
scheinungen degradiert. Diese Wahlen 
haben erneut die Lehre vermittelt, daß 
künstlich gezimmerte zentristische 
Wahlblöcke kaum Chancen auf durch­
schlagenden Erfolg besitzen. Schließ­
lich haben die Wähler viertens die „De­
mokraten“ endgültig als profilbestim­
mende politische Akteure von der poli­
tischen Bühne verbannt. Das betraf 
nicht nur Gajdars „Rußlands demokra­
tische Wahl“, sondern auch die extrem 
liberalen Miniwahlbündnisse, deren 
Führungsfiguren aus den Reihen der 
„Demokraten“ hervorgegangen sind.

Die Verfassung stattet die Duma nicht 
mit Machtfülle aus. Die besitzt allein der 
Präsident. Die Richtungsentscheidung 
über die künftige Entwicklung Ruß­
lands wird also erst mit der Wahl des 
Präsidenten fallen. Die Dumawahlen 
dienten als Stimmungsbarometer, und 
sie halfen, die Startrampen für den 
Kampf ums Präsidentenamt zu errich­
ten. Die meisten Aussichten auf Erfolg 
wird die Kraft auf sich vereinen, die ihre 
Organisationsstruktur voll funktions­
fähigmacht, die höchste Konsequenz in 
der Verfolgung ihrer politischen Ziele an 
den Tag legt und deren Politiker an der 
Spitze sich durch Prinzipialität aus­
zeichnet.
Prof Dr. Emst Laboor ist Mitglied der 
AG Friedens-und internationale Politik 
beim Parteivorstand der PDS.
Aus Platzgründen stark gekürzt. Zwischen­
überschriften von der Redaktion.

Dialog zwischen Zapatisten und der mexikanischen
Daflißrimn z’e,e der EZLN sind die Verteidigung der Agrargenossenschaften 
flUy lül UlllJ und der Aufbau einer Selbstverwaltung

Am 10. Januar fand in Chiapas die 3. Ta­
gung des Dialoges zwischen der EZLN 
(Ejrcito Zapatista de Liberacin Natio­
nal) und der mexikanischen Regierung 
statt. Der folgende Artikel kann leider 
keine Ergebnisse liefern, aber ein paar 
Hintergrundinformationen.

Der indianischen, bäuerlichen Selbst­
organisation, der EZLN, sind zwei Din­
ge wichtig: die Verhinderung der unter 
dem Druck der USA 1991 beschlossenen 
Änderung des Art. 27 der Verfassung 
und der Aufbau einer kommunalen Zi­
vilgesellschaft. Beides richtet sich ge­
gen die Verfügungsgewalt über ihr Le­
ben durch die USA und den davon ab­
hängigen mexikanischen Staat.

Der Art. 27 der Verfassung von 1917 re­
gelt die Landverteilung. In ihm ist die 

i Existenzgarantie der ejidos, der tradi- 
,] tionellen mexikanischen Agrargenos- 
i| senschaften, enthalten. Der Verkauf die­
l' ses Bodens ist verboten, um eine weite- 
I re Anhäufung von Großgrundbesitz zu 
I; verhindern. Allerdings ist es gängige 
; Praxis, daß Großgrundbesitzer ihr Ei- 
• gentum und seinen Erwerb über Fami- 

üenxnitglieder und Strohmänner ab­

wickeln und dadurch formal keine sind. 
So befinden sich große Ländereien in 
Chiapas in den Händen von 35 Familien, 
die alle durch ein schwer durchschau­
bares Geflecht von Abhängigkeiten und 
Beziehungen mit Regierungsmitglie­
dern verbunden sind oder selber welche 
sind.

Die Abschaffung dieser Regelung, also 
die Privatisierung des genossenschaftli­
chen Landes, war eine Bedingung der 
USA für den Beitritt Mexikos zur nord­
amerikanischen Freihandelszone 
NAFTA. In Chiapas gibt es reiche Erd­
ölvorkommen. Nordamerikanische
Konzerne und mexikanische Unterneh­
men wollen u. a. die Privatisierung um 
einen reibungsloseren Zugriff zu haben. 
Eine weitere Verelendung und Land­
flucht in dem sowieso schon überla­
denen Moloch Mexiko-Stadt wäre die 
Folge. In diesem Zusammenhang gibt es 
auch die Zusage der mexikanischen Re­
gierung. die staatliche Erdölgesell­
schaft PEMEX zu privatisieren. Das war 
die Bedingung für die Vergabe eines 40- 
Milliarden-Dollar-Kredites der USA an 
Mexiko.

Andere Forderungen der Zapatisten 
beziehen sich auf eine Autonomie, die 
sich auf drei Bereiche erstrecken soll. 
Auf die Ebene der Kommune, auf die der 
municipales, das sind Regierungsbezir­
ke mit einer Stadt und mehreren Dör­
fern, und auf regionaler Ebene, in der 
mehrere municipales zusammenge­
führt sind. Diese Autonomie soll kein 
Separatismus vom Staat bedeuten, 
wohl aber die Selbstbestimmung in der 
eigenen Verwaltung und Kultur ermög­
lichen. Der Staat soll von diesen Orga­
nen die Erlaubnis für die Ausbeutung 
der Rohstoffe beantragen, und Gelder 
aus den Profiten zurückerstatten. Da­
mit soll die materielle Basis geschaffen 
werden, um aus der drückenden Unter­
entwicklung herauszukommen.

Kern der sich herausbildenden Zivil­
gesellschaft sind die Selbsthilfegruppen 
und sozialen Organisationen. In Chia­
pas gibt es das CSDA (Demokratischer 
Zusammenschluß Chiapas), in der 84 
solcher Gruppen organisiert sind. Als 
wichtigstes Bündnis sind sie ebenso wie 
die EZLN einer starken Repression aus­
gesetzt. 40500 Soldaten, ein Drittel der

Armee, sind in Chiapas stationiert. 
Ende letzten Jahres befanden sich rund 
1200 Menschen als Geiseln in Haft, 
ebensoviele Häuser wurden niederge­
brannt. 65 Personen wurden vom Militär 
und den Todesschwadronen der Groß­
grundbesitzer allein 1995 ermordet. Mit 
der Korrumpierung durch Geld soll das 
Bündnis gespalten werden, was in eini­
gen wenigen Fällen auch gelang. Um 
dieser Spaltung entgegenzuwirken, or­
ganisierte das Bündnis am 20. Novem­
ber letzten Jahres 27 Straßenblockaden 
und brachte so den Verkehr in Chiapas 
weitgehend zum Erliegen. Eine Er­
klärung der EZLN Ende Dezember be­
richtet über zunehmende Truppenbe­
wegungen und Drohmanöver im Vorfeld 
der Feierlichkeiten zum zweiten Jah­
restag der Aufnahme des Kampfes. Die 
EZLN versicherte, selber keine militäri­
schen Aktionen vorzubereiten, sondern 
den Frieden, der durch den Dialog er­
reicht werden soll (tja)
(Quellen: Interview mit CONPAZ .Koordinati­
on der Nicht-ReglerungsorgnnlsaUonen für 
den Frieden in Chiapas', El National v. 30.12.95. 
div.)
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Ein Abend beim BFB
Ausblick einer Zukunft, die nicht sein muß

München. Der Bund Freier Bürger 
(BFB) sammelt zur Zeit in mehreren 
bayerischen Kommunen Unterschrif­
ten für die Zulassung zur Kommunal­
wahl und hat dabei nach eigenen Aus­
sagen erhebliche Probleme. In Mün­
chen hat der BFB seine Hochburg. 
Brunner war vor seiner Zeit als Europa- 
Beamter Münchner Kommunalpoliti­
ker, und im jetzigen Wahlkampf outeten 
sich mit Polizeipräsident Koller und 
Kreisverwaltungsreferent Uhl zwei 
hohe Beamte als Brunnerfreunde. Kol­
ler und Uhl traten am Donnerstag, den 
14. Januar, als Wahlredner auf einer 
BFB-Veranstaltung zum Thema Sicher­
heit an, obwohl im Vorfeld ihre Dienst­
vorgesetzten (Innenminister Beckstein 
für Koller, Oberbürgermeister Ude für 
Uhl) schwere beamtenrechtliche Be­
denken geäußert hatten.
Proteste der Jusos
Unter der Parole „Braunes Pack im Bür­
gerfrack“ hatten u.a. die Münchner Ju­
sos zu einer Gegenkundgebung vor dem 
Eingang des Pschorr-Kellers auf der 
Schwanthalerhöhe aufgerufen. Die viel­
leicht 800 bis 1000 Besucherinnen und 
Besucher mußten die Gegenkundge­
bung passieren, sie wurden unüberhör­
bar auf die Zusammenhänge zwischen 
der Brunner Partei, den österreichi­
schen Rechtsradikalen und bekannten 
Münchner Nazis und den Reps hinge- 
wiesen lassen. Zur Veranstaltung ka­
men meist etwas ältere Leute, oft Ehe­
paare, man hatte sich ein bißchen fein 
gemacht, kleine Selbständige, Beamte 
der unteren Ränge vielleicht. Diese klei­
nen Leute, vormals eine tragende 
Schicht des Stadtbürgertums, in der 
modernen Yuppiemetropole aber bei­
nahe schon ein Randmilieu, versuchten 
jene hohen Beamten nach rechts zu ver­
schieben und anzupflocken. Wie?
Brunners Erzählung
Brunner begann den Abend mit einer 
wissenschaftlich verbrämten Irre­
führung. Er behauptete, daß politische 
Gemeinwesen aus dem Sicherheitsbe­
dürfnis der Bürger entstünden. Dies zei­

ge schon der Name Bürger, der Men­
schen bezeichne, die sich unter dem 
Schutz einer Burg angesiedelt hätten, 
um Sicherheit zu finden.

In diesem Geschichtsbild gehen wich­
tige Tatsachen unter. Das große Sicher­
heitsproblem der Städte des Mittelal­
ters war nicht der Schutz durch den Rit­
ter, sondern der Schutz vor dem Ritter, 
der in der feudalen Gesellschaft die 
Staatsmacht repräsentierte. Die Städ­
te bildeten sich außerhalb dieser Ver­
hältnisse. Technisch war ihre Grundla­
ge die arbeitsteilig spezialisierte Hand­
werksarbeit, rechtlich die Zunftgenos­
senschaft. Für die adligen Grundherren 
entwickelte sich die Stadt 'in einem 
Hauptpunkt zum rechtsfreien Raum. 
Sie konnten ihre entlaufenen Leibeige­
nen nicht ohne weiteres in die Stadt ver­
folgen, sie mußten sich schließlich da­
mit abfinden, daß ihre Rechtsan­
sprüche nach Jahr und Tag als ersatz­
los verfallen galten. Brunner hingegen 
erzählt eine Untertanengeschichte, der 
Staatsbürger wird zum Staatsmündel, 
seine zivilisierteren Handlungen sind 
ihm durch Gesetz und Gewalt bloß ab­
gepreßt, im Mitmenschen lauert dem 
Menschen die Gefahr auf, die Obrigkeit 
ist seine Zuflucht. Geschichte, auf die­
se Art erzählt, formt das politische Den­
ken. Die sozialen, kulturellen und auch 
die ganz alltäglich und persönlich er­
lebten Lebenskrisen können nicht mehr 
analysiert, durch Nachdenken aufge­
schlossen werden. Sie fallen in die Ka­
tegorie von Bedrohung, und je stärker 
die Bedrohung, um so stärker das Be­
dürfnis nach einer Autorität, die 
schützt. Brunners Geschichtserzäh­
lung hat das Publikum nicht gerade mit­
gerissen, sie diente der Einstimmung. 
Kriminalität bei Koller
PP Koller hielt einen eher vorsichtigen 
Vortrag aus der Kriminalstatistik. Es 
wäre wohl möglich gewesen, aus dieser 
Statistik etwas über die sozialen und 
kulturellen Krisenbereiche des moder­
nen Lebens zu erfahren. Koller tendiert 
in diese Richtung nicht. Er glaubt - 

nicht selten bei Polizeibeamten - an fürs 
Verbrechen disponierte Personengrup­
pen. Diese Meinung mag aus einer denk­
fehlerhaften Umsetzung von Fahn­
dungsroutine in politische Folgerungen 
entstehen. Aber da wird es dann ge­
fährlich. Politisches Denken, das die 
Häufung von Kriminalfällen in katalogi­
sierbaren Lebenszusammenhängen 
nicht als Hinweis auf eine soziale Kri­
sensituation verstehen kann, sondern 
„den Täter“ als politisches Problem 
sieht, verfällt regelmäßig auf die Idee, 
Sicherheit durch Einsperren, Wegsper­
ren, Hinrichten, durch • Rasterfahn­
dung, Vorbeugehaft und Schutzhaft zu 
suchen. Ist der Mensch weg, ist die Ge­
fahr gebannt... So begründet die Kri­
minalitätsrate die Abschiebepolitik für 
Ausländer. Die nächste Frage wäre 
dann, was mit dem „Kriminellen“ ge­
schehen soll, der nicht ausgewiesen 
werden kann? Eine andere, wie Perso­

WE*. «.ECMT4 UMHIT 
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nengruppen mit hoher Kriminalitätsbe­
lastung unter Ausnahmegesetz gestellt 
werden könnten. - In dem umfangrei­
chen statistischen Material, das Herr 
Koller über allerhand Personenkreise 
präsentierte, fehlt die eigentlich gut ab­
grenzbare Gruppe der Münchner Poli­
zeipräsidenten, die in diesem Jahrhun­
dert wohl die meisten Berufsgruppen in 

puncto Belastung durch Schwerstkri­
minalität hinter sich gelassen hat. Dar­
aus zu folgern, daß sich vorwiegend kri­
minell disponierte Personen um dieses 
Amt bewürben, wäre albern. Vernünfti­
gerweise denken wir dabei eher an die 
Abwehr des Faschismus und demokra­
tische Kontrolle der Exekutive.
Uhl vergreift sich an Armen...
Der Vortrag des Kreisverwaltungsrefe­
renten war durch abstoßenden Zynis­
mus und Effekthascherei geprägt. Uhl 
versuchte die Obdachlosen und Bettler, 
die mit der Hinwendung der BRD zur 
konservativen Wirtschaftspolitik seit 
Beginn der achtziger Jahre immer mehr 
werden, als Menschen hinzustellen, die 
der Öffentlichkeit etwas wegnehmen. 
Sie würden frech die schönsten Stellen 
der Stadt sich als „Wohnzimmer“ und 
oder auch zur Toilette aneignen. Uhl, 
der von der Bedrohung des Reichtums 
durch die Armut ausgeht, meinte wohl, 

daß sich dieses Gefühl in der Bezie­
hung zwischen den kleinen Leuten 
und den völlig gescheiterten auf­
hetzen ließen. Aber hier blieb der 
Beifall aus, und in der Diskussion 
wandten sich auch offensichtliche 
Anhänger des BFB gegen Uhls of­
fen zur Schau getragene Verach­
tung des ins Unglück geratenen 
Mitmenschen.
... und hetzt gegen Suchtopfer
Ganz anders, als Uhl davon sprach, 
die Drogenszene vor sich hertrei­
ben zu wollen. Da waren die Leute 
nicht in der Lage, über die Drogen­
problematik nachzudenken. Sie 
wollen Rauschgiftsüchtige in ihrem 
Lebensumfeld nicht sehen. Dahin­
ter liegt wohl die panische Angst, 
die eigenen Kinder am Rauschgift 
verderben zu sehen. Man macht 
sich vor, Rauschgiftkonsum sei eine 
Art schlechter Gewohnheit, die gar 
nicht aufkäme ohne schlechtes Bei­
spiel, üblen Umgang, die direkte 
Anreizung. Das bierzeltartige Ge­
gröle, mit dem die Ankündigung 

von Gewaltmaßnahmen quittiert wurde 
zeigt, daß in diesem Punkte die Hoff­
nung auf die Autorität unerschüttert 
feststeht, und die Forderung nach Le­
galisierung nicht verstanden wird. Und 
wenn es auch ein politisch rechts einge­
stelltes Publikum war, das da-man muß 
wohl sagen wie besoffen - johlte, wird 
doch ein Defizit in der öffentlichen Mei-

(öln. Dio Obdachlosen haben folgondo Forderungen on die Stadt gerichtet: 1. eine Tag und Macht geöff- 
de Wörmoxtubo; 2. einen Uauw.igonplatz und leerstehende Höusor, um Obdachlosen zu ermöglichen, 
n Sölbxthlltc und eigenverantwortlich Ihr Wohnproblom tu lösen; 3. eine öffentliche Diskussion über 
'/c Vorwcigerungxldtung der Stadt und Ihre angeblich ausreichenden Ersatzangcboto.

tiöd; Foto: uflmz)

Über 100 Bürgerbegehren 
in Bayern angelaufen
München. Nachdem die Aktion „Mehr 
Demokratie“ ein demokratisches Ge­
setz für kommunale Volksentscheide 
seit dem 1. Oktober 1995 durchgesetzt 
hat, sind in Bayern über 100 Bürgerbe­
gehren angelaufen. In München hatte es 
der ursprüngliche Volksentscheidsgeg­
ner, CSU-Chef Peter Gauweiler, plötz­
lich sehr eilig, die CSU- und Kapitali­
stenforderung „Drei Tunnels braucht 
der Mittlere Ring'4 zur Abstimmung zu 
stellen. Dagegen mobilisieren Initiati­
ven um „Das bessere Bürgerbegehren“ 
für Kindergärten, Altenheime und Nah­
verkehr statt Milliarden-Tunnelprojekt. 
Die CSU denkt, sie kann in Bierzeltma­
nier Stimmungsmache betreiben. Da­
bei vergißt die Partei, daß das Gesetz 
zum Volksentscheid erst durch bewuß­
te Entscheidung des Volkes entstanden 
ist. Bei den jetzigen Bürgerbegehren zu 
einer ganzen Palette von Kommu­
nalthemen sind nicht Stimmungsma­
che gefragt, sondern politisch begrün­
dete Meinungen. In Oberstdorf nahm 
sich der Bürgermeister stattdessen die 
Freiheit, auf den Unterschriftenlisten, 
mit denen der Erhalt einer Jugendstil­
villa gefordert wurde, nach Mitarbeitern 
der Marktgcmcinde zu suchen und die­

se anschließend in einem Rundschrei­
ben zu ermahnen. Das brachte ihm aber 
nur die Aufmerksamkeit des Daten- 
schutzbeauftragten und des Personal­
rats ein. Die Diskussionen um das Für 
und Wider kommunaler Projekte haben 
erheblich zugenommen und bewegen 
viele Menschen. (bqf)

Mieterhöhungen in 
städtischen Wohnungen
Frankfurt. Die Mieter von 25000 Wob' 
nungen städtischer Gesellschaften in 
Frankfurt müssen in diesem Jahr mit ei­
ner Mieterhöhung von durchschnittlich 
20%, teilweise auch 30% rechnen. DaS 
kündigte die kommunale Wohnungs- 
Holding zu Beginn des neuen Jahres an. 
Betroffen sind die Mieter der ehemals 
öffentlich geförderten und in freiflnan- 
zierten Wohnhäusern der fünf städti­
schen Unternehmen: Aktiengesell­
schaft für kleine Wohnungen, AG Hel­
lerhof, Frankfurter Aufbau AG, Ge­
meinnützige Gesellschaft für Wohnhei­
me und Arbeiterwohnungen und Ge­
meinnützige Aktiengesellschaft für 
Mietwohnungsbau. Nicht betroffeh 
sind die Mieter in den rund 25000 So­
zialwohnungen dieser Unternehmen- 
Begründet wird die Mieterhöhung^'
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nung sichtbar. Koller und Uhl als Prak­
tikern und Fachleuten kann vorgewor­
fen werden, daß entscheidende Aspek­
te der Drogensucht verschwiegen wur­
den. Es ist ja vor allem die Beschaf­
fungskriminalität, die die Drogensüch­
tigen fertig macht und ihnen den Rück­
zug verbaut, es ist vor allem die enorme 
Profitrate der Großdealer, die aggressi­
ve Verbreitungsstrategien hervortreibt. 
Die BFB-Strategie, die der bedrohten 
Sitte mit Staatsorganen helfen und Tä­
tern die Härte des Gesetzes weisen will, 
kommt an.
Ausländerfeindlichkeit
Der weitaus gefährlichste Punkt der 
rechten Mobilisierungsstrategie bleibt 
die systematische Abgrenzung zwi­
schen den Deutschen und den Auslän­
dem. Der BFB- stellt sich an dieser 
rechtlichen Grenzlinie auf und stellt die 
Alternative zwischen Integration und 
Abschiebung auf. Die Integration be­
trifft keineswegs bloß Fragen wie die 
Kenntnis und Achtung der Gesetze, es 
geht um die gesamte Lebensweise. In 
der Tradition der deutschen Staats­
und Gesellschaftsbildung finden sich 
kaum Verhaltensweisen eingewöhnt 
oder begründet, die ein nachbarschaft­
liches Miteinander bei Beibehaltung 
von Unterschieden in der Lebensweise 
zulassen würden. Schon die National­
hymne verlangt als erstes: Einigkeit! 
Das Zusammenleben von Menschen mit 
unterschiedlichem kulturellen Hinter­
grund und unterschiedlichen Strategi­
en der Problembewältigung wird in Fol­
ge der Weltwirtschafts- und Weltord­
nungspolitik, die ganze Regionen mit 
Aussichtslosigkeit, Hunger und Krieg 
bedroht, zu einer gesellschaftlichen 
Überlebensfrage.

Der BFB ist ein eigener rechtsextre­
mer Mobilisierungsversuch, aber er 
nimmt auch Brückenfunktion zwischen 
den Reps und der CSU wahr. Obwohl 
Konkurrenz der CSU, funktioniert er 
auch als Zutreiber, gerade durch die Ver­
mittlung zwischen dem Ausländerhaß 
der Faschisten und dem zwanghaften 
Integrationsdenken der CSU. Im Mün­
chner Kommunalwahlkampf geht es der 
— so gesehen vereinigten — Rechten 
ganz wesentlich darum, die wenigen In­
stitutionen und städtischen Hilfen ab- 
zuschaffen>die Diskussionsbereitschaft 
und solidarisches Zusammenleben be­
günstigen. (maf)

Essener Bündnis klagt gegen Polizeieinsatz
Überzogener Polizeieinsatz steht vor Gericht

Essen. Am 9. und 10.12.1994 fand in Es­
sen ein Gipfeltreffen der EU statt. Von 
einem breiten Bündnis wurde ein Ge­
gengipfel in Essen veranstaltet. Eine ge­
plante Demonstration wurde jedoch 
verboten. Trotz des Ver­
bots kam es am 10.12.1994 
zu verschiedenen Demon­
strationsversuchen in der 
Innenstadt, gegen die die 
Polizeikräfte mit äußerster 
Härte einschritten. Die Bi­
lanz des Polizeieinsatzes 
waren zwei große Einkes­
selungen von Demon- 
strant/innen, aus denen 
schließlich mit über 900 
festgenommenen Perso­
nen die größte Massenfest­
nahme der deutschen 
Nachkriegsgeschichte re­
sultierte.

Knapp ein Jahr danach haben mehre­
re Betroffene rechtliche Schritte gegen 
den Polizeieinsatz eingeleitet. Die Kla­
ge soll den verantwortlichen Personen

Ausländerwahlrecht in Bayern
Wahlbehinderung und zynische Diskriminierung bei den Kommunalwahlen

Schweinfurt. Bekanntlich hat der Frei­
staat als einziges deutsches Bundes­
land per Landesgesetz der Wahlbeteili­
gung von EU-Ausländem an den Kom­
munalwahlen eine besondere Hürde 
.vorgeschaltet, ein schikanöses speziel­
les Antragsverfahren zwecks Aufnahme 
in das Wählerverzeichnis. Im diskrimi­
nierenden Jargon der Schweinfurter 
Tagblatt-Redaktion, wo anscheinend 
vor allem das Essen die Gemüter be­
wegt, so beschrieben: „Allerdings läuft 
die Aufnahme des italienischen Piz­
zabäckers oder des griechischen Gemü­
sehändlers ins Wählerverzeichnis nicht 
automatisch. Erst ein Antrag bahnt den 
Weg zur Wahl.“ (Schweinfurter Tag­
blatt, 13.1.96) Die Stadt Schweinfurt, 
mit ihrer SPD-Mehrheit im Stadtrat, 

aus Politik und Polizei verdeutlichen, 
daß offensichtlich willkürliche polizeili­
che Maßnahmen nicht wehrlos hinge­
nommen werden. Außerdem soll auf die 
andauernde strafrechtliche Verfolgung 

von-ca. 30 Perso­
nen aufmerksam 
gemacht werden. 
So wurde z.B. ein 
löjähriger 
Schüler wegen 
Sachbeschädi­
gung angeklagt. 
Ihm droht eine 
Schadensersatz­
forderung von 
100000 DM, weü 
er den Boden der 
Polizeischießhal­
le, in der er fest­
gehalten wurde, 

beschädigt haben soll. Die Anschuldi­
gungen, die scheinbar der Rechtferti­
gung des Polizeieinsatzes dienen, beru­
hen auf zweifelhaften Anschuldigungen. 
Im Gegenzug klagen nun drei Personen 

hielt es nicht für nötig, die wahlberech­
tigten Ausländer über dieses Verfahren 
per Anschreiben zu informieren.

„Ganze zehn Anträge liegen bislang 
vor“ (von 1085 Wahlberechtigten) so der 
süffisante Kommentar des zuständigen 
Amtsleiters H. Bauer (Einwohnermel­
deamt) zum Ergebnis dieser Politik. 
„Vergebliche Mühe“ prophezeit Bauer 
weiter und verweist auf die Europawahl 
1994, wo nur 44 EU-Ausländer trotz ei­
ner Informationsbroschüre der Stadt 
gewählt hätten. (ST, 13.1.96) Dazu muß 
man wissen, daß bei der Europawahl für 
EU-Ausländer die attraktivere Alterna­
tive bestand, im Herkunftsland die dor­
tigen „eigenen“ Parteien zu wählen.

Man kann schon sagen, der Amtsleiter 
leistet Amtshilfe, um sich seine eigene 

gegen ihre Einkesselung und Gewahr- 
samnahme. Vor dem Verwaltungsge­
richt Gelsenkirchen soll in einer Fort­
setzungsfeststellungsklage die Verhält­
nismäßigkeit des Polizeieinsatzes über­
prüft werden. Die Kläger gehen von ei­
nem Urteil zu ihren Gunsten aus, da die 
Polizei an mehreren Stellen offensicht­
lich rechtswidrig und völlig unverhält­
nismäßig gehandelt hat.

Von der Massenfestnahme sind so gut 
wie keine strafrechtlich relevanten 
Vorwürfe übriggeblieben. Wegen „Ge­
ringfügigkeit“ hat die Polizei selber die 
knapp 800 Ordnungswidrigkeitsverfah­
ren wegen Verstoß gegen das Versamm­
lungsgesetz eingestellt. So bescheinigt 
sich die Polizeiführung selbst, überzo­
gen reagiert zu haben. In vergleichba­
ren Fällen, z. B. den Hamburger oder 
Münchner Kesseln, wurden Einkesse­
lungen bisher von allen juristischen In­
stanzen als eindeutig rechtswidrig ver­
urteilt.
(Nach: Presseerklärung des Essener 
Bündnisses)

Vorstellung vom politisch uninteres­
sierten, dumpfen „Gastarbeiter“ be­
stätigen zu lassen.

Mittlerweile hat der Ausländerbeirat 
die Initiative ergriffen und von der Stadt 
die Herausgabe einer Infonnations­
schrift gefordert. Was macht die Stadt? 
Als Kompromiß erstattet sie dem Aus­
länderbeirat anfallende Portokosten, 
damit er die Broschüre in deutscher 
Sprache selbst verschickt! Sein Amt sei 
personell überlastet, so die Begründung 
Bauers. Noch sind ein paar Wochen Zeit 
- bis zum 8. Februar -, um die Ein­
tragung ins Wählerverzeichnis zu be­
antragen. Die Aktion des Ausländer­
beirats wird dafür sorgen, daß die amt­
liche Wahlsabotage nicht aufgeht.

(cis)

ankündigung von Holding-Geschäfts­
führer Frank Junker mit dem Wegfall 
der hessischen Miethöheverordnung, 
die bisher nur eine Anhebung der Mie­
te um jährlich 5% zuließ. Der neue Spiel­
raum von bis zu 30% Erhöhung in drei 
Jahren werde „voll ausgeschöpft“. Es ist 
zu befürchten, daß diese Ankündigung 
letztendlich auch Auswirkungen auf die 
künftige Fortschreibung des Frankfur­
ter Mietspiegels haben wird.
Pressemitteilung des Deutschen Mieter­
bundes, Landesverband Hessen

Ostermarsch Ruhr 1996: 
„Frieden jetztI“
Essen. Auch in diesem Jahr wird es ei- 

I nen dreitägigen Ostermarsch Ruhr ge­
ben. Das wurde bei der Friedensver­
sammlung Ruhr beschlossen, die am 
13.1. in Dortmund stattfand. Ganz „tra­
ditionell“ geht es am 6.4.1996 in Duis­
burg los, am 7.4. von Essen nach Bo­
chum und am 8.4. von Bochum nach 
Dortmund. Die Strecke von Essen nach 
Bochum soll eine Fahrradaktion wer­
den. Gerade in diesem Jahr kann der 
Ostermarsch dazu beitragen, daß sich 
der Widerstand gegen die Beteiligung 
deutscher Soldaten an Kriegseinsätzen 
Ga^melt. Der nach ausführlicher 

Diskussion beschlossene Aufruf zum 
Ostermarsch Ruhr stellt die Kritik am 
Einsatz im ehemaligen Jugoslawien an 
die erste Stelle, wenn er auch schärfer 
sein könnte. Ein Aufrufentwurf des Bo­
chumer Friedensplenums, der sich „ge­
gen die Militarisierung der deutschen 
Politik“ wandte, war jedenfalls deutli­
cher, fand allerdings keine Mehrheit als 
Diskussionsgrundlage.

Anfang März soll eine Zeitung heraus­
kommen, möglichst gemeinsam mit den 
Organisatoren der Ostermärsche im 
Rheinland. Sie soll antimilitaristischen 
Argumenten einen Platz geben und für 
die Ostermärsche werben. (wof)

Newroz-Komitee 
gegründet
Stuttgart. Am 8. Januar gründete sich 
das Newroz-Komitee 1996 Stuttgart. 
Ziel des Komitees ist es, auch 1996 das 
kurdische Neujahrsfest Newroz fried­
lich und legal zu feiern. Wichtig ist dem 
Komitee, die Unterstützung der Stadt 
Stuttgart auch für das Ncwroz-Fest 
1996 zu gewinnen. Damit soll die „Stutt­
garter Linie“ in der Ausländerpolitik, 
die das gute Zusammenleben der Be­
völkerungsgruppen aller Nationen in 
der Stadt sichern will, auch gegenüber

den Kurdinnen und Kurden weiterge­
führt werden. Das Komitee will dazu 
beitragen, daß auch die kurdische Be­
völkerung ihre sozialen, kulturellen und 
politischen Interessen demokratisch 
und legal äußern kann. Dafür arbeiten 
im Newroz-Komitee der Deutsch-Kur­
dische Freundschaftsverein, zwei türki­
sche Organisationen und einzelne Per­
sonen verschiedener Nationalitäten zu­
sammen. Das Komitee sucht weitere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
darüber hinaus möglichst zahlreiche 
Menschen, die das Anliegen in der Öf­
fentlichkeit unterstützen. Der Landes­
vorstand der PDS Baden-Württemberg 
hat die Unterstützung des Newrozfe- 
stes beschlossen. Er begrüßt, daß ein 
multikulturell zusammengesetztes Ne­
wroz-Komitee, in dem auch türkischen 
Organisationen beteiligt sind, die Ne- 
wroz-Vorbereitungen übernimmt, weil 
dadurch die internationale Solidarität 
zwischen deutschen und ausländischen 
Bürgerinnen und Bürgern gestärkt 
wird. (ulk)

Vermögenskonzentration 
in Deutschland
Düsseldorf. Knapp ein Drittel des ge­
samten privaten Netto-Geldvermögens 

in Westdeutschland ist Eigentum von le­
diglich 5,5 Prozent (im Osten 10,8 Pro­
zent) der Haushalte. Beim Immobilien­
eigentum zeigt sich ein ähnliches Bild. 
In Westdeutschland verfügen etwa 5,8 
Prozent der Haushalte über 31,6 Pro­
zent aller Häuser, Wohnungen und 
Grundstücke. In Ostdeutschland ist die 
Konzentration noch viel stärker: Hier 
besitzen 2 Prozent der Haushalte 30,7 
Prozent der Immobilien.

Auf der anderen Seite stieg die Steu­
er- und Abgabenbelastung in West­
deutschland 1994 erstmals schneller als 
die Brutto-Arbeitseinkommen. Kumu­
liert seit 1980 haben die Arbeitseinkom­
men netto und unter Berücksichtigung 
der Preissteigerungen bis 1994 lediglich 
2,5 Prozent zugelegt. Die Gewinne der 
Unternehmen stiegen 1994 um 10,8 Pro­
zent und im ersten Halbjahr 1995 um 9 
Prozent. Das WSI-Institut kritisiert, 
daß der Staat bei der Steuergesetzge­
bung offensichtich ein unterschiedli­
ches Maß anlege. Nur so sei zu erklären, 
daß den Selbständigenhaushalten seit 
1982 mehr als ein Viertel ihrer Abga­
benlast genommen worden sei, wäh­
rend alle anderen Erwerbstätigenhaus­
halte mehr oder weniger stark belastet 
wurden, (aus: Informationsblatt Linke 
Kommunalpolitik 1196. Weitere Quellen: 
WSl, SZ10. 12.95)
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Protest gegen Auslieferung 
von Benjamin Ramos Vega
Knapp 100 Menschen folgten am 12. Ja­
nuar in Berlin einem Aufruf der „Roten 
Hilfe“ und des „Solidaritätskomitees 
Benjamin Ramos Vega“ und fanden sich 
vor dem Berliner Justizsenat zu einer 
Kundgebung für den mit Auslieferung 
an Spanien bedrohten Benj amin Ramos 
Vega (siehe PB 1/96) ein. Der 33-Jährige 
war am 30. Dezember in einem unbefri­
steten Hungerstreik eingetreten. Bei ei­
nem Besuch seiner Ehefrau am 11. Ja­
nuar sagte Ramos Vega, er sei ge­
schwächt, aber entschlossen, mit allen 
Mitteln seine Auslieferung nach Spani­
en zu verhindern.

Die Verteidiger von Benjamin Ramos 
Vega haben Verfassungsbeschwerde ge­
gen die Auslieferung eingelegt. Außer­
dem reichten sie beim Bundestag eine 
Eilpetition ein, um womöglich auch auf 
diesem Wege eine Auslieferung zu ver­
hindern.

Am 13. Januar setzte Ramos Vega sei­
nen Hungerstreik vorübergehend aus, 
nachdem die Verfassungsbeschwerde 
seiner Anwälte beim Gericht eingegan­
gen war. Durch den 14-tägigen Hunger­
streik hatte er zu diesem Zeitpunkt um 
sieben Kilo ab genommen. Falls das Ver­
fassungsgericht die Beschwerde seiner 
Anwälte abweist, will er sofort wieder in 
den Hungerstreik treten. (rul)

Volksbegehren in Branden­
burg gegen Havelausbau
Das „Aktionsbündnis gegen den Havel­
ausbau“ hat am 15. Januar beim Land­
tagspräsidenten in Brandenburg die 
Einleitung des ersten Volksbegehrens in 
Brandenburg beantragt. Seit 1992 
wehrt sich das Aktionsbündnis gegen 
die Verbreiterung und Ausbaggerung 
der Havel auf vier Meter Tiefe. Die Bun­
desregierung will mit diesem Projekt - 
eines von 17 Projekten des Verkehrs­
programms „Deutsche Einheit“ - die 
Havel auch für große Lastschiffe be­
fahrbar machen. Anwohner des Wasser­
wegs wehren sich dagegen. Bereits zum 
Sommer letzten Jahres hatte das Bünd­
nis 39.000 Unterschriften für eine Volks­
initiative gesammelt. Laut Landesver­

Etwa einhundorttausond Menschen beteiligten sich in Borlin am 14. Januar an dem inzwischen jährli­
chen Gedenken an Gesa Luxemburg und Karl Liebknecht. An einer Demonstration vom Loninplatz zur 
Gedenkstätte beteiligten sich etwa 5.000 Personen. Woil darunter cino Person eine kurdische Fahne 
mitlrug, griffen martialische Polizeikrafte wiederholt den Demonstrationszug an und versuchten, dio 
Fahne zu beschlagnahmen. Bei den dadurch provozierten Auseinandersetzungen mit wildem Knüppel­
einsatz der Polizol wurdon mehrere Menschen zum Toil erheblich vorletzt und ca. 20 bis 30 Personen 
vorübergehend vorhaftet. Gegen Ende der Gedcnkvoranstaltung stürmten etwa 200 Polizeibcamtc mit 
Mannschaftswagen In dio Sackgasse vor der Gedenkstätte, zertrümmerten Infoständo, griffen eine 
Ihcatorgruppc der „Antifa M" aus Göttingen an und riegelten die Gedenkstätte ab. Es gab orneut zahl­
reiche Vorletzte und Verhaftungen. Dor ..Bund der Antifaschisten'4 sammelt jetzt Fotos und Zeugen­
aussagen. um gegen die polizeilichen Überfälle vorzugohen. Der PDS-Londospartcltag verurteilte das 
Vorgehen der Polizei schar f.dlo PDS-Fraktion im Abgeordnetenhaus fordert eine Beratung im Innen- 
oustchuh. früh Bild: Junge Well. 15.1.00)

fassung müssen nun Landesregierung 
und Landtag der Einleitung eines Volks­
begehrens zustimmen. Notwendig sind 
dann im Volksbegehren 80.000 Unter­
schriften, um die Landtag zu zwingen, 
sich erneut mit dem Havelausbau zu be­
fassen. Das Bündnis verlangt, die Lan­
desregierung solle notfalls über eine 
Bundesratsinitiative das Projekt stop­
pen. (rul)

Bündnis gegen Länderfusion
Am 14. Januar haben Gegnerinnen und 
Gegner der geplanten Länderfusion 
Berlin-Brandenburg in Neu Fahrland 
bei Potsdam ein „Bündnis für Branden­
burg“ gegründet. Dem Bündnis gehören 
unter anderem Mitglieder von Bündnis 
90/Die Grünen, des BUND und der ÖTV 
an. Im Vorfeld der Gründung kam es 
zwischen Mitgliedern des Juso-Landes­
vorstands über die Beteiligung an dem 
Bündnis zu einem heftigen Streit, drei 
Mitglieder des Landesvorstandes tra­
ten zurück. Auch die PDS Brandenburg 
lehnt die Länderfusion ab, die ÖTV hat 
starke Vorbehalte angemeldet und will 
im März entscheiden, ob sie ihre Mit­
glieder aufruft, gegen den Fusionsver­
trag zu stimmen. (rul)

SPD-Brandenburg billigt 
reaktionäres Polizeigesetz
Die SPD-Fraktion, die im Brandenbur­
ger Landtag die absolute Mehrheit hat, 
hat am 16. Januar den umstrittenen Ge­
setzentwurf von Innenminister Ziel für 
ein neues Polizeigesetz gebilligt. Eine 
Verabschiedung im Landtag scheint da­
mit sicher. Wenn das geschieht, darf die 
Polizei künftig nach richterlicher Zu­
stimmung zur angeblichen „Vorbeu­
gung von Straftaten“ Privatwohnungen 
abhören (Großer Lauschangriff) und 
Personen bis zu vier Tage in „Sicher­
heitshaft“ nehmen. Außerdem erlaubt 
der Gesetzentwurf Polizisten „zur Ret­
tung von Menschenleben“ ausdrücklich 
den gezielten Todesschuß. Selbst aus 
der Berliner SPD hatte es Kritik an dem 
Gesetzentwurf gegeben, Grüne, PDS 
und Bürgerrechtsgruppen in Branden­
burg lehnen den Entwurf strikt ab. (rul)

„Rentenrecht darf nicht 
Strafrecht bleiben“
„Im Grundgesetz ist von der Gleichheit aller Bürger und vom Schutz des Ei­
gentums die Rede. Doch gerade diese Grundsätze werden... in der Rentenfra­
ge für Bürgerinnen und Bürger der DDR, die heute Bundesbürger sind, verletzt 
... Dabei erheben die DDR-Bürger... gar nicht einmal Anspruch auf Gleichstel­
lung, sondern fordern nur ihre erworbenen Rentenreichte ein, die Teil des von 
ihnen erworbenen Eigentums sind. (...) Wenn heute manche Politiker über Ren­
ten sprechen, dann beschränken sie das Thema möglichst auf die Staatsnahen. 
Scheibchenweise soll auf diese Weise entsolidarisiert werden. Die Sache ist je­
doch komplexer und es geht um viele Millionen Rentnerinnen und Rentner. 
Zunächst gilt: Rentenrecht darf nicht Strafrecht bleiben, und alle Gesetze und 
Auslegungen, die es dazu gibt, müssen aufgehoben werden und verschwinden. 
Aber das „Abschmelzen der Auffüllbeträge“ - wie fein das doch klingt, wie habe 
euch doch etwas aufgefüllt, wir nehmen es euch nicht weg, aber es schmilzt halt 
ab - ist genauso ein Verstoß gegen erworbenes Recht. Die Renten wurden über­
geleitet, heißt es - wenn es dabei ein paar Lücken gab, habt doch Verständnis. 
Dann wird auch nachgeschoben, die Frauen im Osten haben nun im Durch­
schnitt eine höhere Rente als die Frauen im Westen. Damit... wird dabei gleich 
unterschlagen, die Arbeitsjahre der Frauen in der DDR mit gebührender Ach­
tung zu erwähnen (...) Unser Kongreß... soll die Solidarität der Betroffenen und 
für die Betroffenen stärken. Er soll das Gewissen der Regierenden erreichen und 
bloßstellen, wie sie Recht zu Unrecht machen. Er soll alle drei Oppositionspar­
teien im Bundestag ermahnen, endlich zu handeln und keinen Aufschub mehr 
zu dulden. Das sehe ich als die wichtigste Botschaft dieser Tagung.“

L------------------------------------------ ------- -------------------- ------------------------------------------- -------------------- ■■■*>* <*■■**

Gegen Rentenstrafrecht
Große Beteiligung am Berliner Kongreß 
»gegen Renten- und Versorgungsunrecht“

Über 600 Rentnerinnen und Rentner aus 
den neuen Bundesländern und Berlin 
haben am Sonnabend, den 13. Januar, 
im Berliner Kino International gegen 
das anhaltende Rentenstrafrecht im. 
Osten und andere Formen von Renten- 
und Versorgungsunrecht protestiert.

Unter dem anhaltenden Druck der 
Rentnerverbände aus den neuen Bun­
desländern liegen inzwischen mehrere 
Anträge im Bundestag und Bundesrat 
zur Milderung (CDU, SPD) bzw. zur 
gänzlichen Aufhebung der immer noch 
bestehenden Strafrechtselemente im 
Rentenrecht (Rentenkürzungen für 
sog. „systemnahe Personen“) und von 
anderen Formen von Renten- und Ver­
sorgungsunrecht im Gefolge der DDR- 
Annexion vor. Der zuständige Bundes­
tagsausschuß will sich im Januar mit 
den Gesetzesanträgen befassen. Zu­
gleich hat das Bundesverfassungsge­
richt durchblicken lassen, daß es noch 
in diesem Jahr über mehrere Verfas­
sungsklagen gegen das Rentenstraf­
recht entscheiden will.

Die Veranstaltung in Berlin hat den 
anhaltenden Protest vieler Rentnerin­
nen und Rentner im Osten gegen die 
Kürzung ihrer Renten- und Versor­
gungsbezüge deutlich gemacht. Das 
„Ostdeutsche Kuratorium von Verbän­
den e.V.“ hatte u.a. den Darmstädter 
Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Azzola 
für die Veranstaltung gewonnen, der in 
einer Eingangserklärung noch einmal 
kritisierte, die politische Kürzung von 
Renten stehe „objektiv“ in der Traditi­
on der NS-Rentenkürzungen für Juden, 
der „Grundsatz der politisch-morali­
schen Wertneutralität des Rentenversi­
cherungsrechts“ dürfe nicht länger ver­
letzt werden. Abgeordnete des Bundes­
tags wie Tomas Krüger (SPD) und Pe­
tra Bläß (PDS) sowie der PDS-Ehren­
vorsitzende Hans Modrow unterstütz­
ten diese Forderung. In einer absch­
ließenden Presseerklärung der Veran­
stalter stellen diese fest:

„Weitere Redner von Seniorenverbän­
den wie der Volkssolidarität, des Aka­
demischen Ruhestandsvereins, der 
GBM, der Komitees für Gerechtigkeit, 
von Frauenverbänden, von ISOR und 

des Bundeswehrverbandes sowie offizi- 
eile Gewerkschaftssprecher haben in 
weitgehender Übereinstimmung gefor­
dert, die Entscheidung über die not­
wendigen Korrekturen nich weiter zU 
verzögern und die Neuregelung ab 1. Ja­
nuar 1996 in Kraft zu setzen.... Mit be­
sonderem Nachdruck verlangten Spre­
cher eine Korrektur der seit Januar die­
ses Jahres laufenden Abschmelzung 
von Auffüllbeträgen bzw. Rentenzu­
schlägen. Entgegen den Zusicherungen 
der Bundesregierung, diese Abschmel­
zung erst vorzunehmen, wenn die Rerr 
tenangleichung von Ost zu West erfolgt 
sei, wurde trotz eines noch 18%igen UU' 
terschieds im Rentenniveau wort­
brüchig mit der Abschmelzung begoir 
nen. ... Auf dem Kongreß wurden foh . 
gende Forderungen erhoben:

- Unverzügliche gesetzliche KorrektU' 
ren des Rentenüberleitungsrechts.

- Beseitigung aller diskriminierenden ! 
Bestimmungen, die die Wertneutralität 
des Rentenrechts verletzen.

- Anerkennung der in der DDR recht' 
mäßig erworbenen Renten- und Verso*" i 
gungsansprüche und -anwartschaften-

- Entscheidungen über die Beseiti'; 
gung der Lücken im Rentenrecht, dtf | 
sich aus berufsspezifischen Arbeitsze*' 
ten ergeben.

- Stopp beim Abschmelzen der Auf' |
füllbeträge oder deren Aussetzung so' l 
lange, bis die Renten Ost den gleiche** 
Stand wie die Renten West erreicht hb' 
ben.“ I

Acht Tage nach der Protestveransta*' 
tung wurde der nächste Anschlag at* 
die Ost-Rentner/innen bekannt. Die R^ 
gierungsparteien wollen die bisher halb 
jährliche Anpassung der Ost-RentefJ 
auf jährlich umstehen. Die angeblich* 
„Einsparung“ auf Kosten der Ost-Reb' 
tenbezieher/innen: 700 Millionen DN 
jährlich. Durch die Kombination de* 
sog. „Abschmelzens der Auffüllbeträ' 
ge“, Anhebung der Versicherungszah' 
lungen adurch würden die Ostrenten i*1 
diesem Jahr nicht nur real, sondern ve*" 
mutlich auch nominal sinken. (rirf 
Quelle: Förderkreis Senioren bei der GBM 
Siegfriedstr. 64,10365 Berlin, Tel. (030)55783^* 
Erklärung des Pressesprechers Heinz Ne1’ 
mann vom 14.1.96.; Handelsblatt, 17.1.96
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„Standort Deutschland“: 
577 Arbeitsunfall-Tote!
In ihrer Dezemberausgabe hat die BG, 
die Zeitung der gewerblichen Berufsge­
nossenschaften, über die letzte Erhe­
bung der tödlichen Arbeitsunfälle be­
richtet. Demnach wurden 1993 in der ge­
werblichen Wirtschaft der 16 Bundes­
länder 577 tödliche Arbeitsunfälle ge­
zählt (1992: 578). Diese Zahl ist zwar 
niedriger als in früheren Zeiten, aber im­
mer noch erschreckend hoch.

Die Branchen mit den meisten tödli­
chen Unfällen (geordnet nach ihrer Un­
fallquote = Unfälle/10.000 Beschäftigte) 
sind Zimmerei/Dachdeckerei mit 2,54, 
Steine und Erden 1,26, Bauhauptge­
werbe 1,25 und Stahlbau 1,04. Der ger Weise versucht, das seit 1995 gel- 
Durchschnitt aller Branchen ist 0,22.

Überdurchschnittlich viele tödliche 
Arbeitsunfälle ereigneten sich wie 
schon in den früheren Jahren in Klein- 
und Mittelbetrieben bis 200 Beschäftig­
te - sehr verstärkt noch in den ostdeut­
schen Bundesländern. Durchschnitt­
lich 50% dieser Unfälle ereigneten sich 
auf Baustellen (was hier nicht mit Bau­
wirtschaft gleichzusetzen ist, sondern 
z.B. auch Baustellen von Maschinen 
und Anlagen meint.) Häufigste tödliche 
Unfallart sind wie schon früher Abstür­
ze.

Häufig verursachen gefährliche Ar­
beitsbedingungen die (tödlichen) Un­
fälle:
- Bei 27,4% der tödlichen Arbeitsun­

fälle wurden Mängel der Arbeitsstätte 
dokumentiert (Gerüste, Verkehrswege, 
Trittflächen, Engst eilen usw.).
- Bei 59,3 % waren Geräte aus dem Gel­

tungsbereich des Gerätesicherheitsge­
setzes beteiligt. In 6,5% dieser Gerä­
teunfälle waren vorgeschriebene Prüf­
zeiträume überschritten (z.B. bei Kra­
nen, Staplern, Ladern). In 8,2% war das 
verwendete Gerät (Stapler, Gerüst, Lei­
ter usw.) für die betreffende Arbeit nicht 
geeignet. In jedem fünften Fall gab es si­
cherheitstechnische Mängel.
- Bei Unfällen mit Gefahrstoffen war 

in 42% die vorgeschriebene Betriebsan­
weisung, die Aufschluß über den Um­
gang mit dem betreffenden Stoff gibt, 
nicht ausgehängt.

Ausländische Beschäftigte waren von 
den Todesfällen zu 15% betroffen, wäh­
rend ihr Anteil an allen Beschäftigten 
8% betrug. Sie erleiden die Folgen der 
Profitmacherei noch mehr als andere.

- (rok)

IBM will Betriebsrat 
mundtot machen
Ehningen. Die Geschäftsführung der 
IBM Deutschland Informationssyste­
me GmbH (ISG) will dem Ehninger 
IBM-Betriebsrat mittels einstweiliger 
Verfügung die Ausübung jeglicher Be­
triebsratstätigkeit verbieten. In dem 
Antrag auf Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung droht die Geschäftsführung 
dem Betriebsratsgremium und jedem 
einzelnen Betriebsratsmitglied bei Aus­
übung von Betriebsratstätigkeit, insbe­
sondere bei Abhaltung von Betriebs­
ratssitzungen, bei Durchführung von 
Betriebsversammlungen, bei Ausübung 
von sonstigen Betriebsratstätigkeiten, 
bei Inanspruchnahme von Räumlich­
keiten, Materialien und der Kommuni­
kationssysteme für Betriebsratstätig­
keiten ein Ordnungsgeld bis zu 500 000 
Dm, ersatzweise eine Ordnungshaft bis 
zu 6 Monaten in jedem Einzelfall an.

Hintergrund der Auseinandersetzung 
ist die im Oktober 1995 via Presseer­
klärung den Mitarbeitern bekanntge­
wordene und zum 1.1.96 vollzogene Um­
strukturierung der IBM. Die vor drei 
Jahren ausgegründete IBM Systeme

und Netze GmbH (S&N) wurde jetzt 
mit der größten IBM-Tochter, der ISG 
zusammengefaßt. Nachdem der Be­
triebsrat seit Oktober 1995 überWochen 
hinweg vergeblich versucht hatte, von 
der Geschäftsführung Einzelheiten 
über Form und Ablauf der geplanten ge­
sellschaftsrechtlichen Zusammenfüh­
rung zu erfahren, konnte er am 1.12.1995 
einem Aushang der Geschäftsführung 
entnehmen, daß die Betriebsratsgremi­
en der S&N ab 1.1.96 nicht mehr exi­
stieren würden. IG Metall und der 15- 
köpfige Betriebsrat der größten S&N 
Betriebsstätte in Ehningen, halten dies 
nicht nur für einen miserablen Füh­
rungsstil, sondern sind darüber hinaus 
der Ansicht, daß die IBM in unzulässi-

tende Umwandlungsgesetz zum Nach­
teil der Beschäftigten zu umgehen. Das 
Ergebnis einer Mitarbeiterbefragung - 
ca. 80% der Antworten zugunsten der 
Beibehaltung des Ehninger Betriebs­
rats - unterstreicht, daß die Position 
von IG Metall und Betriebsrat den In­
teressen der Beschäftigten entspricht, mal einen Inflationsausgleich zahlen, 
Dementsprechend hat der Betriebsrat 
mittlerweile juristische Beratung einge­
holt und über seinen Stuttgarter 
Rechtsanwalt Wohlfahrt ein Beschluß­
verfahren beim Arbeitsgericht Stutt­
gart mit dem Ziel eingeleitet, über den
31.12.95 hinaus für den Betrieb Ehnin­
gen im Amt zu bleiben. Einen für
22.12.95 eingeräumten Gesprächster­
min zur außergerichtlichen einver­
nehmlichen Klärung der Problematik 
ließ die Geschäftsführung kommentar­
los verstreichen. Stattdessen fand auf 
Drängen des IBM-Personalvorstands 
H.W. Richter am 3.1.96 ein Gespräch mit 
zwei Betriebsratsmitgliedem statt. Al­
lerdings nicht, um die Betriebsräte über 
den bereits am 2.1.96 beim Arbeitsge­
richt Stuttgart eingegangenen Antrag 
auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung 
zu unterrichten oder gar eine außerge­
richtliche Einigung zu erzielen. Viel­
mehr wurden die Betriebsräte dahinge­
hend „informiert“, daß ihr unbotmäßi­
ges Verhalten in der internationalen 
IBM-Weit genau beobachtet würde und 
ein sperriger Betriebsrat sehr wohl zu 
Auftrags- und damit Arbeitsplatzverlu­
sten für Ehningen führen könnte. Die IG 
Metall meint:

Umgekehrt wird ein Schuh draus - in 
einer Zeit, in der nach dem Willen der 
Geschäftsführung bis zu 1200 Arbeits­
plätze im Infrastrukturbereich der ge­
samten IBM abgebaut werden sollen, ei­
nem Bereich, zu dem auch wesentliche 
Teile von S&N gehören, will nun die Ge­
schäftsführung der IBM ISG den „Fir­
menwechsel“ der Ehninger Mitarbeiter 
ohne deren Betriebsrat regeln.

gez. Manfred Dautel (Mitteilung des ME- 
TALL-Pressedienstes, herausgegeben von der 
IG Metall Stuttgart, (aus Solinet)

IV/e schon in der vergangenen Monaten solidarisierten sich bei einem Termin vor dem Arbeitsgericht 
Mitglieder verschiedener DGB-Gewerkschaften mit den Betriebsräten der Conti-Lcbon München. Dio 
Betriebsratsmitglicdcr konnten mit ihren Erfolgen vor Gericht zeigen, daß der Geschäftsleitung un­
liebsame Belegschaftsmitglieder nicht machtlos sind. (Foto: je, Münchner Lokalberichte)

Papierverarbeitung: Kapitalisten 
lassen IG Medien auflaufen
Tarifverhandlungen abgebrochen/Forderung: Zurück 
zur 40-Stunden-Woche, weniger Geld für Überstunden
Die IG Medien prangert in einer Presse­
mitteilung von 11. Januar das Verhalten 
der Unternehmer bei den Lohntarifver­
handlungen für die Papier- und Kunst­
stoffverarbeitung an.

Auch die Unternehmer der Papier- und 
Kunststoffverarbeitung haben kein In­
teresse an der Schaffung neuer Arbeits­
plätze durch ein „Bündnis für Arbeit“. 
Im Gegenteil: Wenn es nach den Scharf­
machern im Hauptverband der Papier, 
Pappe und Kunststoffe verarbeitenden 
Industrie (HPV) ginge, dann gäbe es 
noch mehr Überstunden, längere Ar­
beitszeiten und damit weniger Arbeits­
plätze. Und was Lohn und Gehalt an­
geht, so möchten die Unternehmer den 
Beschäftigten in diesem Jahr eine ech­
te Nullrunde verordnen, also nicht ein­

weil die anstehende Arbeitszeitverkür­
zung schon so teuer sei, daß darüber 
hinaus kein Spielraum mehr bestehe.

Dies wurde deutlich bei der 1. Lohn- 
und Gehaltsrunde, die - ungewöhnlich 
früh im Jahr - am 9. Januar 1996 in Köln 
stattfand und mit dem Abbruch der Ver­
handlungen durch den Unternehmer­
verband endete: Sie hätten nun kein 
Mandat mehr für weitere Verhandlun­
gen auf zentraler Ebene, erklärten die 
HPV-Rmktionäre rabiat. Das bedeutet, 
daß jetzt die Landesbezirke der Indu­
striegewerkschaft Medien die Unter­
nehmer auf regionaler Ebene zu Tarif­
verhandlungen auffordem müssen.

Die IG Medien war mit der Forderung 
nach einer beschäftigungssichemden 
Vereinbarung und nach einer Lohn- und 
Gehaltserhöhung um 5 Prozent in diese 
Verhandlungsrunde gegangen, und sie 
war sich dabei bewußt, daß verbindliche 
und wirksame Vereinbarungen zur Be­
schäftigungssicherung das Maß der 
Lohn- und Gehaltserhöhung beeinflus­
sen. Nachdem die Gewerkschaftsver­
treter in Köln noch einmal bekräftigt 
hatten, daß an der bereits 1992 verein­
barten Verkürzung der Wochenarbeits­
zeit von 37 auf 36 Stunden in West­
deutschland zum 1. Februar 1996 auf 
keinen Fall, wie von den Unternehmern 
verlangt, zu rütteln ist, wollten die HPV- 
Vertreter über eine Lohn- und Gehalts­
erhöhung überhaupt nur dann verhan­
deln, wenn die IG Medien folgende Be­
dingungen erfülle:

• Rückkehr zu regelmäßiger Sams­
tagsarbeit,

• Ausdehnung des Verteilungszeit­
raums für die Arbeitszeit über die ver­
einbarten 26 Wochen hinaus in Rich­
tung einer Jahresarbeitszeit,

• Abschaffung der Prozentstaffelung 
bei den Überstundenzuschlägen und

• Schaffung eines Arbeitszeitkorri­
dors, also die Möglichkeit, daß einzelne 
Beschäftigte oder ganze Abteilungen 
zur 40-Stunden-Woche zurückkehren 
können.

Mit der unbewiesenen Behauptung, 
auf diese Weise eine Kostenentlastung 
für die Betriebe zu erreichen, fordern die 
HPV-Rmktionäre also Tarifregelungen, 
die auf einen Abbau von Arbeitsplätzen 
hinauslaufen statt auf die Schaffung 
von neuen: Wenn Überstunden billiger 
werden, dann werden auch mehr Über­
stunden verlangt. Wenn einzelne Be­
schäftigte oder ganze Abteilungen zur 
40-Stunden-Woche zurückkehren, dann 
bleibt für andere weniger Arbeit übrig.

Aus diesen Gründen hat es die Ver­
handlungskommission der IG Medien 
auch strikt abgelehnt, auf solche For­
derungen des HPV einzugehen, zumal 
es sich dabei um Regelungen handelt, 
die zum Manteltarifvertrag gehören, der 
zur Zeit noch nicht zur Debatte steht. 
Stattdessen wurde den Unternehmern 
angeboten, Überstunden künftig 
grundsätzlich durch Freizeit auszuglei­
chen. Bei mehr als 9 Millionen Über­
stunden, die alljährlich in den papier- 
und kunststoffverarbeitenden Betrie­
ben geleistet werden, könnten auf diese 
Weise rein rechnerisch an die 5000 Ar­
beitsplätze neu geschaffen werden, in 
der Praxis mindestens einige tausend. 
Auf jeden Fall aber würde eine solche 
Regelung den Betrieben deutliche Ko­
stenentlastungen (von bis zu 4,2 Pro­
zent) bringen.

Ausgehend von der manteltarifver­
traglichen Bestimmung, daß „Mehrar­
beitsstunden ... in Geld oder Freizeit 
abgegolten werden“ können, läuft der 
Vorschlag der IG Medien darauf hinaus, 
daß durch Betriebsvereinbarung fest­
gelegt werden kann, daß Mehrarbeit nur 
noch in Freizeit abgegolten würde. Für 
jeden Beschäftigten würde ein indivi­
duelles Freizeitkonto eingerichtet, ent­
standene Freizeitguthaben könnten 
nicht verfallen. Geschäftsleitung und 
Betriebsrat müßten sich quartalsweise 
zusammensetzen und prüfen, ob durch 
Neueinstellung von Beschäftigten das 
Überstundenvolumen zurückgeführt 
werden kann.

Die Neueinstellung von Beschäftigten 
aber ist für die Unternehmer offenbar 
ein Greuel, selbst wenn das ohne Mehr­
kosten möglich wäre. Außerdem sehen 
sie sich in ihrer unternehmerischen Ent­
scheidungsfreiheit eingeschränkt. Je­
denfalls lehnten die HPV-Vertreter die­
sen Vorschlag der IG Medien ab und 
machten damit deutlich, was sie von ei­
nem „Bündnis für Arbeit“ halten, näm­
lich gar nichts.

Was die diesjährige Lohn- und Ge­
haltsrunde angeht, so ist davon auszu­
gehen, daß es die Unternehmer mit ih­
rer Forderung nach einer Nullrunde 
ernst meinen. Sonst hätten sie nicht be­
reits nach der ersten Runde die zentra­
len Verhandlungen abgebrochen. Die 
bevorstehenden regionalen Tarifver­
handlungen dürften sehr schwierig wer­
den. Die Verhandlungskommissionen 
sind auf jeden Fall auf Unterstützungin 
den Betrieben angewiesen. Schon sehr 
bald kann die Situation eintreten, daß 
betriebliche Aktionen notwendig wer­
den. Übrigens: Die Lohn- und Gehalts­
runde ist eine gute Gelegenheit, wieder 
einmal an das Thema Mitgliederwer­
bung zu denken.

(ZG Medien)
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Gleitzeit Einfallstor für
Samstagsarbeit
„Durchschaubare“ kritisieren Betriebsrat Bayer Leverkusen

1938, nach dem 
„Münchner Vertrag"
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Die Betriebsräte von der Liste „Die 
Durchschaubaren“ bei Bayer Leverku­
sen berichten in ihrem Januar-Flugblatt 
über eine neue Gleitzeitregelung.Wir 
bringen Auszüge.

Bis zuletzt fast geheim wurden die Ver­
handlungen über die neue Gesamtbe­
triebsvereinbarung zur Gleitzeit 
(GLAZ) geführt. Obwohl zur Betriebs­
versammlung ein fast perfekter Entwurf 
ausgehandelt war, wurde dort nicht be­
richtet und das Verhandlungsergebnis 
zur Diskussion gestellt. Dies hat seine 
Gründe.

Von den Forderungen des Betriebsra­
tes, wie mehr Entscheidungsspielräume 
für die Mitarbeiter, mehr GLAZ-Tage im 
Jahr, oder mehr GLAZ-Tage zusam­
menfassen zu können, ist nichts übrig 
geblieben.

Frei nach dem Motto: „Im Mittel­
punkt steht die Firma“ sollen wir Be­
schäftigte unsere Lebensarbeitszeit 
ganz nach dem Betrieb ausrichten. Die­
se neue Richtung erkennt man schon 
bei der neuen Präambel, wo im Vergleich 
zu früher der Schwerpunkt auf das In­
teresse des Unternehmens und eines 
reibungslosen Arbeitsablaufes gelegt 
wird.

So heißt es unter „individueller Ar­
beitszeitgestaltung“: Jeder GLAZ-Teil- 
nehmer ist berechtigt, die zeitlichen 
Dispositionsspielräume der GLAZ un­
ter Wahrung der betrieblichen Belange 
zu nutzen. Bei Absprachen über die in­
dividuelle Arbeitszeit soll der Vorge­
setzte die Interessen der Mitarbeiter 
angemessen berücksichtigen. Bis jetzt 
galten immer noch betriebliche und 
persönliche Interessen als gleichwertig. 
Damit ist es jetzt vorbei!

Der Vorgesetzte kann aus betriebli­
chen Gründen ein Arbeitsende nach 
acht Stunden anordnen. Gleichfalls 
kann die Sollarbeitszeit, dies ist die 
durchschnittlich tariflich festgelegte 
Arbeitszeit (derzeit 7,5 Stunden), ange­
ordnet werden. Wenn man die jetzt mög­
liche längere Mittagspause (von 11.00- 
14.00 Uhr) nutzen will, braucht man erst 
die Zustimmung des Vorgesetzten.

Geht es um längere Arbeitszeiten im 
Sinne der Firma, ist man recht großzü­
gig, bis hin zu rechtlich fragwürdigen 
Formulierungen; z.B.: „Anwesenheits­
zeiten außerhalb der GLAZ-Bandbreite 
sowie über 10 Stunden hinausgehende 
Arbeitszeiten bleiben als Arbeitszeit 
unberücksichtigt, sofern es sich nicht 
um angeordnete oder verlegte Arbeits­
zeit handelt.“

Unserer Ansicht nach ist diese For­
mulierung ein Verstoß gegen das Ar­
beitszeitgesetz, da sie „freiwillige“ Lei­
stung über 10 Stunden täglich außer­
halb des gesetzlichen Rahmens aus­
drücklich nicht ausschließt. Wir wissen, 
wie oft es schon auf Grund des Arbeits­
druckes vorkommt, daß Mitarbeiter 
meinen, „freiwillig44 länger arbeiten zu 
müssen. Doch wir finden es einen Skan­
dal, wenn der Betriebsrat dies schrift­
lich in einer Betriebsvereinbarung ab- 
segnet.

Ähnlich ist cs bei der Über- oder Un- 
terschreltungdes GLAZ-Saldos. Dieser 
darf nur aus betrieblichen Gründen 
über oder unterschritten werden. Lie­
gen keine betrieblichen Gründe vor 
(wer entscheidet dos?), sind die Sank­
tionen verschärft, wenn das GLAZ- 
Konto unterschritten wird < mehr als mi­
nus iß Stunden am Quartalsende). Bel 
Überschreitung (mehr als plus iß Stun­

den am' Quartalsende) werden be­
kanntlich die Stunden gestrichen. Auch 
daß in Einzelfällen nicht abbaubare Mi­
nuszeiten mit Urlaub abgegolten wer­
den können, halten wir für rechtlich be­
denklich.

„Bei der Wahrnehmung planbarer per­
sönlicher Termine sind zeitliche Über­
schneidungen mit der täglichen Ar­
beitsverpflichtung möglichst zu vermei­
den.“

Hiermit unterschreibt der Betriebsrat 
für den Arbeitgeber einen Freibrief, den 
Druck auf die Mitarbeiter zu verstärken, 
die GLAZ-Freizeitmöglichkeiten so zu 
nutzen, daß keine Arzt- und Behörden­
termine in die Arbeitszeit fallen. Am be­
sten, der Mitarbeiter nimmt sogar einen 
GLAZ -Tag um zu heiraten, damit wür­
de auch diese Freistellung entfallen.

Bis zu zwei Tage kann der Vorgesetz­
te die GLAZ für seinen Bereich ausset­
zen, dazu braucht er nur den Betriebs­
rat zu informieren. Für eine längere Zeit 
braucht er die Zustimmung des Be­
triebsrates. Ausdrücklich steht in der 
Vereinbarung, daß diese Verpflichtung 
nicht gilt, wenn nur einzelne Beschäf­
tigte betroffen sind. Ob dies bedeutet, 
daß bei Einzelpersonen keine Zustim­
mung des Betriebsrates erfolgen muß, 
ist uns nicht ganz klar. Hier ist die For­
mulierung zweideutig.

Ohne den Betriebsrat zu fragen, kön­
nen die GLAZ-Konten eingesehen wer­
den, dazu gehört: Kommt-Geht-Verhal- 
ten, Arbeitsunterbrechung, Pausenver­
längerung, erfaßte Mehrarbeit. Erwei­
terte Einsichts- und Auswertungsmög­
lichkeiten sind in Abstimmung mit dem 
Betriebsrat möglich.

Im Anhang zur Vereinbarung steht es: 
„In begründeten Ausnahmefällen kann 
der Samstag als Arbeitstag in die GLAZ 
einbezogen werden.“ Damit ist der Be­
triebsrat in der Samstagsfrage umge­
kippt. Es bedarf zwar einer gesonderten 
Vereinbarung, um diese einzuführen, 
aber wenn der Betriebsrat ernsthaft da­
gegen wäre, hätte er diese Öffnung nicht 
zugelassen.

Das Ergebnis des Probelaufes der neu­
en GLAZ (Spanne von 6.00-22.00 Uhr) in 
der Ingenieurabteilung (IN-Eng.) er­
gab, daß viele Kolleginnen innerhalb 
von drei Monaten mehr als 120 Plus­
stunden angesammelt hatten. Damit 
haben sich unsere Vermutungen be­
stätigt, daß es in kurzer Zeit zu massi­
ven Stundenüberhängen kommt. Zu­
lässig sind bis zu 100 Stunden (!) +/- in­
nerhalb von sechs Monaten. Die neue 
Regelung hat sowohl die Flexibilität als 
auch den Arbeitsdruck auf die Beschäf­
tigten erhöht. Für den einzelnen wird es 
immer schwieriger die Arbeitszeit auf 
7,5 Stunden täglich zu begrenzen.

Inzwischen häufen sich die kritischen 
Stimmen. Denn wer neben der Arbeit 
auch noch Zeit zum Leben haben will, 
kann dies mit soviel Zusatzstunden 
nicht mehr. Viele Kolleginnen in der Ab­
teilung IN-EN machen dies noch mit, 
weil sie Angst haben, daß sonst ihre Ab­
teilung Fremdvergeben wird.

Mit der Herausnahme aus der GLAZ 
haben die AT-Mitarbeiter große Proble­
me. Sie befürchten, wenn sie nicht mehr 
in der GLAZ sind, daß der Druck stän­
dig Mehrarbeit zu leisten, erheblich 
steigt. In vielen Bereichen droht so für 
die Betroffenen nicht nur unbezahlte 
sondern darüber hinaus gänzlich uner- 
fiißte Mehrarbeit, Die Einhaltung des 
ArbelUzcitgesctzcs laßt sich nicht mehr 
kontrollieren.
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Wie Bayerns Ministerpräsident 
mit den Vertriebenenverbänden 
Außenpolitik macht

(...) 4. Vor uns liegt noch die aufrichtige, 
tragfähige und dauerhafte Verständigung mit 
den unmittelbaren östlichen Nachbarn, auf 
der künftige Generationen in einem Europa 
des Friedens und der Freiheit aufbauen kön­
nen.

a) In der Charta von 1950, dem beispielhaf­
ten Dokument Ihres Versöh­
nungswillens, haben Sie das 
Recht auf Heimat als Menschen­
recht, als ein von Gott gegebenes 
Grundrecht eingefordert. Vor 
dem Hintergrund der Situation 
im ehemaligen Jugoslawien ha­
ben die Stimmen für das Hei­
matrecht deutlich an Gewicht ge­
wonnen. (...)

— Jüngst sprach der estnische 
Staatspräsident Lennart Meri am 
Tag der Deutschen Einheit beein­
druckende Worte in Berlin. Er be­
kannte sich für sein Land zum 
Recht auf die angestammte Hei­
mat. Estland, so seine Worte, „ist 
und bleibt offen allen Deutschen, 
die heute willig sind, von ihrem 
Recht auf ihre Heimat Gebrauch

Täter Stoiber am 
Schreibtisch

Deutsch-tschechische
Verhandlungen auf Kolonisation

Der Versuch der Bundesregierung, 
Tschechien noch vor den dortigen Wah­
len in einer moralisch-rechtlichen 
Schuldnerposition festzunageln, war 
allzu stürmisch und scheiterte dieser 
Tage trotz Entgegenkommens der bür­
gerlichen Regierung in Prag.

Die deutschen Seite wollte erreichen, 
daß die Aussiedlung der Deutschen aus 
aus der vom Faschismus befreiten 
Tschechoslowakei umstandlos als „Un­
recht“ gekennzeichnet würde. So ließen 
sich geschichtliche Zusammenhänge 
verschleiern: Die tschechoslowaki­
schen Staatsbürger deutscher Nationa­
lität hatten sich in der Vorkriegszeit für 
die Expansionspolitik des Deutschen 
Reiches einspannen lassen, die An­
schluß der Grenzgebiete an Hitler- 
deutschland gefordert und die deutsche 
Staatsangehörigkeit angenommen. Es 
folgte der faschistische Militärüberfall 
auf die Resttschechoslowakei und das 
„Reichsprotektorat Böhmen und 
Mähren“ unter faschistischer Verwal­
tung. Der geschichtliche Vorgang doku­
mentiert, daß deutsche Minderheiten 
für Nachbaarstaaten existenzbedroh­
lich werden können. Die Aussiedlung 
derjenigen deutschen Einwohner, die 
die reichsdeutsche Staatsbürgerschaft 
angenommen hatten, war also nicht ein
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Aus der Rede des Bayerischen Ministerpräsident 
ten Dr. Edmund Stoiber anläßlich der Gedenkfeier 
„50 Jahre Flucht und Vertreibung - 50 Jahre Ein- 
gliederung in Bayern“ am 20.11.1995 in München

zu machen.“ Das sind beispielgebende, vor­
bildliche Worte. (...)

Die Bayerische Staatsregierung fordert seit 
langem Polen und Tschechien auf, den Hei­
matvertriebenen im Vorgriff auf den Beitritt 
zur Europäischen Union rechtlich gesicherte 
Möglichkeiten der Rückkehr zu eröffnen. Die 

Perspektiven dafür wurden mit den 
----------- Verträgen mit Polen und der Tsche­

choslowakei und dem begleitenden 
Briefwechsel eröffnet. Dies gilt es 
umzusetzen, und zwar zu niemandes 
Schaden, damit nicht neues 
Mißtrauen entsteht.

Ängste bei den östlichen Nachbarn 
sind unbegründet. Denn zum einen 
haben die Heimatvertriebenen auf­
grund ihrer eigenen leidvollen Erfah­
rung in ihre Charta geschrieben, daß 
Gerechtigkeit, Frieden und Verstän­
digung nur dort existieren, wo die 
Völker ohne Furcht und Zwang leben 
können. Auf ihrer letzten Bundes­
versammlung in Berlin haben Sie 
dieses Gedanken erneut zum Aus­
druck gebracht. In der dort verab­
schiedeten Entschließung heißt es:

ein Akt der Willkür, sondern der Not­
wehr. Würde der traurige Fall umstand­
los als Unrecht gekennzeichnet,ent­
stünde ein völkerrechtlich ungeheuerli­
cher Anspruch deutscher Minderhei­
ten. Ihnen würde zugebilligt, Gebiete, in 
denen sie sich ansiedeln, hernach 
„Heim ins Reich“ zu führen. Im Kampf 
vor allem um die wirtschaftliche Ein- 
flußbildung stellen Menschen, die sich 
bei den östlichen Nachbarn auskennen, 
verwandschaftliche Beziehungen ha­
ben usw. einen großen KonkurrenzvoJ" 
teil dar, ein aktueller Grund für das In­
teresse der deutschen Politik am morax 
lisch-rechtlichen Status der Vertriebe" 
nen. Sie sollen „Heimatrechte“ zuer 
kannt erhalten. Was heißt das? Stoibef 
bringt (s.o.) zustimmend eine Ent- 
schießung der Vertriebenenverbände:

„Unser Ziel ist der Wiederaufbau dtf 
Heimat gemeinsam mit unseren Nach' 
bam. Es soll in den Heimatgebieten de? 
Vertriebenen nie wieder Vertreibung gß' 
ben. Dafür verbürgen wir, die Verbände 
der Heimatvertriebenen Deutschen uns, 
soiveit es in unserer Macht steht.“

Lesen wir dies mit den Augen def 
tschechischen und polnischen Nach" 
bam:

Ihnen wird hier für die Zukunft ein Aff 
Bleiberecht in Aussicht gestellt...

-(map
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„Unser Ziel ist der Wiederaufbau der Hei­
mat gemeinsam mit unseren Nachbarn. Es 
soll in den Heimatgebieten der Vertriebenen 
nie wieder Vertreibung geben! Dafür verbür­
gen wir, die Verbände der heimatvertriebe­
nen Deutschen uns, soweit es in unserer 
Macht steht.“

Damit betonen die Vertriebenen die frie­
densstiftende Funktion des Heimatrechts, 
das keinesfalls destabilisierend wirken darf.

b) In Verbindung mit der Vertreibung ste­
hen Dekrete und Gesetze, die die Deutschen 
kollektiv bestraften, ausbürgerten und ent­
eigneten und sogar jenen nachträglich Straf­
freiheit zusicherten, die an Deutschen 
während der Vertreibung Verbrechen began­
gen haben.

Viele materiellen Folgen dieser Dekrete 
und Gesetze lassen sich heute nicht mehr be­
heben, ein Status quo ante läßt sich nach 
50jähriger Geschichte nicht wieder herstel­
len. Das wissen auch die Vertriebenen selbst. 
Sehr wohl lassen sich aber die damalige Ver­
letzung der zivilisierten, christlich-abend­
ländischen Werte beheben und die verletzten 
Rechtsgefühle wieder herstellen.

Die Benes-Dekrete über die kollektive Aus­
bürgerung und Enteignung zum Beispiel wi­
dersprechen eklatant jeder europäischen 
Werte- und Rechtskultur. Deshalb haben wir 
kein Verständnis, wenn die heutige demo­
kratische und dem Rechtsstaat verpflichte­
te Regierung Tschechiens es weiterhin ab­
lehnt, sich von diesen Dekreten ausdrücklich 
zu distanzieren und das sogenannte Amne­
stiegesetz aufzuheben.

c) Wir sind uns bewußt, daß wir erst am An­
fang des Dialogs stehen (...)

Schaue ich nach Westen, dann dauerte es 
auch dort über 15 Jahre, bis Adenauer und 
de Gaulle das große Verständigungswerk be­
siegeln konnten. Dies war nicht allein ein bi­
lateraler Vorgang, sondern er war eingebun­
den in den Europäisierungsprozeß beider 
Länder im Rahmen der EWG.

Auch nach Osten hin ist dies der einzig 
gangbare Weg. Wir wollen ein gemeinsames 
Europa in Frieden, Freiheit und Sicherheit 
aufbauen. Zu diesem Europa gehören selbst­
verständlich auch Warschau, Prag, Budapest 
und Preßburg. Die Einbindung der östlichen 
Nachbarstaaten in die Europäische Union 
bringt Europa Stabilität und wirtschaftli­
chen Fortschritt. Im Zuge der Annäherung 
dieser Staaten an die Europäische Union 
können auch die Anliegen der Vertriebenen 
am ehesten gelöst werden. Spätestens die In­
tegration der östlichen Nachbarstaaten in 
die Europäische Union wird ihnen Ihre Hei­
mat vollständig öffnen.

ij. Marz ivjö
30. Mai 1938
29. Sept. 1938

15.Marz 1939

/J.März 1939
3. April 1939

Annexion Österreichs »Ft
OKW-Weisung •Fall Grün* (Besetzung der Tschechoslowakei)
Münchner Abkommen
Annexion des tschechischen Grenzgebietes£3
T&iner Gebiet an Polen *73
südslowakische Gebiete an Ungarn (3.Nov. 1938/Erster Wiener Schiedsspruch)’S 
vollständigeZerschlagungdes tschechoslowakischen Staates:
Bildung des "selbständigen" Staates Slowakei 
Errichtung des "Protektorats Böhmen und Mahren" - 
Annexion der Karpato-Ukraine durch Ungarn f 
Annexion des Mcmclgebictes (Klaipeda) x 
OKW-Weisung "Fall Weiß" (Überfall auf Polen 
spätestens am 1. Sept. 1939)

Grcnze’Deutschlands 
von 1937
Grenze nach den Annexionen 
bis Frühjahr 1939

Eine „Metropolenregion“ streckt ihre
E^nnarma one Ostsee-Küstenautobahn A 20 - Beispiel 
raiiyailllC dllO für imperialistische Verkehrspolitik

Am 18.12.95 hat Bernd Seite (CDU), Mi­
nisterpräsident vom Mecklenburg-Vor­
pommern, südöstlich von Jarmen im 
Landkreis Ostvorpommem den ersten 
Spatenstich für die Küstenautobahn A 
20 in Vorpommern vollzogen. Drei Jah­
re vorher war der erste Spatenstich des 
damaligen Bundesverkehrsministers 
Krause (CDU) in Westmecklenburg von 
heftigen Protesten von Naturschützem 
begleitet worden. Auch in Jarmen de­
monstrierten mehrere hundert Men­
schen gegen das Projekt. Die Redner, un­
ter anderem Wirtschaftsminister Ring­
storf (SPD), wurden immer wieder 
durch Pfeifkonzerte und Zwischenrufe 
unterbrochen, über hundert Polizisten 
wurden zur Absicherung der Veranstal­
tung aufgeboten.

Derzeit liegen die Planungsunterlagen 
in Lübeck, dem westlichen Endpunkt 
der über 300 km langen Strecke aus. 
Auch in Schleswig-Holstein ist der Wi­
derstand gegen die Betonpiste be­
trächtlich. Wie in Mecklenburg-Vor­
pommern (Täler von Peene, Trebel und 
Recknitz) zerschneidet die Trasse auch 
in Schleswig-Holstein Flußniederun­
gen, deren Biotope durch den Bau un­
wiederbringlich zerstört würden. Trotz 
einer massiven Propagandatätigkeit 
der Betreiber hat sich der Widerstand in 
beiden Ländern gefestigt und ausge­
weitet. Mit ihren Protesten, unter an­
derem auch Beschwerden und Einga­
ben bei der Europäischen Union, haben 
die Gegner den Bau bereits verzögert 
und einzelne Planänderungen erwirkt.

Wem nützt die A 20?

In der Propaganda der Betreiber steht 
im Vordergrund die Behauptung, die
Verkehrsader nutze der Wirtschaftsent­
wicklung in Mecklenburg-Vorpommern. 

Eine Untersuchung der Universität Ro­
stock verspricht die Aufwertung der 
Wirtschaftsstandorte im Einzugsbe­
reich der Autobahn und hält die Ent­
stehung von 35000 Arbeitsplätzen für 
möglich (Die Wirtschaft 27/95). Demge­
genüber sieht die PDS-Fraktionsvorsit­
zende Caterina Muth in dem Projekt ein 
Beispiel für verfehlte Verkehrsplanung. 
Durch die einseitige Orientierung auf 
Straßenbau würden immer mehr Men­
schen zur Autonutzung gezwungen. Der 
„Aufschwung Ost“, der mit der Auto­
bahn herbeigeredet werden solle, werde 
sich als Aufschwung für Westkonzeme 
per „Absatz Ost“ erweisen. Für die Ent­
wicklung regionaler Arbeitsplätze in ei­
ner eigenständigen, regional entwickel­
ten Wirtschaft sei die A 20 daher eher 
abträglich. (ND, 18.7.95) Betrachtet 
man die Äußerungen der interessierten 
Kreise und politisch verantwortlichen 
z.B. in der selbsternannten „Metropole“ 
Hamburg, so zeigt sich, daß dies auch 
keineswegs beabsichtigt ist: Bereits am 
29. August 1990, noch vor dem formel­
len Anschluß der DDR, schrieb das 
Hamburger Abendblatt: „5000 Ham­
burger Firmen haben Kontakte nach 
Osteuropa. Und die Stadt hat histori­
sche Chancen im,neuen Hinterland’, in 
Mecklenburg und Vorpommern. Dazu 
aber sind neue Wege nötig, zu Wasser, 
auf dem Lande und in der Luft.“ In sei­
ner „Europapolitischen Standortbe­
stimmung für Hamburg“ BDs.15/4438 v. 
28.11.95) stellt der Senat unter „7. Wel­
che Chancen bestehen für Hamburg aus 
der Politik der EU für den Ostseeraum 
und gegenüber Osteuropa?“ großraum­
wirtschaftliche Betrachtungen an: „Die 
Integration des gesamten Ostseerau­
mes in die EU ist ein wichtiges Ziel der 
Europapolitik Hamburgs. (...) In 
großräumiger Betrachtung (!) kann so­
mit von einer vielschichtigen Vermitt­

lerfunktion der Metro­
polregion Hamburg 
zwischen Nord- und 
Ostsee ausgegangen 
werden, wobei Ham­
burg als östlichster At­
lantikhafen und zu­
gleich westlichster 
,Ostseehafen’ zu sehen 
ist. (...) Für den Ham­
burger Hafen bestehen 
die besonderen Chan­
cen darin, daß er den 
Überseeverkehr für die 
Länder des Ostseerau­
mes abwickelt.C..) 
Durch den Anpassungs- 
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Staaten (Polen, Un­
garn, die Tschechische 
Republik und die Slo­
wakische Republik) er­
geben sich Chancen 
auch für die Hamburger 
Wirtschaft, zum Bei­
spiel im Bereich des 
spezialisierten Investi­
tionsgüterexports und 
durch Unternehmens­
kooperationen, die zu 
verbesserten Liefer­
strukturen führen. (...) 
Obwohl die transeu­
ropäischen Netze dazu 
dienen sollen, das Ge­
meinschaftsgebiet in­
tern mit einem Netz von 
Hochgeschwindigkeits­
zügen, Straßen, Bin­
nenwasserstraßen usw. 
zu überziehen und die 
Ballungsgebiete mit 

den übrigen Regionen der EU zu ver­
binden, sollen sie auch Verbindungen zu 
den Nachbarländern der EU in Mittel­
und Osteuropa herstellen.“

Entsprechend dieser Strategie forder­
te auch die „Initiative Wirtschaft Nord- 
Ost“, an der die Handelskammer betei­
ligt ist, von der Bundesregierung, sich 
für die Aufnahme der A 20 in das tran­
seuropäische Netz einzusetzen (Ham­
burgerwirtschaft 10/95, S.41). Ob Über­
seehafenfunktion, ob Export von Waren 
oder Investitionsgütern, ob Auslage­
rung von Produktionsteilen in osteu­
ropäische Billiglohngebiete oder Ko­
operation zur billigen Lohnveredelung, 
schließlich auch die flexible Er­
schließung eines großen Arbeitskräft- 
potentials als Pendler - die Konzerne im 
Westen der Republik brauchen die Au­
tobahn, um sich die Wirtschaftspoten­
tiale im Osten zu erschließen. Die Ent­
wicklung der von dieser Verkehrspla­
nung betroffenen Landstriche ist in die­
sen Strategien kein eigenständiges Ziel. 
Darüber wird nur in der Propaganda zur 
politischen Durchsetzung geredet.

Abbau von Bürgerrechten zur 
Durchsetzung

Im Rahmen der Durchsetzung der „Ver­
kehrsprojekte Deutsche Einheit“, zu de­
nen die A 20 gehört, hat die Bundesre­
gierung durch eine Reihe von Gesetzen 
(Verkehrswegeplanungsbeschleuni­
gungsgesetz, Planungsvereinfachungs­
gesetz und Maßnahmengesetze, die sich 
auf spezielle Projekte beziehen) die Mit- 
wirkungs- und Einspruchsrechte der 
Bürger bei der Planfeststellung erheb­
lich eingeschränkt. Konservative Juri­
sten kreierten ein „verfassungsrechtli­
ches Effizienz- und Beschleunigungspo­
stulat“, „das nicht von vornherein hin­
ter dem Grundrechtsschutz durch Ver­
fahren zurückzutreten“ habe (so M. Ro- 
nellenfitsch in Deutsches Verwaltungs­
blatt 8/1994, S.448). Danach fordert die 
Verfassung quasi die Entrechtung der 
Bürger zugunsten zügigen Planungs­
vollzugs durch die Verwaltung. Zugleich 
machen sich SPD und CDU dafür stark, 
auch die Auskunftspflicht des Staates 
über umweltbelastende Großprojekte 
nach dem Umweltinformationsgesetz 
von 1994 einzuschränken. Anläßlich ei­
ner Anfrage des Naturschutzbundes 
(NABU) zum Verlauf der Trasse der A 
20 im Sommer vorigen Jahres sprachen 
sich Ministerpräsidentin Simonis 
(SPD) und Bundeskanzler Kohl (CDU) 
dafür aus, „offensichtlich mißbräuchli- 
uiie Anträge aozuiennen und den „um­
fang der Informationspflicht einzugren­
zen“. Die Landesregierung von Meck­
lenburg-Vorpommern lehnte Anfragen 
des NABU schlichtweg ab (Spiegel 
23/95). Auf der gleichen Linie liegt die 
Behinderung der Planeinsicht durch 
das Kieler Verkehrsministerium, wie sie 
sich in den Äußerungen des Sprechers 
der Behörde, Pröhl, äußert: Er „warnte 
Gegner der A 20, das Planfeststellungs­
verfahren zu ,chaotisieren’. Dazu zähle 
auch, einen Massenansturm auf die Un­
terlagen zu organisieren, auf den sich 
keine Behörde einstellen könne.“ (TAZ 
Hamburg, 15,1.90).

Die erklärten Ziele dieses Verkehrs­
projekts, seine Auswirkungen auf die 
natürliche Umwelt und die wirtschaftli­
che Entwicklung der betroffenen Ge­
biete sowie die Mittel zu seiner Durch­
setzung sind reaktionär und verdienen, 
bekämpft zu werden!
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„Die PDS muß sich als Teil und Vertreterin einer 
gesellschaftlichen Gegenmacht entwickeln“
Dokumentiert: Aus dem Buch „In großer Sorge“ des „Marxistischen Forums“ 
die Einleitung von Uwe-Jens Heuer

Als am 18. Mai 1995 wir „38“ unseren Auf­
ruf „In großer Sorge“ im „Neuen 
Deutschland“ veröffentlichten, hatten 
wir die Hoffnung, damit in der PDS und 
bei ihren Sympathisanten eine Diskus­
sion über den Kurs der Partei auszulö­
sen. Auf die heftige, teilweise hysteri­
sche Reaktion waren wir nicht gefaßt. 
Diese Reaktion reichte bis zum Vorwurf 
des restaurativen Anliegens: „Zurück 
zur SED“ von Seiten 22 meiner Genos­
sen und Kollegen in der Bundestags­
gruppe und mehrfachen Anforderungen 
in Artikeln im „Disput“, der Mitglieder­
zeitschrift der PDS, uns aus der Partei 
auszuschließen. Uns wurde sogar vor­
geworfen, daß wir eine Anzeige veröf­
fentlicht hätten, obwohl dies der Tatsa­
che geschuldet war, daß der Chefredak­
teur des „Neuen Deutschland“ unseren 
Aufruf nur dann zu veröffentlichen be­
reit war, wenn wir denn Roß und Reiter 
nennen, will sagen, persönliche Angrif­
fe gegen den Parteivorstand richten 
würden.

Gerade dazu waren wir nicht bereit. 
Uns ging es nicht um Personen, wir woll­
ten keine Ämter, in unseren Reihen be­
fand sich auch kein Brutus, wer sollte 
denn auch der Cäsar sein? Uns ging und 
geht es um eine inhaltliche Diskussion 
über einen sich vollziehenden Rich­
tungswechsel in der Partei, den wir als 
bedrohlich für die Partei, ja für die Lin­
ke in Deutschland überhaupt sehen. Wir 
hatten geglaubt, daß die Stimme von In­
tellektuellen ohne Machtambitionen 
leichter Gehör fände, nicht so leicht ab­
qualifiziert würde. Schließlich befand 
sich in unseren Reihen eine ganze An­
zahl von bekannten Gesellschaftswis­
senschaftlern und Künstlern der DDR, 
aber auch ein Krelsvorsitzcndcr der 
PDS, zwei Bundestagsabgeordnete und 
eine Junge Genossin von 19 Jahren. 34 
Ostdeutschen standen 4 Westdeutsche 
gegenüber.

Inzwischen ist die heftige Reaktion 
verklungen, eine wirkliche Diskussion 
wohl möglich. Das hat nicht zuletzt die 
Reaktion der Mitgliedschaft bewirkt, 
die, auch soweit sie unsere Kritik in kei­
ner Welse teilte, dem Stil der Angriffe in 
großen Teilen verständnislos gegen­
überstand

Der Aufruf kam nicht von ungefähr. Er 
war eine Antwort auf die Entwicklung in 
der Partei im Umfeld des 4. Parteitages 
der PDS Ende Januar 1995. Wir gingen 
davon aus, daß mit dem erneuten Ein­
zug der PDS in den Bundestag früher 
oder später an die Seite der alten Aus­
grenzungspolitik der Versuch treten 
würde, die PDS durch Anpassungsan­
forderungen letztlich überflüssig zu ma­
chen. Solche Anpassungen befürchte­
ten wir vor allem in drei Richtungen:

1. Aufweichung des Oppositionsver­
ständnisses, etwa auf der Grundlage ei­
ner auf dem Parteitag beschlossenen 
Formulierung, daß die PDS auch in der 
Regierung Kraft der gesellschaftlichen 
Opposition sein könnte.

2. Verabschiedung vom Klassenkampf 
und Ausklammerung der Eigentums­
frage zugunsten eines in unseren Augen 
illusionären Gesellschaftsvertrages 
„zwischen den verschiedenen Klassen, 
Schichten und Gruppen der Gesell­
schaft“, wie es in den vom Parteivor­
stand dem Parteitag vorgelegten, aller­
dings nicht beschlossenen 10 Thesen 
hieß.

3. Absage an SED und DDR in Gestalt 
des Stalinismusverdikts, wie es sich so­
wohl in den 10 Thesen wie im Partei­
tagsbeschluß fand. Dabei wandten wir 
uns nicht gegen eine Abrechnung mit 
dem Stalinismus, wohl aber gegen die 
pauschale Anwendung dieses Kampf­
begriffs auf die DDR und die damit dro­
hende Aufhebung des Pluralismus für 
alle diejenigen, die zu einer solchen Pau­
schalabsage an die DDR nicht bereit 
sind.

Eine der Ursachen für diese Entwick­
lung sahen wie in einer theoretischen 
Bedenkenlosigkeit, in der Bereitschaft, 
das, was bei Marx Wichtiges und Rich­
tiges gelernt worden war. zugunsten 
neuer Moden über Bord zu werfen. 
Selbstverständlich ist das Marxsche 
Werk für uns kein Dogma, erst recht 
nicht nach einem solchen Zusammen­
bruch der unter Berufung auf ihn ge­
stalteten Gesellschaften, auch kein 
Steinbruch, In dein wir Wurfgeschosse 
für Zltntcnschlachten um die reine Leh­
re auftesen. Ich nehme für mich In An­
spruch, das auch früher nicht getan zu

haben. Auf der anderen Seite werden 
wir ohne Theorie, ohne Begriffe nicht 
auskommen, und manche von denen, 
die sich früher mit Marx-Zitaten nicht 
genug tun konnten, machen dasselbe 
heute mit der jeweils neuesten Ausgabe 
der Moderne oder Postmoderne. Ich 
halte es mit Kluge und Negt für not­
wendig, „peinlich darauf zu achten, daß 
mit dem erdrückenden Realitätszu­
wachs der politischen Sprache der Sie­
ger nicht auf unabsehbare Zeit die Aus­
drucksmöglichkeiten der Besiegten zer­
stört werden“. (1) So sehen wir keinen 
Grund, statt vom Kapitalismus, nun, da 
wir ihn praktisch erfahren, von janus- 
köpfiger Moderne zu sprechen.

Auf der ersten großen öffentlichen Ver­
anstaltung am 29. Mai, zu der die 38 Un­
terzeichner eingeladen hatten, wurde 
die Bildung eines Marxistischen Fo­
rums der PDS verkündet, das sich dann 
am 3. Juli konstituierte. Dieses Forum 
steht vor einer schwierigen Aufgabe.

Was können Wissenschaftler Politi­
kern geben, was dürfen sie von ihnen 
verlangen?

Der Einfluß von Gesellschaftswissen­
schaftlern auf die Politik der DDR war 
gering, sie wurde oft genug zur Apolo­
getik ge- und mißbraucht. Dennoch hat­
ten viele, auch jetzige Mitglieder des Fo­
rums aus Verantwortungsbewußtsein 
bis zum bitteren Ende versucht, die Ei­
genständigkeit marxistischer Wissen­
schaft zu verteidigen. Es erweist sich für 
mich heute, daß ein Spannungsverhält­
nis von Wissenschaft und Politik immer 
besteht. Zu verschieden sind die Ziele.

In der Wissenschaft geht es letztlich— 
jedenfalls idealtypisch — um Wahrhei­
ten, nützliche Wahrheiten, aber doch 
Wahrheiten, wenn von Theorie die Rede 
ist. In der Politik dagegen geht es um 
Macht. Max Weber hat Politik als „Stre­
ben nach Machtanteil oder nach Beein­
flussung der Machtverteilung definiert. 
(2) Die Versuchung für Politiker ist un­
geheuer groß, nur solche Wissenschaft­
ler hören zu wollen, die ihre Zielstellun­
gen unterbauen, mit neuen Argumenta­
tionen versehen. Bestes Beispiel dafür 
sind die Anhörungen des Deutschen 
Bundestages. Auch Politiker der PDS 
scheinen manchmal der .Ansicht zuzu­

neigen, daß für gute Politik „als Kunst 
des Möglichen“ Theorie eigentlich so 
notwendig nicht sei. (3) Auf der andß' 
ren Seite sind Wissenschaftler mit vie' 
len Einzelfragen der politischen AuS' 
einandersetzung nicht vertraut und tra' 
gen keine konkrete Verantwortung.

Das eigentliche Feld der — auch kofl' 
troversen — Begegnung ist in meinei1 
Augen die Strategie. Vielleicht braü' 
chen Parteien, die den Status quo vefz 
teidigen, sich in ihm einrichten, wirklich 
keine Theorie, genügt ihnen Politikbß' 
ratung. Eine linke Partei aber, eine PaT 
tei, die Veränderung will, braucht Stra' 
tegie. Strategie aber ist ohne Theortf 
nicht zu haben.

Bürgerliche Politik ist bei aller scheid 
baren Öffentlichkeit in hohem Maße K?' 
binettspolitik. Sie wird in einem von 
vorher nicht vermuteten Maße von Pr°' 
filierungs- und Machtwünschen einzßh 
ner bestimmt. Gewöhnlich wird sie $ 
Realpolitik bezeichnet. Diese ist, 
das Negt und Kluge formulieren, „eh1 
Ideal des 19. und 20. Jahrhunderts: P0' 
litische Begabungen werden gesuchj 
und gefunden, allerdings nicht unt^ 
Überzeugungstätern, sondern unte’ 
Pragmatikern, die sich auf ihr Geschah 
verstehen.“ (4) Ihre Politik produzier 
keine Dauer und schon deshalb kein 
meinwesen.

Für sozialistische Politiker dagegeh 
die Veränderung und Gemeinwesen ah 

• streben, ist eine Strategie und deren 
fentliche Diskussion lebenswichtig. ÜL 
Linke wird ihre politisch-ideologisch^ 
Debatten immer notwendig auch 
theoretische Debatten führen müsse1: 
Genau dieses Defizit wird ja heute h* 
der SPD besorgt eingeklagt. J

Nur solche Debatten geben einer lh 
ken Bewegung das erforderliche Selb$ 
bewußtsein. Insofern sind theoretisch^ 
Auseinandersetzungen im Gegensah 
zur Auffassung mancher „Realpolitik^ 
etwas durchaus demokratisches. S1, 
müssen allerdings, was keineswegs 
mer der Fall ist, an geschichtliche fth. 
gegenwärtige, Erfahrungen anknüpo, 
und dadurch den Menschen helfen, ih1, 
wirkliche Lage zu erkennen und über 
meinsame Auswege nachzudenk^ 
Man könnte in diesem Zusammen^*1
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von Ideologie sprechen als einer Ver­
bindung politisch-strategischer Ziel­
stellungen mit dem Massenbewußtsein 
über eine Bündelung von Aussagen und 
Bewertungen. (5)

Wir halten uns als marxistische Wis­
senschaftler und Künstler also nicht nur 
für berechtigt, sondern sogar für ver­
pflichtet, an einer Strategiedebatte der 
linken Partei, der wir nahestehen oder 
sogar angehören, teilzunehmen, sie, 
wenn erforderlich, sogar einzuleiten. 
Die Erfahrungen des Sozialismus-Ver­
suchs in der DDR, auch seines Schei­
terns, sind uns ein Anlaß zum Nach­
denken, der teilweise erzwungene Ru­
hestand gibt vielen von uns auch die 
Zeit dazu. Dabei wissen wir natürlich 
um die Schwierigkeiten der Politiker, im 
Tagesgeschehen Zeit und Kraft zum 
Nachdenken über Strategie zu finden. 
Ich selbst bin nach vierzigjähriger Ar­
beit als Wissenschaftler seit nunmehr 
schon fünf Jahren Teil der politischen 
Maschinerie und kann ein Lied davon 
singen. Gerade deshalb sollten Politiker 
aber theoretische Kritik, auch grund­
sätzliche Kritik, eher begrüßen.

Das Marxistische Forum ist nicht in 
der Lage, das große marxistische Po­
tential, das im Osten zu weiten Teilen 
brach liegt, zusammenzufassen. Es ist 
auch kein Bildungsverein. Hier gibt es 
bereits wichtige, allerdings weiter aus­
zubauende Vorhaben mehrerer Stiftun­
gen, die nur zum Teil die ihnen zuste­
henden staatlichen Mittel erhalten. Das 
Forum ist auf der anderen Seite keine 
politische Plattform, keine Strömung 
innerhalb der PDS. Es kann nur versu­
chen, gestützt auf eigene Kompetenz 
und die Kompetenz von Mitstreitern, 
diejenigen zentralen Fragen aufzugrei­
fen, die gleichsam an der Schnittstelle 
von Wissenschaft, Kunst und Politik zu 
stellen sind. Es geht um Schwerpunkte 
von besonderem politischen und stra­
tegischem Gewicht. Adressaten sind 
dabei sowohl die leitenden Gremien der 
PDS als auch die Basis, die Sympathi­
santinnen und Sympathisanten sowie 
die Wählerimien und Wähler der PDS 
einschließt. Über Veranstaltungen, Stel­
lungnahmen zur Politik der PDS und 
wichtigen Ereignissen, eine Schriften­
reihe und Buchpublikatiqnen wie dies 
will das Forum in der Öffentlichkeit 
wirksam werden. Dabei soll diese Buch­
publikation rasch die Breite des Spek­
trums deutlich machen und hat deshalb 
in hohem Maße auf bereits andernorts 
publizierte Arbeiten zurückgegriffen.

Nach dem 29. Mai fanden zwei weite­
re öffentliche Veranstaltungen statt. 
Am 1. September, in Berlin-Kreuzberg, 
wurde die Frage diskutiert: „In welcher 
Gesellschaft leben wir?“. Einleitende 
Referate hielten Jürgen Kuczynski, 
Heinz Jung und Andre Brie. (6) Am 6. 
November, in Hohenschönhaüsen, lau­
tete das Thema „Leben in der DDR — 
Chance oder Makel?“. Es sprachen un­
ter anderem Gisela Steineckert, Armin 
Stolper, Eberhardt Panitz, Siegfried 
Prokop und Kurt Pätzold. (7)

Wie steht es heute um unsere Sorgen, 
fast ein Jahr nach der ersten Sitzung des
4. Parteitages des PDS, am Vorabend 
seiner zweiten Sitzung? Die Rechtsent­
wicklung in der Bundesrepublik geht in­
nen- und außenpolitisch unvermindert 
weiter. Letzte Zeichen sind der Rück­
tritt der liberalen Justizministerin und 
der mit überwältigender Mehrheit ge­
faßte Beschluß des Bundestags zum 
Einsatz deutscher Kampftruppen in Ex- 
Jugoslawien.

Die PDS hat sich bei den Berliner 
Wahlen im Oktober mit einem Stim- 
menanteil von 32 Prozent im Osten er­
neut als stabiler und dauerhafter Ver­
treter ostdeutscher Interessen erwie­
sen. In Meinungsumfragen hat sie die 
SPD in Ostdeutschland eingeholt. (8)

Der von uns erwartete Ansatz einer 
’XJmarmungsstrategie“ der SPD ge­

genüber der PDS seit dem SPD-Partei­
tag in Mannheim steht damit sicher im 
Zusammenhang. Die damit möglicher­
weise einsetzende Zusammenarbeit 
beider Parteien ist positiv zu beurteilen, 
aber selbstverständlich nicht ohne Ri­
siko. Sie erfordert eine stärkere Beto­
nung und Definition des eigenständigen 
Profils der PDS, und zwar nicht nur tak­
tisch, sondern auch strategisch. Ein Re­
formbündnis ist längst nicht in Sicht 
und erfordert vor allem einen wirklichen 
Reformwillen der SPD.

In diesem Zusammenhang kann es nur 
begrüßt werden, daß der Versuch aus 
der Bundestagsgruppe, die bisherige 
strikte Ablehnung von Kampfeinsätzen 
unter welcher Bedingung auch immer in 
Frage zu stellen, auf fast vollständige 
Ablehnung der PDS stößt. Die Ge­
schichtskonferenz der PDS Ende No­
vember brachte nicht den von uns be­
fürchteten und von anderen gewünsch­
ten Erfolg der Verfechter einer Pau­
schalabsage an die DDR. Gleiches gilt 
für die Erklärung der Historischen 
Kommission der PDS zum 50. Jahrestag 
des Zusammenschlusses von KPD und 
SPD. (9) Gegen ein wirkliches Ende der 
von politischen Gegner vorgegeben 
Ausgrenzungsbestrebungen spricht al­
lerdings die Erklärung von Angela Mar­
quardt im Schlußwort dieser Konferenz, 
immerhin stellvertretende Bundesvor­
sitzende der Partei, die völlig distanzlos 
das Verhalten des sachsen-anhaltini­
schen Abgeordneten Matthias Gärtner 
inSchutz nimmt, der das Auftreten von 
Mitgliedern der Partei mit den Worten 
kommentierte: „Die Ratten verlassen 
wieder ihre Löcher“. (10)

Der Anpassungsdruck wird weiter 
wirksam sein, eben weil es sich um eine 
objektive Gefahr der schrittweisen In­
tegration der PDS in das parlamentari­
sche System mit all seinen Reizen han­
delt. Ohne gesellschaftliche Gegen­
macht im Sinne von Bürgerbewegung 
und sozialen Kämpfen wird sich- das 
Kräfteverhältnis nicht verändern. Die 
PDS muß sich als Teil und Vertreterin 
einer solchen Gegenmacht entwickeln, 
oder sie wird schrittweise zu einer „ganz 
normalen Partei“ und damit überflüssig 
werden. Das marxistische Forum wird 
seinen Beitrag zur Abwehr dieser Ge­
fahr zu leisten versuchen. Letztlich ent­
scheidend aber werden Wählerinnen 
und Wähler, wird die Mitgliedschaft der 
Partei, vor allem die kritische Jugend 
sein. „Gegen Schlendrian und Machtil­
lusion der Zentralbehörden der Arbei­
terbewegung“, schrieb Rosa Luxem­
burg 1911, „gibt es kein anderes Mittel 
als die eigene Initiative, eigene Gedan­
kenarbeit, eignes frisch pulsierendes 
Leben der großen Parteimasse.“ (11) 
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TERMINE
3. Februar. Mitgliederversammlung der 
BWK-AG in und bei der PDS-Bayern um 13. 
Uhr in München, Schwanthalerstraße 139

3J4.2. Grüner Frauenrat in Kassel

9.-11.2.: Wintertreffen der Bundesarbeitsge­
meinschaft der Sozialhilfe-Initiativen in der 
Jugendherberge in Osnabrück, Iburger Str. 2. 
Anmeldungen beim Büro der BAGs in Frank­
furt, Moselstr 25,60329 Frankfurt, 
Tel. 0 69 / 25 00 30, Fax 0 69 / 23 55 84

1. / 3. 3. : Bundesdelegiertenkonferenz von 
Bündnis 90 / Die Grünen in Mainz.

EINLADUNG ZUR BUNDESKONFERENZ: 
Am 9. und 10. März findet in Köln die Tagung 
der Bundeskonferenz BWK statt. Auf der Ta-, 
gesordnung stehen u.a. Berichte zur Tätig­
keit des Vorstandes, Neuwahlen von Vor­
stand und Präsidium sowie die Bildung ver­
schiedener Kommissionen, Vortrag und Dis­
kussion zur Ostpolitik: „Die BRD revidiert 
den Status Quo in Europa“; drei Arbeits­
gruppen zu den Themen Ostexpansion von 
BRD, EU und NATO, Philosophie, Wertlehre 
der Arbeitskraft und Reproduktion.

Die Konferenz ist öffentlich. Interessierte 
Gäste sind herzlich eingeladen. Die Konfe­
renz beginnt am 9. März um 13 Uhr im Ju­
gendgästehaus, Köln-Riehl, An der Schanz 
14, und endet am 10. März gegen 13 Uhr.

Die Trägerorganisationen der Bundeskon­
ferenz sowie Gäste werden gebeten, bis zum
23. Februar die Namen und Anschriften der 
Teilnehmenden sowie Essen- und Übemach- 
tungswünsche an das Büro der Bundeskon­
ferenz, Zülpicher Str. 7,50674 Köln, TeL 0221 - 
216442 zu melden, damit die Konferenzun­
terlagen rechtzeitig verschickt werden kön­
nen. (für das Präsidium der Bundeskonfe­
renz: ehe, har)
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16 Aus Kultur und Wissenschaft

„Auf Mallorca ist das 
Schweigen profunder 
als in anderen 
Ländern.“

George Sand

Die ausgemalte
Utopie Mallorca

E
s gibt diesen schlechten Witz, 
Mallorca sei als deutsches Bun­
desland zu betrachten, so sehr ist 
es in der Hand von Pauschaltouristen 

und Dauergästen aus Deutschland. 
Man spricht deutsch, die Speisekarten 
bieten Sauerkraut und Eisbein an, der 
Kaffee ist der gewohnte magenscho­
nende, sogar eine deutsche Tageszei­
tung gibt es, erwartungsgemäß mit 
Klatsch und Tratsch über Frank Elst- 
ner (der auf der Insel ein Feriendomizil 
hat) und das spanische Königspaar 
(das dort ebenfalls beizeiten residiert). 
Es gibt aber auch eine Geschichte der 
zu den Balearen zählenden Insel (zu­
sammen mit Ibiza, Menorca, Formen- 
tera, Cabrera), die weit in vorchristliche 
Jahrhunderte zurückreicht. Noch heu­
te gibt es aus der Vorzeit einige Kultur­
denkmäler zu besichtigen, Grabanlagen 
und Höhlen. Zur Geschichte der Balea­
ren gehört auch ihre Verbundenheit zur 
spanischen Halbinsel, vor allem auch in 
Sachen Unabhängig eines eignen ka­
talanischen Staates. Im Spanischen 
Bürgerkrieg war die Inselgruppe repu­
blikanisch - und noch heute ist einiges 
von den, nicht zuletzt antifrancisti- 
schen Autonomiebestrebungen an den 
Orts- und Straßennamen sichtbar, die 
sowohl auf Spanisch wie auch Ka­
talanisch zu lesen sind. Wer Mallorca 
heute als Urlauber bereist, um sich in 
den großen Hotelblocks der Tourismu­
sindustrie ein paar Tage Erholung zu 
gönnen, wird von dieser 
Geschichte wenig mit­
bekommen. Wer sich 
aber mit wachen Augen 
ins Landesinnere begibt 
oder einmal die Seiten­
straßen der Inselhaupt­
stadt Palma (bzw. Ciutat 
de Mallorca) durch­
streift, der wird an den 
Wandparolen, vielleicht 
auch bei einer Ge­
sprächsgelegenheit et­
was über die Vergangen­
heit und politische Ge­
genwart der Insel erfah­
ren können (wobei die 
Zeichen der linksgerich­
teten Unabhängigkeits­
bewegung nicht darüber 
hinwegtäuschen dürfen,
daß es ebenso auch eine starke monar- 
chistischreaktioniire Strömung in der 
Bevölkerung gibt). Vor allem aber wird 
man die Schönheiten der Insel ent­
decken können, Orte, die an unberühr­
te Natur erinnern, ebenso wie Schau­
plätze eines Lebens, das bei aller An­
strengung der Landarbeit doch etwas 
von Ruhe, Glück, fast Idealbild der Uto­
pie vermittelt. Das sind freilich Stereo­
typen, die der Urlauber sich leisten darf, 
ohne die wirkliche Not zu übersehen: 
der Bauer, der gemütlich das Feld zu be­
wässern scheint, macht dies aus Was­
serknappheit, die Mandelplantagen ist 
Monokultur und das zur Mittagszeit 
leergefegte Dorf macht schließlich auch 
keinen Magen satt. Für die Rundreise 
nebst Hauptstadtbesuch empfiehlt es 
sich, auf größere Reisegruppen zu ver­
zichten, also entweder ein Auto zu mie­
ten oder aber das Netz der Öffentlichen 
Verkehrsmittel zu nutzen. Es gibt auf 
Mallorca ein relativ verzweigtes Bus­
netz, auch die Taxe ist gegebenenfalls 
eine Möglichkeit. Vor allem lohnt es 
sich, einmal die noch vorhandenen Ei- 
sonbnhnstrccken zu nutzen - eine führt 
In die Insel hinein auch Inen, die unde-

Kathedrale von Palma

re, die noch von einem nostalgischen 
Zug befahren wird, in die nordwestli­
chen Küstenberge nach Söller. Übrigens 
kann auch mit dem Fahrrad schon eini­
ges erreicht werden - die letzten Jahre 
ist die Insel zum Ziel vieler Radsport­
freunde geworden. Angeraten sei ein 
Besuch der Insel im Frühjahr. Zum ei­
nen ist es nicht so voll (und nicht so teu­
er), zum anderen kann man um diese 
Jahreszeit die Landschaft in den kräf­
tigsten Farben erleben; zum Baden ist 
es bisweilen noch zu kalt, für Spazier­
gänge aber allemal richtiges Wetter - die 
Füße halten es im Mittelmeer schon aus. 
Der persönliche Tip: sich ein Hotel im • seine feste Solidarität für die humani- 
Nordosten der Insel zu suchen, in der 
Bucht von Alcudia etwa: ein guter Start­
punkt, um auf Entdeckungsfahrt zu ge­
hen, sei ins Inselinnere, an die Küsten, 
nach Palma oder einfach nur zum Wo­
chenmarkt in Alcudia. Wer gerne 
Klöster und Kirchen besichtigt, wird 
vor allem in den entlegenen Dörfern fin­
dig; aufwendig gearbeitete Glasfenster 
geben den Sandsteinkirchen innen ein 
andächtiges Licht. Viele Schnitzarbei­
ten sind zu bewundern, auch die oft in 
den Fels gebauten Klöster zeugen von 
einer traditionsreichen Kultur, die im­
mer wieder unterschiedlichsten Ein­
flüssen ausgesetzt war. Natürlich domi­
niert das Römisch-Katholische, aber es 
ist maurisch, heidnisch, ja sogar grie­
chisch-antik durchsetzt. Der Atheist 
betritt die religiösen Stätten Mallorcas 

also nicht in Ehrfurcht vor der 
Kirche, sondern in Ehrfurcht 
vor den kulturellen-handwerk- 
lichen Leistungen der Men­
schen. Mit diesem Bewußtsein 
sollte auch die große Kathe­
drale in Palma besichtigt wer­
den. Das bunte Mosaikfenster 
im Kirchenschiff dürfte eines 
der lichtprächtigsten der Welt 
sein. Allein, die Landschaft 
selbst erregt schon von sich 
aus Ehrfurcht: unbedingt soll­
ten die Tropfsteinhöhlen be­

sucht werden (die für den tou­
ristischen Geschmack noch 
farbenfroh beleuchtet werden: 
kitschig, aber deshalb ehr­
lich) . Es gibt grüne Berghänge, 
ja selbst Schnee auf dem höch­
sten Berg (1445 m), ebenso wie 

viel Sand und Strand. Wer will, begibt 
sich auf die Spuren von Persönlichkei­
ten. Der Weg führt zuerst zum Kloster 
vonValldemossa,wo 1838-39 die Schrift­
stellerin George Sand und der Kompo­
nist Frederic Chopin eine heftige Lie­
besbeziehung lebten, die in einem klei­
nen Museum und von George Sand in 
ihrem Bericht Ein Winter auf Mallorca 
festgehalten worden ist. (1) Und schließ­
lich wird man irgendwann auch auf den 
Namen des Künstlers Joan Mirö stoßen, 
der viele Jahre seines Lebens bis zu sei­
nem Tod 1983 auf Mallorca verbrachte.

Joan Miro, Ohne Titel

an den Kämpfen nicht teil, bringt aber

stische Idee in einem Gemälde zum 
Ausdruck: 1937 fertigt er für den spani­
schen Pavillon auf der Weltausstellung 
in Paris das 5,5 x 3,65.großes Wand­
gemälde Der Schnitter oder der ka­
talanische Bauer in Revolte an, das zu­
sammen mit Picassos Guemica zu se­
hen ist (Mirös Bild ist verschollen). Mirö 
kehrt nach Barcelona Anfang der 40er 
Jahre zurück, zieht wieder nach Paris, 
bereist New York - und läßt sich schließ­
lich 1956 auf Mallorca nieder. Es entste­
hen ein Ateliers, Terassengärten, eine 
Keramikwerkstatt, Wohnhaus, und 
schließlich eine 1981 gegründete Stif­
tung, zu der heute ein Museum mit zahl­
reichen Arbeiten Mirös und junger 
Künstler gehört. (2)

Mirös Kunst basiert - wie bei Max 
Emst, auch den Surrealisten, bei Grosz, 
aber doch auf eigenwillige Weise - auf 
dem Prinzip der Montage und der Colla­
ge.. Mirö übermalt großflächig eigene 
und fremde Arbeiten, übermalt Zeitun­
gen mit Farbflächen und Linienpma- 
menten. Feine Zeichnung und grelle 
Farbblöcke stehen kraß zusammen, bil­
den aber doch eine - um ein Wort Mirös 
zu gebrauchen - „poetische“ Einheit. 
Gemalt und skulpturiert hat der Künst­
ler wie ein Besessener, unermüdlich und 
viel -und doch haben manche Arbeiten 
Jahre gebraucht, um fenig zu werden, 
und doch wurden viele Arbeiten auch 
vernichtet. Die Bilder wie auch die 
Skulpturen sind durchweg abstrakt. 
Zwar gibt es Figuren, manchmal auch 
Gegenstände, die surrealistisch wie 
Fundstücke montiert sind, doch wäre es 
verfehlt, das Dargestellte in einen kon­
kreten Bildinhalt zu übersetzen. Viel­
mehr wirken Kräften in den Arbeiten 
Mirös, ja es sind Resultate von Kraft­
strömen. Das abgeschmackte Wort der 
Atmosphäre muß man hier verwenden, 
um das Prinzip der Arbeiten zu verste-

indem sie am Leben Mallorcas gleich' 
sam Teil hat. Er malt nicht den Bauer11 
bei der Landarbeit, nicht die Marktfra11 
in der Stadt, die den Fabrikarbeiter 
sondern er übernimmt deren Materi^ 
und Arbeitsweise in seinen Werken. 
fertigte er beispielsweise 1934 Collage^ 
aus Schmirgelpapier. Eine besonder^ 
Material sollte für ihn der Ton und diß 
Keramik werden., vor allem in Form dß* 
Xiurells. Mirö war Sammler; in seih 
Pinacoteca genannten Vitrinenschräb' 
ken bewahrte er Spielzeug, Figure*1’ 
Bizarres (Knochen etc.) und auch eibf 
große Anzahl malloquinischer Tonpfe1' 
fen, die Xiurells. Es sind einfache, gef^' 
dezu magische Pfeifen aus weißer 
brannter Tonerde, in den kräftigen 
ben Rot, Gelb und Grün spärlich bem^ 
(wie die Bilder Mirös), die einen rauh6/1 
Klang von sich geben. Die Xiurells, 
heute als Andenken massengeferfil^ 
werden, verkörpern in ihrer Einfachlh 
Mirös Idee der Skulptur: „Schütt 
weiße Farbe über diese Zementmasse*1’ 
bemale dann dem Material entspfß' 
chend lebendig und direkt Teile in frei' 
tigen Farben, wie man es von den nh 
orquinischen Pfeifen kennt.“ Einige ff' 
beiten Mirös heißen nicht umsonst ko*1' 
stellationen. Seine Methode, Alltags^' 
genstände zusammenzubringen, geb* 
über das Erschaffen eines Kunstwerk 
hinaus. Er zeigt damit auch an den Dh1' 
gen eine utopische Dimension geradß' 
zu, deckt ein Versprechen auf, was $ 
Welt auch jenseits des ökonomisch 
Zwangs bedeuten könnte. Auf Malkh ’ 
hat Mirö für diese Idee den richtih 
Raum geschaffen. Eine Reise nach M^? 
orca erklärt Mirö und Mirö erklärt

M
irö ist Katalane und hat zu­
sammen mit Künstlern wie 
dem Architekten Antoni Gaudi 
oder dem Maler Salvador Dahli ka­

talanische Kunst geprägt, die von 
fließenden Formen, kräftigen, reinen 
Farben, einer naturhaften Monumenta­
lität und vor allem einen starken Bezug 
auf die traditionelle Kultur gekenn­
zeichnet ist. Seine erste katalanische 
Heimat war die Stadt Barcelona, die er, 
zeitweise sich durchaus als Kommunist 
verstehend, Jedoch wahrend des Spani­
schen Bürgerkriegs verlaßt. Mirö nimmt

hen. Wenn Miro sich nicht zuletzt Mall­
orca als Arbeitsort deshalb ausgesucht 
hat, weil er vom blauen Licht des Him­
mels und des Meeres in den Bann gezo­
gen war, so verstehen wir das nicht al­
lein im Anblick einer Skulptur, - die 
Skulptur muß selbst im Licht dieser In­
sel erscheinen (wer Gelegenheit hat, auf 
Mallorca die Fundacio zu besuchen, 
achten deshalb insbesondere auf die 
Fen sterarchitektonik, die das Außen­
licht in die letzten Winkel bringt). Das 
macht den Künstler zu einem Realisten 
der besonderen Art, indem er nicht rea­
listisch abbildet. Das Naturschöne 
Mallorcas, das ihn faszinierte, macht er 
nicht zur Kunst, sondern seine Kunst 
verweist wie einf Pfeil auf die Natur und 
leitet den Blick des Betrachters weiter 
in die Landschaft Mallorcas. Ebenso 
fängt Miro auch nicht das Leben, die 
Szenen des Alltags gleich einem Histo­
rienmaler ein, sondern wieder gerät sei­
ne Arbeit zu einem sozialen Verhältnis,

seine Art auch noch einmal die Schö^ 
heit dieser Insel. Aber das ist nur der 
dungsbürgerliche Aspekt, der den h 
seumsbesuch wert macht. Viel wicbtiz 
ger ist der Anreiz, den Mirös Arbeit^ 
im Licht der mallorquinischen Soh 
geben, auf der Rundtour durch die & 
sellandschaft und Dörfer mit wenig h 
ben und einfachen Formen auf geeijh 
tem Untergrund einmal Reiseeindrüc^ 
festzuhalten. h

Das „meistgelesendste Buch über MaiiofC^ 
kauft man selbstverständlich als Reisen^ 
auf der Insel selbst in der üblichen, in viel 
Sprachen vorhandenen nur für den Toh 
mus in schlechter Qualität gedruckten A^t 
gäbe (mit einem Vorwort von Luis Ripoll, 
ma de Mallorca 1988).
Ein ähnliches, gleichsam unbedingt seh^ 
wertes Mirö-Museum gibt es auch in Barc‘ 
Iona auf dem Montjuic - in dem architeK^ 
nisch meisterhaften Bau sind vor aliertl (r 
großen Webarbeiten Mirös zu sehen.

Buchempfehlungen: • Barbara CatO^ 
Mirö auf Mallorca, Prestel-Verlag 
gasus): München, New York 1995 u9^ 
mit Abb.) • Führer der Fundacio pil^\ 
i Joan Mirö a Mallorca, Electa: PaiJis 
de Mallorca 1992,110 S. mit Abb. (inh 
Fundacio erhältlich).




